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L iebe Leserin, lieber Leser,
zum Jahresende no chmals 4 0 Seiten intere ssanter
Lektüre (vorau sge setzt, Druckerei, Versandwerk-
statt und Po st schaffen es , d ass Sie das Heft no ch
2 0 0 9 in Händen halten) :

Ulrich Finckh wirft einen Blick auf die Rechtspre-
chung des Bunde sverfassungsgerichts in S achen
Krieg und Frieden, Militär und Kriegsdienstverwei-
gerung − mit dem b etrüblichen Ergebnis , dass das
sonst so hoch gelobte Gericht in dieser Frage üb er
die ganzen letzten Jahrzehnte völlig versagt und die
großen Freiheitsversprechen des Grundge setzes
Militär, Kriegsvorb ereitung und Krieg untergeord-
net hat.

D er Konflikt zwischen Recht und Gerechtigkeit
und dem blutigen Soldatenhandwerk ist auch The-
ma des B eitrags von Helmut Kramer, der sich mit
den aktuellen B e strebungen zur Erreichtung einer
speziellen Militärju stiz auseinandersetzt.

Wer Krieg führt, braucht Sold aten − und zwangs-
läufig kommen manche von denen dann im S arg zu-
rück; das steigert die Motivation der no ch leb enden
nicht gerade . Nach dem Willen der Regierung soll
dagegen ein »Ehrenmal« helfen und »dem Sold aten-
tod mehr Achtung verleihen« - ein » symb olische s D e-
saster« , wie Eugen Januschke zeigt.

Und dieses Heft enthält weitere hervorragende
B eiträge , die verschiedene Aspekte von Gewaltfrei-
heit, Pazifismu s , Antimilitarismu s au s unterschiedli-
chen Sichtweisen deutlich machen . D as macht j a
auch den Wert unsere s Zeitungsproj ekte s seit nun
mittlerweile sechs Jahren au s . Ich meine , die Mühe
die ses Zeitungsmachens lohnt sich .

Sie merken : Ich bin ganz b egeistert. Noch größer
wäre meine B egeisterung, wenn es Ihnen (wenigs-
tens ansatzweise) auch so gehen würde − und d as da-
zu führen würde , dass Sie d ab ei mithelfen, d ass es
dasF or u m Pazi fi s mus auch weiterhin geb en kann.
Vorau ssetzung d afür ist, d ass wir mehr Ab onnentIn-
nen gewinnen . Helfen Sie bitte d ab ei mit, im nächs-
ten Jahr 5 0 neue regelmäßige LeserInnen zu wer-
b en. Gerne stellen wir dafür Ihnen ko stenlo se Wer-
b eexemplare zur Weitergab e zur Verfügung − Anruf
o der E-Mail genügt.

Herzlich grüßt
Stefan K. Ph ilipp



ie erste Verfassung eine s Staate s, die nach
der allgemeinen Erklärung der Menschen-

rechte durch die Vereinten Nationen verfasst wur-
de und darauf fußte , ist das Grundge setz der Bun-
desrepublik D eutschland . Im Unterschied zur Wei-
marer Reichsverfassung geht das Grundgesetz
nach Artikel 1 Ab s . 2 GG von »unverletzlichen und
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundla-
ge j eder menschlichen Gemeinschaft, de s Friedens
und der Gerechtigkeit in der Welt« aus . Abgeleitet
werden sie nach Artikel 1 Ab s . 1 GG au s der unan-
tastb aren Würde des Menschen . Diese Grundlage
unserer Verfassung hat Ewigkeitsgarantien, darf al-
so − anders als das nach der Weimarer Reichsverfas-
sung mit dem Ermächtigungsge setz ge schah −
selb st mit verfassungsändernden Mehrheiten
nicht gekippt werden : D as gilt für den Fö deralis-
mus und die Grundsätze der Artikel 1 und 2 0 nach
Artikel 79 , Ab s . 3 GG sowie für den Wesensgehalt
der Grundrechte , der nach Artikel 1 9 Ab s . 2 GG auf
keinen Fall angetastet werden darf. Aus dem Schei-
tern der Weimarer Republik, aus der NS-Diktatur
und der Katastrophe de s Zweiten Weltkriegs hat
der Parlamentarische Rat im Grundge setz darüb er
hinaus noch eine weitere Konsequenzen gezogen
und einen Friedensauftrag formuliert. Er wird b e-
sonders deutlich in der Ab sichtserklärung der Prä-
ambel, »in einem vereinten Europ a dem Frieden
der Welt zu dienen« , in den Artikeln 2 4 und 2 5 GG
mit der Üb ernahme der allgemeinen Regeln de s
Völkerrechts und der B ereitschaft, sich einem Sys-
tem gegenseitiger kollektiver Sicherheit einzuord-
nen und Vereinb arungen üb er internationale
Schiedsgerichtsb arkeit beizutreten, sowie au s dem
Verb ot des Angriffskrieges in Artikel 2 6 GG .

Als Hüter de s Grundgesetze s ist das Bunde sver-
fassungsgericht vorgesehen (Artikel 9 2 ff. GG) , das
mit Recht einen guten Ruf als Wahrer der Grund-
rechte , der Rechtsstaatlichkeit und der Kontrolle
staatlicher Gewalt genießt. Natürlich gibt e s B erei-
che , in denen e s nicht einfach ist, zu entscheiden,
wie die Würde des Menschen zu wahren ist, weil
die moderne Medizin Anfang und Ende des Leb ens
in vielen Fällen fließend gemacht hat, weil mehr
Wissen auch mehr Möglichkeiten von Eingriffen
ergibt und weil manche Regelungen in j edem Fall
Probleme bereiten wie b ei den Schwangerschafts-
abbrüchen o der der Gentechnik. Auch manche so-
zialen Probleme sind nicht leicht rechtlich zu fas-
sen und bleib en umstritten, ganz gleich wie die

Entscheidungen ausfallen . D em Verfassungsge-
richt ist es aber gelungen, in den meisten Fällen
friedensstiftend zu judizieren und damit seiner
Aufgab e gerecht zu werden . Außerdem stehen sei-
ne Entscheidungen zur Disku ssion, die das Gericht
manchmal selb st mit abweichenden Voten einzel-
ner Richter eröffnet.

Ein B ereich allerdings , der eigentlich eine ganz
b e sondere B edeutung hat, weil e s um Tod und Le-
b en, im Extremfall um den B estand des Staate s
geht, muss von dieser B eurteilung ausgenommen
werden . D as ist der B ereich de s Militärs und der
Kriegsdienstverweigerung. B ekanntlich ist die
Wehrverfassung von 1 9 5 5 nachträglich als Ergän-
zung eingefügt worden . Sie b egrenzt den Einsatz
von Militär auf die Verteidigung und ausdrücklich
im Grundgesetz genannte Aufgab en und sieht für
den Fall der nicht geforderten, ab er ermöglichten
Wehrpflicht einen Ersatzdienst der durch Artikel 4
Ab s . 3 GG ge schützten Kriegsdienstverweigerer
vor, der nach Artikel 1 2 a Ab satz 2 S atz 2 GG die D au-
er des Wehrdienste s nicht überschreiten und die
Freiheit der Gewissensentscheidung nicht b eein-
trächtigen darf. Die se Wehrverfassung war heftig
umstritten . Die FDP verlangte vom Bunde spräsi-
denten, ein Gutachten des Verfassungsgerichte s
dazu anzufordern . D er Streit sollte damit zu Guns-
ten der Wiederbewaffnung entschieden werden .
Als sich aber abzeichnete , dass diese abgelehnt
werden würde , musste der Bundespräsident seine
B itte um das Gutachten zurückziehen . Sp äter hat
Karlsruhe die Wehrverfassung akzeptiert und da-
mit, wie ich meine , das Grundge setz missachtet.
Am deutlichsten wird das am B eispiel der Artikel 1
Ab s . 1 (»Die Würde des Menschen ist unantastb ar. «)
und Artikel 2 Ab s . 2 GG (»Jeder hat das Recht auf Le-
b en und körperliche Unversehrtheit. In diese s
Recht darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegrif-
fen werden . «) D er Gesetze svorb ehalt in Artikel 2
GG soll notwendige medizinische Eingriffe wie
Impfungen und Blutprob en ermöglichen . Ab er
kann er auch angeführt werden, um die unantast-
b are Würde de s Einzelnen auszuhebeln, Töten und
Verkrüppeln im Kriege zu erlaub en und zu recht-
fertigen, dass Wehrpflichtige sich selb st dem aus-
setzen müssen, dass sie eventuell getötet o der ver-
krüppelt werden? Ist da wirklich die Menschen-
würde ge achtet, und wird der We sensgehalt de s
Grundrechtes auf Leb en und körperliche Unver-
sehrtheit nicht do ch angetastet?

Ulrich Finckh

Im Zweifel für die Bundeswehr
Zur Kritik der militärfreundlichen Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichtes
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Mit der Streichung de s Ge setzes , das den Ab-
schuss eine s Passagierflugzeuges erlauben sollte ,
hat das Bunde sverfassungsgericht vor kurzem
deutlich gemacht, dass die Menschenwürde es ver-
bietet, Menschen zum Mittel zu machen . Was ge-
schieht eigentlich andere s, wenn junge Männer
zum Wehrdienst verpflichtet, zum Töten ausgebil-
det und notfalls mit tö dlichen Risiken einge setzt
werden (zum B eispiel für die »Verteidigung am
Hinduku sch«) ? Kann Verteidigung alles rechtferti-
gen? Gilt dann auf einmal der Staat mehr als der Ein-
zelne , mehr als dessen unantastb are Würde ? War
die im Grundge setz vorgesehene Verteidigung, als
die Wehrverfassung b e schlo ssen wurde , nicht nur
direkt als Notwehr und Nothilfe ange sichts der an-
genommenen akuten B edrohung aus dem O sten
verstanden worden? Schon dab ei wurde mehr ver-
langt als sonst b ei Nothilfe . Niemand muss b e-
kanntlich sein eigenes Leben und seine Ge sund-
heit aufs Spiel setzen, um anderen zu helfen . Inso-
fern ging die Wehrgesetzgebung gleich üb er das hi-
naus , was in den Grundrechten vorge sehen war.
Ab er das allgemeine D enken war anscheinend
no ch so von der Kriegswirklichkeit b estimmt, dass
man Risiken, die mit Militärdienst verbunden sind ,
für normal hielt. E s ging nur darum, ob man üb er-
haupt für eine Wiederb ewaffnung war oder grund-
sätzlich dagegen . Wenn man auf den Gesetzesvor-
b ehalt in Artikel 2 Ab s . 2 GG abhebt, ist im Übrigen
zu fragen, welches Ge setz eigentlich abgesehen
von polizeilichem Einsatz das Töten regelt? Und
welches regelt, dass man sich im Krieg, der heute
»Einsatz« heißt, auch selb st dem aussetzen mu ss,
dass man getötet werden kann?

Wenn man die wichtigsten Urteile de s Bunde s-
verfassungsgerichts daraufhin durchsieht, wie die
Grundrechte gegenüb er dem Militär b ehandelt
werden, findet sich eine deutliche Einseitigkeit. Im
Zweifel nützten sie immer der Bunde swehr.

Anknüpfen an unselige Vergangenheit

D as erste und bis heute in vielem maßgeb ende Ur-
teil war das Urteil vom 2 0 . D ezemb er 1 9 60
(BVerfGE 1 2 , 45 ff.) . Konkreter Anlass war der Vor-
lagebe schluss des Verwaltungsgerichts Schle swig,
ob eine Gewissensentscheidung anzuerkennen ist,
wenn der Kriegsdienst nur im Blick darauf verwei-
gert wird , dass man voraussichtlich auf andere
D eutsche schießen mu ss . D as Bunde sverfassungs-
gericht hat − durchaus sachgerecht − zunächst ge-
fragt, ob die Wehrpflicht üb erhaupt verfassungsge-
mäß ist, und erst anschließend die Frage b ehandelt,
welche Gewissensentscheidung nach Artikel 4
Ab s . 3 GG anzuerkennen ist.

Die Wehrpflicht wurde bej aht, weil fast alle frei-
heitlich-demokratischen Staaten − auch neutrale − ,
die Wehrpflicht hab en . Mich erinnert das an die
biblische Geschichte in 1 . S amuel 8 , als die Israeli-
ten einen König hab en wollten und vom Propheten

S amuel forderten, er solle einen einsetzen . S amuel
warnte sie und hielt ihnen vor, was das b edeutet :
»Er wird eure Söhne nehmen, um sie für sich einzu-
setzen b ei seinen (Kriegs-)Wagen und b ei seiner
Reiterei − und sie werden vor seinem Wagen her-
laufen − und um sie für sich einzusetzen als Anfüh-
rer üb er tausend und als Anführer üb er fünfzig (. . . )
und damit sie Geräte für seinen Krieg und die Din-
ge für seinen Wagen anfertigen . « Ab er das Volk wei-
gerte sich, auf die Stimme S amuels zu hören, und
sie sprachen : »Nein ! Wir wollen einen König über
uns ! D ann werden auch wir sein wie alle Nationen . «
Karlsruhe hat nicht von der Verfassung her, son-
dern vorkonstitutionell von der Re alität anderer
Staaten her argumentiert: Sein wie alle Nationen,
das wollten auch die Verfassungsrichter 1 5 Jahre
nach Kriegsende . Natürlich hat das Gericht dann
auch im Grundgesetz gesucht, ob die Wehrpflicht
damit vereinb ar ist. Fündig wurde das Gericht in
Artikel 73 Nr. 1 (Zuständigkeit des Bundes für die
Verteidigung) und in einer kühnen Interpretation
der Würde de s Menschen und der daraus abgeleite-
ten Werteordnung . D as Grundge setz b eruht dem-
nach auf einer Tradition, die auf die preußische Re-
formzeit zurückgeht, und hat ein Menschenbild ,
das nicht das de s »selb stherrlichen Individuums«
ist, sondern das der »in der Gemeinschaft stehen-
den und ihr vielfach verpflichteten Persönlich-
keit« . »E s kann nicht grundge setzwidrig sein, die
Bürger zu Schutz und Verteidigung die ser obersten
Rechtsgüter der Gemeinschaft, deren personale
Träger sie selb st sind , heranzuziehen . « Wirklich?
Wenn das in der Gemeinschaft stehende Individu-
um und seine Würde zum Au sgangspunkt gemacht
werden, kann eigentlich nicht die Regierung o der
das Parlament über die Individuen verfügen . Die
Verteidigung der Gemeinschaft mü sste zur freiwil-
ligen Aufgab e werden, die allenfalls zur b esseren
Wirksamkeit wie in den Freiwilligenarmeen der an-
gelsächsischen Länder staatlich organisiert wird .
D er Rückgriff auf monarchische Zeiten, ist wenig
hilfreich und entspricht nicht dem Grundgesetz .

D ass die preußische Reformzeit nach allem,
was seitdem geschehen ist, nach den Erfahrungen
mit dem Einsatz von Wehrpflichtarmeen b ei den
Angriffskriegen Bismarcks und den von D eutsch-
land begonnenen Weltkriegen und nach der Wie-
dereinführung der Wehrpflicht ausgerechnet
durch Hitler nun als Argument für die Wehrpflicht
dienen konnte , ist mehr als erstaunlich . Statt sich
mit der B eeinträchtigung der Grundrechte durch
die Wehrpflicht auseinanderzu setzen, üb ernahm
das Verfassungsgericht eine Ideologie der staatli-
chen Gemeinschaft, die mich fatal an die NS-Lo-
sung erinnert »Du bist nichts, dein Volk ist alle s« . Im
Grunde wurde die Wehrpflicht b ej aht auf Grund
außerhalb der Verfassung liegender D enkansätze .
Nachträglich wurde das Diktum von Theo dor
Heuß , die Wehrpflicht sei das legitime Kind der D e-
mokratie , dem der Parlamentarische Rat nicht ge-
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folgt war, do ch no ch zur Grundlage der Grundge-
setzinterpretation . E s ist kein Wunder, dass die Ver-
treter der Bunde swehr gerade diesen S atz immer
und immer wieder zitiert hab en .

D ab ei erkennt das Verfassungsgericht durch-
au s, dass die Wehrpflicht den Staat verändert. E s
sagt : »Die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht
ist eine Entscheidung hohen staatspolitischen Ran-
ges ; sie wirkt in alle B ereiche de s staatlichen und
gesellschaftlichen Leb ens hinein . « D ass man dann
fragen mu ss , ob diese Wirkung in alle staatlichen
und gesellschaftlichen B ereiche hinein mit dem
Grundgesetz, vor allem mit den Grundrechten der
Menschen, vereinb ar ist, wurde übergangen . Die
be sondere neue Ausrichtung des Grundgesetze s
nach den Katastrophen der NS-Zeit und des Zwei-
ten Weltkriege s, der Friedensauftrag, die Üb ernah-
me der Menschenrechtserklärung der Vereinten
Nationen und die Konsequenzen, die sich eigent-
lich aus allem ergab en, wurden negiert. Um das zu
stützen wurde erklärt, alle Teile des Grundgesetze s
hätten gleichen Verfassungsrang. Angesichts der
b e sonderen Hervorhebung der Grundrechte mit
ihrer Ewigkeitsgarantie ist das für mich nicht nach-
vollziehb ar.

D ass die Wehrpflicht b ej aht wurde , vor allem,
was Heuß dazu ge sagt hatte , war sicher für viele
Menschen hilfreich . War die Wehrpflicht demokra-
tische Normalität, konnte niemand vorgeworfen
werden, dass er im Zweiten Weltkrieg Soldat war
o der sonst in der Wehrmacht mitgemacht hatte .
Immerhin waren das etwa 1 8 Millionen ! Alle Ver-
brechen von den Angriffen auf neutrale Staaten
und den Überfällen trotz b estehender Nichtan-
griffsp akte üb er alle Kriegsverbrechen gegen die
Zivilb evölkerung bis hin zu den Massenmorden in
den Ghetto s und Vernichtungslagern waren auf
einmal nicht mehr individuell zu verantworten .
Mitmachen in der Wehrmacht war j a demokrati-
sche Pflicht. Die von den Nazis gern zitierte briti-
sche Rede »right or wrong − my country« wurde
selb st für diesen Eroberungs- und Vernichtungs-
krieg mit seinen ungeheuerlichen Verbrechen im
Ergebnis nachträglich akzeptiert.

Rechtsschöpferisch wurde das Verfassungsge-
richt, das seine Interpretationshoheit erstaunlich
weit ausnützte , auch bei der Entscheidung der kon-
kreten Frage , ob j emand , de ssen national b estimm-
te s Gewissen den Krieg gegen deutsche Brüder ab-
lehnt, den Schutz de s Artikel 4 Ab s . 3 GG b e anspru-
chen kann . Karlsruhe sagte nein, lehnte eine situa-
tionsb edingte Kriegsdienstverweigerung aus-
drücklich ab . Die se Entscheidung nahm das Ge-
richt allerdings sofort etwas zurück, indem die Ab-
lehnung j eglichen Kriegsdienste s nur »hier und
heute« gefordert wurde . Gustav Heinemann hat da-
mals protestiert, auf die Situationsbezogenheit al-
ler Gewissensentscheidungen hingewiesen, ab er −
typisch Rechtsanwalt, der üb erlegt, wie Mandan-
ten zu helfen ist − vorge schlagen, was sp äter tau-

sendfach vorgetragen wurde , dass man konkrete
B edenken j a auch als Anlass nehmen kann, um da-
raufhin »j eden Krieg hier und heute« abzulehnen .
Indem das Verfassungsgericht in dieser ersten
grundlegenden Entscheidung anfing, Gewissens-
entscheidungen zu beurteilen, hat e s die ganze Mi-
sere der Prüfungsverfahren, in denen viele tausend
Verweigerer zu Unrecht abgelehnt wurden, ver-
schuldet. Die Argumentation mit der Menschen-
würde wurde ins Gegenteil verkehrt. D er Missach-
tung der in Artikel 4 GG au sdrücklich geschützten
Gewissen wurden Tor und Tür geöffnet.

Nachträglich kann man sicher sagen, dass auch
der Vorlageb eschlu ss insofern unge schickt war, als
er nicht die Problematik der Gewissensprüfung an-
sprach . D as Verfassungsgericht ging davon aus ,
dass in den Anerkennungsverfahren fair danach ge-
fragt und gesucht wird , ob eine an Gut und B ö se
orientierte Entscheidung getroffen wird , gegen die
nicht ohne ernste Gewissensnot gehandelt werden
kann . D as Anerkennungsverfahren nach Verwal-
tungsrecht geht aber davon aus , dass der Kriegs-
dienstverweigerer ein Antragsteller ist, der sein Ge-
wissen selb st darlegen, j a b eweisen muss . Bleib en
Zweifel, gehen die zu seinen Lasten . Weil das
Grundrecht nicht sofort bis zum B eweis de s Gegen-
teils gilt, sondern b eantragt, b ewiesen und staat-
lich geprüft werden mu ss, hat es seinen Rang als
Grundrecht verloren . D as ist radikal anders als bei-
spielsweise b ei Einschränkung oder Entzug von
Grundrechten in Strafverfahren . D a ist im Zweifels-
fall für den Angeklagten zu entscheiden .

D as Gericht lässt sich (gerne?) belügen

Eine nächste grundlegende Entscheidung vom
7. März 1 9 68 b etrifft die ersten Totalverweigerer
au s den Reihen der Zeugen Jehovas , die den Zivilen
Ersatzdienst verweigerten . Eine erhebliche Reihe
von Urteilen hatten wiederholte Strafen verhängt.
D er 2 . Senat hob die Urteile auf (BVerfGE 2 3 , 1 9 1
ff.) . »Die selb e Tat im Sinne von Art. 1 0 3 Ab s . 3 GG
liegt auch vor, wenn die wiederholte Nichtb efol-
gung einer Einberufung zum zivilen Ersatzdienst
auf die ein für allemal getroffene und fortwirkende
Gewissensentscheidung des Täters zurückgeht ; ei-
ne dazwischen ergangene Verurteilung wegen
Dienstflucht steht dem nicht entgegen . « Was ver-
weigererfreundlich wirkt, ist trotzdem problema-
tisch, weil das hohe Gericht nicht einen Gedanken
an die Üb erlegung verwandt hat, ob in solchen Fäl-
len Artikel 4 Ab s . 1 GG anzuwenden wäre . Wer von
seinem Gewissen her j eden Kriegsdienst für ein
Verbrechen hält, für das er auch keinen Ersatz leis-
ten kann, hat Anspruch darauf, dass die se Gewis-
sensnot akzeptiert wird .

In der Zeit de s Vietnamkrieges nahm die Zahl
der registrierten Kriegsdienstverweigereranträge
plötzlich stark zu . Eine Anordnung de s Bunde smi-
nisteriums der Verteidigung vom 1 5 . Oktob er 1 9 6 6 ,
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Soldaten, die einen Antrag auf Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer ge stellt hatten, schon vor
ihrer Anerkennung vom Waffendienst zu b efreien,
wurde de shalb am 1 . Juli 1 9 68 dahingehend einge-
schränkt, dass die se B efreiung nach Ablehnung des
Antrages aufgehob en wurde . Am 2 1 . Februar 1 9 69
wurden schließlich b eide Verfügungen aufgeho-
b en, von verweigernden Soldaten also fortan nor-
maler Dienst verlangt. D agegen gab e s Verfassungs-
b eschwerden, die zu folgendem Urteil vom 2 6 . Mai
1 970 führten (BVerfGE 2 8 , 2 4 3 ff.) :

» 1 . Ist üb er den Antrag eine s Soldaten auf Aner-
kennung als Kriegsdienstverweigerer no ch nicht
rechtskräftig entschieden und verweigert der Sol-
dat in die ser Zeit eine von ihm geforderte militäri-
sche Dienstleistung, so verstößt die B ewertung sei-
nes Verhaltens als Dienstvergehen nicht gegen sei-
ne Grundrechte aus Art. 4 Ab s . 3 , Art. 1 Ab s . 1 o der
Art. 2 Ab s . 1 GG .

2 . Nur kollidierende Grundrechte Dritter und
andere mit Verfassungsrang ausge stattete Rechts-
werte sind mit Rücksicht auf die Einheit der Verfas-
sung und die von ihr ge schützte ge samte Wertord-
nung ausnahmsweise imstande , auch unein-
schränkb are Grundrechte in einzelnen B eziehun-
gen zu b egrenzen . « (Was der Unterschied zwischen
einschränken und b egrenzen ist, weiß ich nicht.)

Die Verfassungsb e schwerden wurden zurück-
gewiesen . In der B egründung wird die Statistik der
Anträge zitiert; es wird zu Recht üb erlegt, dass im
b esonderen B ereich de s Wehrrechts auch Minder-
j ährige prozessfähig sein müssen, und dann wird
eine Abwägung getroffen :

»D em Interesse des no ch nicht anerkannten
Kriegsdienstverweigerers steht gegenüb er die
Notwendigkeit eine s unge störten Dienstb etrieb es
der Bunde swehr bis zur endgültigen Entscheidung
üb er die Anerkennung sowie das B edürfnis nach
Aufrechterhaltung der D isziplin . Abzuwägen ist
unter die sen Umständen die Sicherung de s inne-
ren Gefüge s der Streitkräfte , die imstande sein
müssen, ihre militärischen Aufgab en zu erfüllen,
gegen das Interesse des Kriegsdienstverweigerers
an der Freiheit von j eglichem Zwang gegenüber
seiner Gewissensentscheidung. Die Einrichtung
und Funktionsfähigkeit der Bundeswehr haben für
diese Abwägung verfassungsrechtlichen Rang, da
Art. 1 2 a Ab s . 1 , Art. 73 Nr. 1 und Art. 87 a Ab s . 1 S atz
1 GG die Wehrpflicht zu einer verfassungsrechtli-
chen Pflicht gemacht und eine verfassungsrechtli-
che Grundentscheidung für die militärische Ver-
teidigung getroffen hab en . D ab ei b ezieht sich die
vorzunehmende Abwägung in den vorliegenden
Fällen nur auf den Waffendienst im Frieden . «

»Ein Verstoß gegen Art. 1 GG durch die B ewer-
tung der Dienstverweigerung als Dienstvergehen
kommt nicht in B etracht. Aus Erwägungen, die
dem Gedanken der Menschenwürde nahe stehen,
hat das Grundgesetz unter b e stimmten Vorau sset-
zungen das Kriegsdienstverweigerungsrecht zuge-

lassen . D amit hat e s zugleich ab schließend fe stge-
legt, welche im Gewissen b egründeten Haltungen
die Kriegsdienstverweigerung rechtfertigen . Über
die Grenzen des Art. 4 Ab s . 3 GG hinaus erkennt e s
weder weitere Gewissensvorb ehalte an no ch die
B erufung auf die Menschenwürde gegenüber den
nach Art. 4 Ab s . 3 GG zumutb aren Verpflichtun-
gen . «

»Berechnetes Recht«

D as Urteil ist eine Stellungnahme für die Intere ssen
der Bundeswehr, die in dreifacher Hinsicht schwer
zu verstehen ist. Die B ezugnahme auf die Statistik
ist deshalb problematisch , weil die se von Seiten
de s Verteidigungsministeriums grob beeinflusst
wurde . Anfangs wollte man so tun, als seien Kriegs-
dienstverweigerer eine winzige Minderheit. D e s-
halb wurden Verweigerer möglichst schon b ei den
Musterungen aussortiert, so dass ihre Anträge
nicht zu den Ausschü ssen kamen und dort auch
nicht registriert wurden . Erst als das schwierig
wurde , weil die Zahlen stiegen, wurde plötzlich
umgeschaltet, und nun schien alles anders zu sein .
Eigentlich gilt : Judex non calculat. Die zweite
Merkwürdigkeit ist die B ezugnahme auf eine ver-
fassungsmäßige Wehrpflicht, obwohl diese nur er-
möglicht, nicht geboten und erst durch einfache s
Ge setz realisiert wird . Und die dritte ist die B ehaup-
tung, anders als nach einer ab sehb aren Anerken-
nung sei der plötzliche Ausfall von Soldaten eine
Gefährdung der Funktionsfähigkeit der Bunde s-
wehr. B ekanntlich gibt e s nicht selten Unfälle und
Krankheiten, auch Disziplinar- und Strafverfahren,
die zu plötzlichen Ausfällen von Soldaten führen .
D arauf mu ss die Bunde swehr eingestellt sein . D er
Unterschied zu dem ab sehb aren Ausfall eines Sol-
daten, wenn er als Kriegsdienstverweigerer aner-
kannt wird , be steht in der Regel au s wenigen Tagen
zwischen Antrag und Anerkennung.

Am 2 6 . M ai 1 970 ging e s um wiederholte Diszip-
linarstrafen b ei der Bundeswehr (BVerfGE 2 8 , 2 64
ff.) . D as Urteil fiel anders aus als b ei den Zeugen Je-
hovas : »Wiederholte Arrestmaßnahmen im Diszip-
linarverfahren gegen einen Soldaten, der zur Zeit
der Disziplinarbe strafungen noch nicht als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt war, verletzen b ei B e-
achtung de s Grundsatze s der Verhältnismäßigkeit
weder das Grundrecht aus Art. 1 0 3 Ab s . 3 GG no ch
das Rechtsstaatsprinzip . « Zur B egründung findet
das Gericht : » . . . eine verschiedene Abgrenzung der
Tatidentität für das Straf- und Disziplinarrecht ist
sachgerecht. « E s findet sich keine Üb erlegung, was
die Disziplinarstrafen für einen Gewissenstäter
und für seine Menschenwürde b edeuten, auch kei-
ne Kritik daran, dass der Bunde sminister der Ver-
teidigung solche B estrafungen den allein zuständi-
gen Vorgesetzten b efiehlt.

Am 1 2 . Oktob er 1 97 1 wird es mit den Strafen
ernster, weil es in dem Fall von Gehorsamsverwei-
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gerung nicht mehr nur um disziplinäre B estrafung,
also um Erziehung zu künftigem militärischem
Wohlverhalten, sondern um Jugendarrest geht. Die
B e strafung wird gebilligt (BVerfGE 3 2 , 4 0 ff.) , auch
noch nach der Anerkennung als Kriegsdienstver-
weigerer, ab er der Disziplinararrest ist anzurech-
nen . In abweichenden Voten machten drei Richter
geltend , dass der Arrest ihrer Rechtsauffassung
nach nicht mehr zulässig sei, wenn der Soldat als
Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist.

Eine b e sondere Qualität erreichte die militär-
freundliche Rechtsprechung 1 97 7/78 im Prozess
um das so genannte Po stkartenverfahren . Die sozi-
al-liberale Ko alition hatte das unerträgliche Verfah-
ren zur Prüfung der Gewissensentscheidungen
der Kriegsdienstverweigerer wenigstens weitge-
hend ersetzen wollen . Eine einfache Erklärung soll-
te b ei no ch nicht zur Bundeswehr Einb erufenen in
Verbindung mit drei Zusatzmonaten Ersatzdienst
reichen, um als Kriegsdienstverweigerer aner-
kannt zu werden . Die se s Gesetz wurde vo n den
Unionsp arteien wütend b ekämpft. Die CDU/CSU-
Bunde stagsfraktion und die unionsregierten Bun-
desländer klagten in Karlsruhe gegen das Gesetz .
D as Bundesverfassungsgericht hat mündlich ver-
handelt und b ald danach das Ge setz zunächst
durch eine einstweilige Anordnung außer Kraft ge-
setzt (BVerfGE 78 , 2 5 ff.) .

Die Bunde sregierung erhob keine Gegenvor-
stellungen, und nach einiger Zeit wurde das Gesetz
dann für nichtig erklärt (BVerfGE 78 , 3 64 ff.) . Nur
am Rande wurde argumentiert, dass die Zu stim-
mung de s Bundesrates notwendig gewe sen wäre ,
was die Ablehnung de s Ge setzes rechtfertigte .
Ganz unnötig wurde das Gesetz inhaltlich kriti-
siert. Ein wichtige s Argument waren die statisti-
schen Angaben de s Verteidigungsministeriums ,
die eine Verweigererflut suggerierten . D as alte
Wort judex non calculat, die Unabhängigkeit de s
Richters von eventuellen Auswirkungen, wurde
wieder missachtet und schon in der einstweiligen
Anordnung auf die zahlenmäßige Entwicklung B e-
zug genommen . Im Urteil wurde einerseits zu
Recht fe stge stellt, d ass e s dem Ge setzgeb er frei-
steht, eine Wehrpflichtarmee o der eine Freiwilli-
genarmee zu organisieren . Andererseits wurde die
Wehrpflicht zu einer staatsbürgerlichen Pflicht ho-
hen Range s ho chstilisiert. Die Herrschaft de s Arti-
kels 3 GG (vom Gericht als »Wehrgerechtigkeit« b e-
zeichnet) war für das Gericht offensichtlich nur in
Gefahr, weil die vielen Verweigerer nicht alle Er-
satzdienst leisten könnten, was tatsächlich nicht
der Fall war. E s wurde fe stgelegt, dass es keine Wahl
zwischen Wehr- und Ersatzdienst geb en darf, dass
vielmehr der Staat sich üb erzeugen muss , dass eine
Kriegsdienstverweigerung auf einer Gewissens-
entscheidung beruht. D ab ei wurde angeordnet,
dass alle Kriegsdienstverweigerer Ersatzdienst leis-
ten mü ssen, was inzwischen dazu führt, dass viel
mehr Verweigerer einen Ersatzdienst leisten als

Wehrpflichtige Grundwehrdienst von neun Mona-
ten in der Bunde swehr.

Peinlich war allerdings , dass − was leider erst
sp äter herauskam − alle statistischen Angab en irre-
führend , j a geradezu b etrügerisch waren . Die
Kriegsdienstverweigereranträge waren bis dahin
von den Prüfungsau sschüssen registriert worden .
D as b edeutete , dass die Anträge der Verweigerer
erst nach der Mu sterung registriert wurden, wenn
entschieden war, wer untauglich war o der aus an-
deren Gründen nicht für eine Einberufung in Frage
kam . D er Musterungsb e scheid enthielt dann den
zu sätzlichen Vermerk, dass es nun keiner Entschei-
dung üb er die Verweigerung mehr b edürfe . D er
Antrag kam also gar nicht bis zum Prüfungsaus-
schuss und wurde folglich dort auch nicht regis-
triert. D as war geändert worden . Für das neue Ge-
setz hatte die Bundeswehrverwaltung angeordnet,
dass die Kreiswehrersatzämter alle Kriegsdienst-
verweigereranträge sofort registrieren, nicht etwa
erst wie bisher nach der Mu sterung die Anträge der
Einb erufb aren . D as veränderte die Statistik grund-
legend , do ch wurde das dem Gericht verschwie-
gen . Alle Anträge von Leuten, die sp äter untauglich
gemustert wurden oder aus anderen Gründen
nicht einberufb ar waren, wurden j etzt mitgezählt.
Zusätzlich wurden alle Anträge registriert, die bis
dahin üb erhaupt nicht b e achtet wurden, etwa die
Prote stanträge von Rentnern, die Symp athieaktio-
nen von Freundinnen der Verweigerer und die An-
träge p azifistischer Eltern, die für ihr B aby eine
Kriegsdienstverweigerung erklärten . Die verheim-
lichte Umstellung der Statistik war regelrechter B e-
trug und täu schte einen B erg von Kriegsdienstver-
weigereranträgen vor, den es nicht gab . Tatsäch-
lich hatte sich fast nichts an der Zahl der Anträge ,
die bisher registriert wurden, geändert. Ab er die
Täu schung führte dazu , dass das Bunde sverfas-
sungsgericht meinte , es könnten nicht alle Kriegs-
dienstverweigerer Ersatzdienst leisten, und sozusa-
gen die Notbremse zog .

Natürlich kann man fragen, ob ein Urteil, dass
durch solchen statistischen B etrug erwirkt wird ,
dem Verfassungsgericht zum Vorwurf gemacht
werden darf. Ich denke , dass man das au s zwei
Gründen sogar muss . Einmal gilt alle s, was der
Richter Hirsch in seinem abweichenden Votum ge-
sagt hat. D er frühere Abgeordnete war nicht so ein-
fach b ereit, den Angaben und Wünschen de s Minis-
teriums zu folgen . Und dann muss man von einem
Gericht verlangen, dass e s den Tatb estand gründ-
lich aufklärt. B ei Verfassungsstreitigkeiten gibt e s
nicht den Weg durch die Instanzen, bei dem der
Tatb e stand vorher sorgfältig erhoben wird . D es-
halb muss das Verfassungsgericht die S ache selb st
aufklären und hat die Pflicht, das gewissenhaft zu
tun . D ass das unterblieben ist und man sich einfach
auf die Angab en des Verteidigungsministeriums
verlassen hat, ist nur verständlich aus einem tiefen
Misstrauen gegenüb er den Kriegsdienstverwei-
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gerern und einem üb ertrieb enen Vertrauen in die
Angab en der Regierung . Die ungeheuren statisti-
schen Veränderungen hätten misstrauisch machen
müssen . Zur Entschuldigung des Gerichte s kann
man allenfalls anführen, dass nach der einstweili-
gen Anordnung keine Gegenvorstellung der Regie-
rung erfolgte , auf die das Gericht hätte reagieren
können . Aber die war natürlich von dem Ministeri-
um, das für die Täuschung de s Gerichts verantwort-
lich war, nicht zu erwarten . So bleibt die Frage , ob
das Gericht wenigstens sp äter, als der B etrug b e-
kannt wurde , korrigierend eingegriffen hat. D as
hat e s nicht getan, sondern die aus der Situation er-
lassene Anordnung, dass der Staat sich von der Ver-
weigerung üb erzeugen mu ss, eb enso unverändert
gelassen wie die Anordnung, dass Kriegsdienstver-
weigerer Ersatzdienst leisten müssen . Die Feststel-
lung, dass die Wehrpflicht unter der Herrschaft des
Artikels 3 GG steht, hat das Gericht auch nicht ge-
genüb er der Bunde swehr durchge setzt, als nur
no ch wenige Wehrpflichtige einb erufen wurden .
Vorlageb e schlüsse von Gerichten, die auf die feh-
lende Wehrgerechtigkeit hinwiesen und sie als un-
gerecht b eanstandeten, weil das Verfassungsge-
richt die B e achtung von Artikel 3 GG zur Pflicht ge-
macht hatte , wurden mit Verfahrensrügen abgebü-
gelt. (Zur Kritik z. B. an einer solchen En tschei-
dung des Bundesverfassungsgerich t vgl. den Bei-
trag vo n Glenewinkel/To biassen in F or u m Pazi -

fi s mus 23, 15ff. − A nm. d. Red.)
1 9 8 4/ 1 9 8 5 b ei dem Prozess üb er das Kriegs-

dienstverweigerungs-Neuordnungsgesetz (BVerf-
GE 8 , 3 5 4 ff.) ist das Bunde sverfassungsgericht wie-
der, diesmal sogar auf mehrfachen statistischen B e-
trug de s Verteidigungsministeriums hereingefal-
len . Um die Prüfungsverfahren weitgehend au szu-
setzen und trotzdem die Forderung de s Verfas-
sungsgerichte s von 1 978 zu erfüllen, sollten Ver-
weigerer im Ersatzdienst zum B eweis de s Ernstes
ihrer Gewissensentscheidung ein Drittel länger
dienen als die Grundwehrdienstleistenden der
Bundeswehr. D agegen klagten die SPD-Fraktion
und die von der SPD geführten Lande sregierun-
gen . In der mündlichen Verhandlung ging e s um
die B egründung der langen Zusatzdienstzeit, die
Artikel 1 2 a Ab s . 2 S atz 2 GG verbietet. Die Regie-
rung argumentierte mit mehreren Vergleichen, die
die höhere zeitliche B elastung der Soldaten b ele-
gen und damit die Zusatzdienstzeit rechtfertigen
sollten .

Zunächst ging es um die Wo chendienstzeiten .
Die seien b ei Soldaten viel länger als b ei Zivildienst-
leistenden . Verschwiegen wurde , dass die Statisti-
ken ungleich waren . Im Wehrdienst wurde alle s ge-
zählt, was auf dem Dienstplan stand von Aufstehen,
Waschen, Anziehen, B ettenmachen und Stub enrei-
nigen bis zum Dienstende ohne Abzug von Pau sen .
Im Zivildienst wurden ab er Abzüge gemacht :
Dienst in der Unterkunft wurde bis zu täglich zwei
Stunden nicht gerechnet, Waschen, Anziehen etc .

sowieso nicht. Gezählt wurde in Anlehnung an die
Tarifverträge der zivilen B eschäftigten dann nur
die tatsächliche Dienstzeit, und die wurde bei B e-
reitschaftsdienst no ch heruntergerechnet auf die
dab ei durchschnittlich zu leistende Arb eit. Trotz-
dem wurde b ehauptet, die B erechnungen seien
gleich . Verschwiegen wurde außerdem, dass es bei
der Bundeswehr zusätzlich noch Zeitgutschriften
gab , j eweils 2 4 Stunden zusätzlich zum Dienst laut
Dienstplan für j eden Tag im Manöver, auf dem
Truppenübungsplatz, im Wachdienst o der b ei der
Marine auf See . D er Dienst eines Soldaten an einem
Tag konnte b ei dieser B erechnung so lang sein wie
zwei Kalendertage . Die Dienstzeitb erechnungen
waren also in keiner Weise vergleichb ar.

Ein zweites Argument waren die Wehrübungen
und die Verfügungsbereitschaft. Die Statistik der
Wehrübungen war auch irreführend . E s wurden
nämlich nicht die Übungen der Wehrpflichtigen
aufgeführt, die allein mit Zivildienstleistenden ver-
gleichb ar sind , sondern alle Übungen, auch die der
ehemaligen Zeit- und B erufssoldaten, die als Kader
o der Vorgesetzte auf dem Laufenden gehalten wer-
den sollten, und die freiwilligen Übungen der Re-
servisten, die höhere Dienstgrade erwerben woll-
ten . Zusätzlich wurde behauptet, die Übungen
würden demnächst verdoppelt. Tatsächlich wurde
die Zahl der Übungsplätze sofort nach dem Urteil
von 5 . 0 0 0 auf 3 . 0 0 0 reduziert, und selb st von die-
sen wurden nur 2 . 0 0 0 in Anspruch genommen,
weil Übungen von Re servisten wegen der Erstat-
tung von Verdienstausfall sehr teuer sind . Von der
Verfügungsb ereitschaft wurde bis dahin (übrigens
auch seitdem) nie Gebrauch gemacht. Wie 1 97 7/78
hat die Regierung das Verfassungsgericht statis-
tisch getäu scht, und wieder ist das Gericht darauf
hereingefallen, hat das Gesetz im Wesentlichen ge-
billigt. Einzige Korrektur: Im Kriege mü ssen Solda-
ten, die einen Kriegsdienstverweigerungsantrag
stellen, sofort vom Dienst an der Waffe b efreit wer-
den .

Militär wichtiger als Gewissen

Überblickt man die Geschichte der Rechtspre-
chung zum Grundrecht der Gewissensfreiheit der
Kriegsdienstverweigerer, so muss man sagen, dass
zwar oft das Grundrecht zitiert und als wichtig hin-
ge stellt wurde . Ab er im Ergebnis war regelmäßig
das Interesse der Bundeswehr wichtiger mit ver-
schiedenen B egründungen . M al ging es um die
Wehrpflicht international, mal um die Werteord-
nung de s Grundgesetze s, mal um die B e schrän-
kung des Rechte s der Verweigerer ganz gezielt nur
auf den Ab satz 3 de s Artikels 4 GG, ab er nie um den
Schutz der Gewissensfreiheit, schon gar nicht die
der totalen Kriegsdienstverweigerer, auch nie um
die Schwierigkeiten und skandalö sen Fehlurteile
der Anerkennungsverfahren o der den Friedensauf-
trag de s Grundgesetzes . Stattde ssen wurde die
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Runde der Parteichefs verlangt hab en, auf die Ver-
längerung der Dienstzeiten zu verzichten, was ab er
am C SU-Vorsitzenden Waigel ge scheitert sein soll .
Für die FDP b ohrten die Junglib eralen weiter. Auf
Nachfragen von Journalisten im Verteidigungsmi-
nisterium wurden verschiedene Zahlen genannt.
D amit fiel der Schwindel auf. D as führte zu solchen
Prote sten, dass die Verlängerung nicht exekutiert
wurde .

Im gleichen Jahr kamen dann der 2 + 4-Vertrag
und die deutsche Vereinigung. D eutschland wurde
verpflichtet, die Bunde swehr zu verkleinern . D es-
halb wurde die Dienstzeit b ei der Bundeswehr auf
1 2 Monate verkürzt. B ei der Pressekonferenz wur-
de Verteidigungsminister Stoltenb erg gefragt, was
das für den Zivildienst b edeute . Er antwortete : » 1 5
Monate . « D er frühere Finanzminister hatte sich ver-
rechnet ! D as ergab für die Regierung ein Dilemma:
Sollte sie das zugeb en o der so tun, als ob nur no ch
drei Zu satzmonate verlangt werden? Sie entschlo ss
sich für die zweite Möglichkeit. Die se drei Zu satz-
monate wurden dann nach und nach ge strichen,
weil das Bunde sministerium für Familie , Senioren,
Frauen und Jugend zu Sp armaßnahmen verpflich-
tet wurde und die Zentralstelle KDV vorrechnete ,
welche s Sp arvolumen ein Monat Dienstzeit bietet.
Auch eine andere Verbe sserung lief üb er politische
Entscheidungen . Die Zuständigkeit für die Prü-
fungsverfahren wurde von der Wehrverwaltung
auf das Bundesamt für den Zivildienst üb ertragen,
das nicht für die Einberufung der Soldaten sondern
der Zivildienstleistenden zuständig ist. Die andere
Intere ssenlage wirkte sich so aus , dass inzwischen
fast alle Anträge von Kriegsdienstverweigerern,
wenn auch oft erst nach Rückfragen, po sitiv b e-
schieden werden .

Geblieb en sind aber Probleme in der Verwirkli-
chung der Grundrechte . Für Totalverweigerer gibt
es immer no ch nicht die Anwendung von Artikel 4
Ab s . 1 GG, obwohl klar ist, dass für sie j eder Kriegs-
dienst und j ede Vorb ereitung ein solche Verbre-
chen sind , dass sie für das Nichtmitmachen keinen
Ersatz leisten können . Sie schaden niemandem,
sondern halten sich an Art. 2 Ab s . 2 GG, den Schutz
von Leb en und körperlicher Unversehrtheit. Trotz-
dem werden sie kriminalisiert. M anche streiken
auch, weil sie die grobe Ungerechtigkeit der will-
kürlichen Einb erufungen Weniger für so gravie-
rend halten, dass sie mit ihrer Verweigerung den
Prote st deutlich machen wollen, und werden eb en-
so dafür be straft.

Für Kriegsdienstverweigerer, die zu einem Er-
satzdienst bereit sind , ist nach wie vor zu b eanstan-
den, dass ihr garantierte s Grundrecht nicht einfach
gilt, sondern sie einen Antrag mit b eigefügtem Le-
b enslauf nach Verwaltungsrecht stellen müssen,
der von staatlicher Seite üb erprüft wird . Sie müs-
sen b eweisen, was nicht b ewie sen werden kann .
D as entwertet das Grundrecht. Unangemessen ist
auch, dass wegen de s durch B etrug erschlichenen

Wehrpflicht als staatsbürgerliche Pflicht von ho-
hem Rang in den hö chsten Tönen gelobt, gar zur
verfassungsrechtlichen Pflicht erklärt. Sogar die
Funktionsfähigkeit der Bundeswehr wurde der
Würde des Einzelnen und seinem Grundrecht au s
Art. 4 Ab s . 3 GG vorgezogen . D em entsprechen die
Urteile zu den militärischen Auslandseinsätzen
und zur Nato . Die »neue Nato« , die völkerrechts-
widrig mit dem Ersteinsatz von Atombomben
droht und ihr festgelegtes Vertragsgebiet am ratifi-
zierten Vertrag vorbei durch einfachen B eschluss
auf die ganze Welt au sgeweitet hat, wurde ohne
neue p arlamentarische Zustimmung gebilligt, weil
sie j a weiterhin das Ziel hab e , Frieden zu erhalten .
D as klassische Militärbündnis wurde gar zu einem
System gegenseitiger (also Fronten üb ergreifen-
der) kollektiver Sicherheit erklärt. So hilfreich das
Bunde sverfassungsgericht in vielen Fragen der
Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit war und
ist, so einseitig war e s bisher leider im Zweifel für
die Bundeswehr.

Wie kommt e s dann zu Verb esserungen für die
Kriegsdienstverweigerer? Bisher waren es politi-
sche Entscheidungen, die geholfen hab en . Die zu-
sätzlichen neun Monate im zivilen Ersatzdienst, die
das Verfassungsgericht nicht be anstandet hatte ,
wurden 1 972 mit dem Zivildienstge setz abgelö st
durch die Regelung, dass nur für j eden tatsächli-
chen angefangenen Monat Wehrübungszeit p au-
schal ein Monat an den Zivildienst angehängt wur-
de . D er 1 978 gescheiterte Verzicht aufviele mündli-
che Prüfungsverfahren kam doch no ch 1 9 84 mit
dem Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsge-
setz . D er Preis dafür war allerdings die Verlänge-
rung de s Zivildienstes um ein Drittel .

D ass aus der Drittelverlängerung nur eine Zu-
satzdienstzeit von drei Monaten wurde , ist eine lus-
tige Ge schichte . Vorausgegangen war wieder ein
B etrugsversuch des Bunde sministeriums der Ver-
teidigung. 1 9 89 hatte es mit Alarmmeldungen üb er
b ald fehlende Wehrpflichtige erreicht, dass die
Verlängerung der Dienstzeiten für Soldaten von 1 5
auf 1 8 Monate , für Zivildienstleistende von 2 0 auf
2 4 Monate gesetzlich vorgesehen wurde . D ab ei
war dem Bunde stag zugesagt worden, dass davon
nur Gebrauch gemacht würde , wenn nicht mehr
au sreichend Wehrpflichtige zur Verfügung stehen .
1 9 9 0 wurde nun b ehauptet, es geb e nicht mehr ge-
nügend Wehrpflichtige , die verlängerten Dienst-
zeiten seien j etzt notwendig . Als ich nachrechnete ,
kam ich darauf, dass noch minde stens 70 0 . 0 0 0 ein-
berufb are Wehrpflichtige zur Verfügung standen .
Die »Frankfurter Rundschau« brachte meine Rech-
nung groß auf der ersten Seite und lö ste heftige Ak-
tivitäten in B onn au s, üb er die e s bisher nur Ge-
rüchte gibt. Intern soll der FDP-Vorsitzende Lamb s-
dorff Au skunft verlangt haben, ab er weder vom Ge-
neralinspekteur no ch vom Parlamentarischen
Staatssekretär der Hardthöhe eine befriedigende
Antwort erhalten hab en . D araufhin soll er in der
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Urteils von 1 978 j eder irgend taugliche und verfüg-
b are Verweigerer zu einem Ersatzdienst herange-
zogen wird , während von denen, die nicht verwei-
gern, nur ein kleiner Teil in der Bundeswehr die-
nen muss . D a es keinen Anspruch auf Gleichb e-
handlung im Unrecht gibt, ist vor Gerichten nichts
dagegen zu machen . Aber es bleibt dab ei : Die will-
kürliche Heranziehung nur eines Teile s der in Fra-
ge kommenden Wehrpflichtigen ist Unrecht. Ge-
nau solches Unrecht sollte 1 978 mit dem Hinweis
auf Art. 3 GG, der Forderung der Wehrgerechtig-
keit, b eseitigt werden . Allerdings hatte das Bunde s-
verfassungsgericht 1 978 die unb egründete Sorge ,
es geb e zu wenige Dienstmöglichkeiten für Kriegs-
dienstverweigerer, und hat deshalb deren Einb eru-
fung auf j eden Fall angeordnet. D a die fehlenden
Einberufungsmöglichkeiten j etzt b ei der Bunde s-
wehr liegen, mü sste das Bundesverfassungsgericht
entsprechend eingreifen . D as kann e s leicht, indem

es einen Vorlageb eschlu ss eines Verwaltungsge-
richtes , der auf die heutige Ungerechtigkeit hin-
weist, aufgreift. D ass e s das nicht tut, ist schwer ver-
ständlich. M an kann es nur so deuten, dass das Ge-
richt im Zweifel auf die Intere ssen der Bundeswehr
achtet, ab er de shalb no ch lange nicht für das Recht
der Kriegsdienstverweigerer sorgt.

Ulrich Finckh, geb. 192 7, Pfarrer i. R. in Bremen,
war seit 1963 kirchlicher Bea uftragter für KDV,
19 71 bis 19 78 Bundesgeschäftsführer der Evang.

A rbeitsgemeinschaft zur Betreuung der Kriegs-
dienstverweigerer, 19 71 bis 2003 Vorsitzender der
Zen tralstelle KDV, seit 19 72 Vorstandsm itglied des
Sozialen Friedensdienstes Bremen, 19 74 bis 2004
Mitglied im Beira tfür den Zivildienst (beim Bun-
desm in isterium für Fam ilie, Sen ioren, Fra uen
undJugend).
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aum haben sich kurz vor der Bundestags-
wahl die Unionsp arteien und in ihrem

Schlepptau SPD und FDP auf öffentlichen Druck
dazu durchgerungen, ebenso wie die Linksp artei
das Unrecht der Wehrmachtsjustiz b eim Namen zu
nennen und die »Kriegsverräter« zu rehabilitieren,
versuchen die Kriegsb efürworter, wieder eine ei-
gene Kriegsgerichtsb arkeit einzuführen .

Angesichts schlimmer Erfahrungen im Kaiser-
reich war die Militärju stiz 1 9 1 9 und , nach ihrer
Wiedererrichtung durch die Nazis , im Jahre 1 9 45
abge schafft worden . D er 1 9 5 6 ins Grundgesetz ein-
gefügte Artikel 9 6 hatte zwar schon die theoreti-
sche Möglichkeit einer Wehrstrafgerichtsb arkeit
eröffnet. Angesichts des zu erwartenden öffentli-
chen Widerstande s scheute man ab er schon die
bloße Diskussion darüb er. D enno ch machten sich
b ald nach Gründung der Bundeswehr Juristen im
Bunde sjustiz- und Bunde sverteidigungsministeri-
um in aller Heimlichkeit an die Planung einer ei-
genständigen Militärjustiz . In den Schubladen wur-
den fertig erarbeitete Gesetzentwürfe b ereitge-
legt, die für D e serteure und andere B eschuldigte ei-
nen drastisch verkürzten Rechtsschutz vorsahen,
außerdem Eingriffsrechte des j eweils kommandie-
renden Generals als » Gerichtsherrn« unseligen An-
gedenkens sowie die Aufstellung von Sonderein-
heiten ähnlich den B ewährungskomp anien der
Wehrmacht. Eb enso vor der Öffentlichkeit verb or-
gen, selb st unter Kollegen verheimlicht, ließen sich
die als künftige Kriegsrichter b ereits au serlesenen
Juristen nach S ardinien und Kreta fliegen, um dort
in simulierten Gerichtsverhandlungen mit Staats-
anwälten, Richtern und Angeklagten ihre künftige
Tätigkeit einzuüb en . Neb en Schreibkräften hatten
sie auch Bücherkisten mit juristischen Kommenta-
ren und Lexika in polnisch, russisch und tsche-
chisch dab ei . Als der Skandal durch eine »Panne«
(im Hau shaltsplan der Bunde sregierung von 1 9 84
wurde ein verkappter Po sten entdeckt) und durch
das Buch »Kampfanzug unter der Rob e« von Ulrich
Vultejus ans Tageslicht kam, mu sste die Planung ab-
gebro chen werden .

Strafrechtliche Privilegierung
von Soldaten?

D ass die alte Forderung nach einer Sondergerichts-
b arkeit fürs Militär heute wieder aufkommt, ist
kein Zufall in einer Zeit, da in den be setzten Län-

dern zunehmend die Zivilb evölkerung Opfer von
B omb enangriffen wird . D enn in einem b ewaffne-
ten Konflikt hat die Bundeswehr die Strafge setze
und das humanitäre Völkerrecht (die Genfer Kon-
ventionen) zu b e achten . D a mö chte man der Ge-
fahr einen Riegel vorschieb en, dass militärische s
Unrecht aufgeklärt wird , das man lieb er unter den
Teppich gekehrt sehen mö chte . D er Bundeswehr-
verb and unter dem Vorsitz von Ob erst Ulrich
Kirsch b eklagte die »Rechtsunsicherheit« der Sol-
daten und forderte für sie »einen ganz anderen
Rechtsstatus« . Und unverhohlen rief der frühere
Verteidigungsminister Franz Jo sef Jung mit der
plumpen Forderung »Soldaten sollten nicht mit
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen konfron-
tiert werden« nach einer Justiz mit bloßer Feigen-
blattfunktion, denn, so Jung weiter, ein Strafverfah-
ren gegen Oberst Georg Klein mit dem Ziel der Auf-
klärung de s M assakers bei Kundu s hätte »katastro-
phale Folgen« für die Bunde swehr.

Wenn die Obristen und ihre Kameraden in der
Politik »Rechtssicherheit« und »Handlungssicher-
heit« verlangen, geht es ihnen unmissverständlich
um die Ausstellung eine s Freibriefs für kurzschlüs-
sige B omb ardierungen ohne Rücksicht auf die Zi-
vilb evölkerung. Nicht einmal der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit einer militärischen Maßnah-
me könnte dann no ch gelten .

In der D eb atte üb er die grausame Verfolgung
von D e serteuren, »Wehrkraftzersetzern« und
»Kriegsverrätern« durch die Wehrmachtsju stiz
zwecks Aufrechterhaltung der »M anneszucht« b e-
schäftigten sich die Medien und selb st die meisten
Historiker nur am Rande mit einer anderen wichti-
gen Funktion einer Militärju stiz nach dem Ge-
schmack skrupello ser Militärs und Militärpolitiker :
der Aufgab e , militärische Üb ergriffe gegen die Zi-
vilb evölkerung okkupierter Länder zu legitimie-
ren . Nach dem von hohen Militärjuristen formu-
lierten »B arb aro ssa«-Kriegsgerichtsb arkeitserlass
sollte sich die Wehrmachtsjustiz einfach gar nicht
um solche Üb ergriffe kümmern . Dies war eine we-
sentliche Voraussetzung für den millionenfachen
M assenmord an der jüdischen und übrigen Zivilb e-
völkerung in Polen und der Sowj etunion sowie für
die Ausrottung ganzer D örfer auch in Griechen-
land und Italien .

Viele heutige Juristen würden sich wohl eine
generelle Anweisung zur Niederschlagung von
Verfahren wegen Ausschreitungen gegen die Zivil-

Helmut Kramer

Justiz im Dienst des Angriffskriegs
Gegen die Überlegungen und Pläne
zur Einführung einer Militärjustiz

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



1 2

b evölkerung verbitten . Die Willfährigkeit der
Wehrmachtsrichter lenkt j edo ch den Blick auf Ge-
fahren, in denen j ede eigens für den Militärb ereich
eingerichtete Sondergerichtsb arkeit steht : dass
der rechtliche Opferschutz vernachlässigt wird
und Üb ergriffe gegen die Zivilb evölkerung un-
ge ahndet bleib en . Auch US-amerikanische Militär-
juristen hab en Hö chstleistungen in der Rechtlo s-
stellung der Opfer vollbracht : vom Vietnamkrieg
(Stichwort : My Lai) üb er den Irak-Krieg (Stichwort :
Abu Ghraib) bis zum »Antiterrorkrieg« in Afghanis-
tan und in aller Welt (Stichworte : Gu antanamo , Ge-
heimgefängnisse der CIA) . Und was geschieht mit
den von deutschen Soldaten gemachten und an die
Amerikaner üb ergeb enen Gefangenen?

Solange die Tötung von Zivilisten und andere in
Afghanistan unter unmittelb arer B eteiligung der
Bundeswehr angerichtete »Kollateralschäden« im
Halb dunkel blieb en, war das B edürfnis nach einem
rechtsfreien Raum für Soldaten und Offiziere we-
nig aktuell . D as änderte sich mit der B omb ardie-
rung der b eiden Tanklastzüge b ei Kundus am 4 .
Septemb er 2 0 0 9 . D amit wurde erstmals einer brei-
ten Öffentlichkeit b ewusst, dass Zivilisten als
Kriegsopfer de s Schutzes durch die Justiz bedür-
fen . Die Aussicht, dass unabhängige Juristen sich
mit die sem und künftigen Kriegsverbrechen b e-
schäftigen könnten, weckte bei denen, die sich in
ihren Angriffskriegen keine B e schränkungen auf-
erlegen mö chten, das Verlangen nach einer »ein-
satzfe sten« Justiz .

Militärjustiz durch die Hintertür?

Was nach den Erfahrungen der Bundeswehr bis vor
kurzem noch als Tabu galt, wird j etzt vom Bunde s-
wehrverb and mit Nachdruck gefordert: die Wie-
dereinrichtung einer Militärjustiz . D enn e s könne
nicht sein, dass einem Soldaten wegen ziviler Opfer
in Afghanistan der Proze ss gemacht werde (siehe
»taz« vom 1 2 . 09 . 2 0 09) . Gemeint ist die vom Bun-
de swehrverb and schon nach der Erschießung ei-
nes afghanischen Jugendlichen im Jahre 2 0 0 6 er-
wogene »Militärgerichtsb arkeit mit Staatsanwäl-
ten, die mit in den Einsatz entsandt werden« (»Süd-
deutsche Zeitung« vom 2 1 . 07. 2 0 09) , sozu sagen ei-
ne »embedded ju stice« .

Ange sichts der Vergangenheit der deutschen
Militärjustiz werden solche frommen Wünsche
nach einer förmlichen Rückkehr zu einer Militär-
justiz mit fest in die militärischen Strukturen einge-
bundenem Personal zwar nicht alsb ald durchsetz-
b ar sein . D o ch sind längst Lö sungen im Gespräch,
die darauf hinau slaufen, dass sich mit der weniger
rechtlich als politisch heiklen M aterie nur »zuver-
lässige« Juristen b eschäftigen . M an will eine Ju stiz-
praxis erreichen, die sicherstellt, dass die Auslands-
aktivitäten der Bundeswehr vom Recht möglichst
ungestört bleib en . D er Ko alitionsvertrag der neu-
en Bundesregierung sieht die Einrichtung einer

»zentralen Zuständigkeit der Justiz« für Bunde s-
wehrstrafsachen vor. D as zielte zunächst auf die
nicht nur räumlich nahe dem Einsatzführungskom-
mando der Bundeswehr in Geltow ange siedelte
Staatsanwaltschaft Potsdam . Ob die nach Ansicht
der B efürworter durch solche Spezialisierung zu
erwerbende b esondere S achkunde auch eine un-
b efangene faire Üb erprüfung von Kriegsverbre-
chen garantiert, ist eher unwahrscheinlich .

Gibt e s ab er nicht auch die Möglichkeit, derarti-
ge Verfahren von vornherein auf eine solche Eb ene
zu hieven, wo die Rücksichtnahme auf »Bündnis-
verpflichtungen« und andere militärpolitische B e-
lange sichergestellt ist? Auf die sen Einfall ist die
Staatsanwaltschaft Dre sden gekommen . Nach wo-
chenlangem Zögern, ob sie für den Fall der Massen-
tötung von Zivilisten b ei Kundus üb erhaupt ein Ak-
tenzeichen vergeb en sollte o der nicht, hat sie j etzt
das Verfahren gegen Ob erst Klein an die Bundesan-
waltschaft in Karlsruhe abgegeb en . Die se ist bei
Verdacht eines Verstoße s gegen das Völkerstraf-
recht im Rahmen eines b ewaffneten Konflikts an
erster Stelle zuständig. Inzwischen werden auch im
Bundesjustizministerium Üb erlegungen ange-
stellt, die Zu ständigkeit de s Generalbundesanwalts
auf weitere Bunde swehrverfahren auszudehnen .

In den Augen derer, die politisch heikle Verfah-
ren handverlesenen Juristen anvertraut sehen
mö chten, wäre das sicher schon von der Personal-
wahl her die optimale Regelung : Die Bundesan-
waltschaft ist mit vom Bunde sjustizministerium er-
nannten Juristen b esetzt, die ab solute Loyalität ge-
genüb er der Bundesregierung garantieren und als
b esonders qualifizierte Juristen über die Fähigkeit
verfügen, notfalls auch Unrecht zu legitimieren .
D amit kann die erwünschte Steuerung der Recht-
sprechung no ch b e sser erreicht werden als mit der
Errichtung einer Sondergerichtsb arkeit für die
Bundeswehr. B ei der Rekrutierung für die Karlsru-
her B ehörde schlüpft nicht so leicht j emand durch,
dem angesichts b esonders schlimmer Zumutun-
gen das Gewissen schlagen würde .

Unabhängig oder willfährig

Welch großen Wert die Zweite Gewalt auf eine will-
fährige Dritte Gewalt gerade in Bundeswehrsa-
chen legt, ist am B eispiel der für Disziplinarverfah-
ren gegen Soldaten zuständigen Wehrdienstsenate
de s Bunde sverwaltungsgerichts offenkundig ge-
worden . Wenn − wie im Fall de s Massakers b ei Kun-
dus − die Dienstaufsicht nicht darum herum-
kommt, ein Disziplinarverfahren einzuleiten, etwa
wegen Missachtung der Isaf-Regeln, wird in letzter
Instanz einer der beiden Leipziger Senate damit b e-
fasst werden .

Nach dem Grundge setz sind Richter unabhän-
gig und nicht an Weisungen gebunden . D och gera-
de im Fall der Leipziger Wehrdienstsenate ist die
richterliche Unabhängigkeit in Frage gestellt. Eine
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auf den ersten Blick unauffällige , ab er eindeutig
verfassungswidrige Vorschrift ( § 8 0 Ab s . 2 der
Wehrdisziplinarordnung) ermöglicht e s nämlich,
die se Senate mit der Bundesregierung genehmen
Juristen zu b esetzen : D as Präsidium de s Bunde sver-
waltungsgerichts darf die Wehrdienstsenate nur
mit solchen Richtern b esetzen, die das Bunde sjus-
tizministerium speziell für diese Aufgab e b estimmt
hat.

Als würde dieser Eingriff in die Unabhängigkeit
nicht genügen, hat nach einer in keinem Ge setz-
blatt stehenden Vereinb arung zwischenJustiz- und
Verteidigungsministerium vom 2 1 . Oktob er 1 970
das Verteidigungsministerium, also eine Prozess-
p artei, das Recht, die Richter für die Wehrdienstse-
nate auszusuchen . Diese Senate sollen als Werk-
zeug des Kriegsministeriums dienen − das hat im
Septemb er 2 0 09 der damalige Minister Franz Jo sef

Jung b ewie sen . Kaum war die Möglichkeit eine s
Disziplinarverfahrens gegen Oberst Klein, den Ver-
antwortlichen des B omb ardements b ei Kundu s, an
den Horizont gerückt, lehnte Jung einen b ereits
vom Präsidium de s Bunde sverwaltungsgerichts in
den für Klein zu ständigen Senat gewählten Richter
ab , dem der M akel anhaftete , nie in der Bundes-
wehr gedient zu hab en : einen veritablen Wehr-
dienstverweigerer. M an verständigte sich dann auf
einen anderen, dem Verteidigungsministerium ge-
nehmen Juristen . Inzwischen hab en die Präsiden-
ten des Bunde sverwaltungsgerichts und aller
Oberverwaltungsgerichte einhellig protestiert
und die Streichung de s Paragraphen 8 0 Ab s . 2 der
Wehrdisziplinarordnung gefordert.

Strafrecht als Freibrief für Massaker?

D as verfassungsrechtliche Geb ot der Unabhängig-
keit gilt für die Richter, ab er nicht für die Staatsan-
wälte , auch und erst recht nicht für den General-
bunde sanwalt und seine B ehörde . D ass zu den Qua-
litätsanforderungen an eine B ehörde mit der Auf-
gab e , ebenso umstrittene wie robuste Militärein-
sätze juristisch abzusichern, neb en einer virtuo sen
B eherrschung der Rechtsau slegungskünste auch
ein robu ste s Gewissen gehört, hab en die zuständi-
gen B e amten der Bundesanwaltschaft in den letz-
ten Jahren wiederholt unter B eweis ge stellt: So hat
der Generalbundesanwalt nur die Vorb ereitung ei-
nes Angriffskriegs , nicht ab er den Angriffskrieg
selb st für strafb ar erklärt (siehe . Jürgen Ro se :
»Ernstfall Angriffskrieg« , Verlag O ssietzky, Hanno-
ver 2 0 09 , Seite 1 1 6) . Ein Ermittlungsverfahren ge-
gen D onald Rumsfield lehnte er mit der B egrün-
dung ab , um die Foltervorwürfe könne sich j a auch
die US-Justiz kümmern . Mit der Verschleppung von

Gefangenen in au sländische Geheimgefängnisse
hab e sich die CIA nicht strafb ar gemacht, denn nur
totalitären Staaten, nicht ab er demokratischen Re-
gierungen seien Verschleppungen verb oten

Was wird man da erwarten dürfen, wenn sich
der Generalbundesanwalt, wie angekündigt, mit
den inzwischen b ei ihm eingetroffenen Unterla-
gen der Staatsanwaltschaft Dre sden b eschäftigen
wird ?

Gerade für D elikte wie die von Ob erst Klein zu
verantwortende M assentötung von Zivilisten ha-
b en trickreiche Militärjuristen b ei der Formulie-
rung des einschlägigen Straftatbe standes ( § 1 1 Ab s .
1 Nr. 3 Völkerstrafge setzbuch) b ereits Vorsorge ge-
troffen : D as b ei seiner Verab schiedung in den Me-
dien ho ch gelobte deutsche Völkerstrafge setzbuch
von 2 0 02 lässt es nämlich nicht genügen, dass der
»Angriff die Tötung o der Verletzung von Zivilperso-
nen in einem Au smaß verursachen wird , das außer
Verhältnis zu dem insgesamt erwarteten konkreten
und unmittelb aren militärischen Erfolg steht« . Viel-
mehr muss der Soldat o der Offizier diese Folge »als
sicher erwarten« . E s wird nicht einfach sein, Klein
eine solche Ab sicht nachzuweisen . Nach den ge-
samten Umständen hat er zwar die Massentötung
in Kauf genommen . Ein solcher Fall wird von § 1 1
Ab s . 1 Nr. 3 ab er nicht erfasst und fällt damit aus der
Zuständigkeit de s Generalbunde sanwalts heraus .
Zuständig für nicht unter das Völkerstrafge setz-
buch fallende Tötungshandlungen ist die gewöhn-
liche Staatsanwaltschaft, in diesem Fall wieder die
Staatsanwaltschaft Dre sden . Vielleicht zaub ert der
Generalbundesanwalt ab er ein weiteres B egriffs-
konstrukt au s dem reichhaltigen Arsenal der Juris-
terei und erklärt § 1 1 Ab s . 1 Nr. 3 Völkerstrafge setz-
buch zu einer Spezialnorm des Kriegsvölkerrechts ,
die weitergehende Straftatbe stände de s einfachen
Strafrechts »aufzehrt« . D ann hätte der Gesetzgeb er
mit § 1 1 den Angriffskriegsmilitärs einen Freibrief
für das ungehemmte Umbringen von Zivilisten aus-
gestellt.

Die von B arack Ob ama angekündigte »Erzwin-
gung des Kriegsendes« mit einer Verstärkung der
Militäraktionen unter B eteiligung der Bunde swehr
wird zu einer weiteren E skalation de s Kriege s füh-
ren . B ei der zu erwartenden Häufung der »Kollate-
ralschäden« ist weder von der amerikanischen
noch von der deutschen Justiz eine rechtliche B e-
grenzung zu erwarten . D er S atz »Wo kein Kläger, da
kein Richter« ist eb enso b anal wie seine Richtigkeit
sich b ewahrheitet, wenn willfährige Staatsanwälte
am Werk sind .

Dr. Helm ut Kramer ist Rich ter am Oberla ndesge-
rich t a. D.
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nfang Septemb er 2 0 09 ist in B erlin das »Eh-
renmal« der Bundeswehr eingeweiht wor-

den . D ort soll künftig der »infolge ihrer Dienstau s-
übung verstorb enen« Militärangehörigen gedacht
werden . E s soll einen Gedenkkult um den Soldaten-
to d b egründen, der Tro st, Sinn, Legitimation und
Motivation stiftet. Erreicht werden sollen sowohl
Soldaten als auch deren Angehörige (bzw. »Hinter-
bliebene«) und die ganze Gesellschaft. D er Ge-
denkkult zielt letztlich darauf, die Kriegführungs-
fähigkeit der Bundeswehr mindestens zu erhalten,
möglichst no ch zu steigern . D amit unterscheidet
sich das Ehrenmal auf den ersten Blick nicht von
bisherigen Krieger- bzw. Opferdenkmälern, die
üb erall in D eutschland vorzufinden sind . D en-
no ch : Gerade , d ass die se alten Stätten nicht ausrei-
chen, sondern den Planern im Bunde swehrmini-
sterium ein eigenes D enkmal nötig erscheint, deu-
tet darauf hin, dass das Ehrenmal nicht geradlinig
dem Gedenkkult des preußischdeutschen Milita-
rismu s entspricht.

D as zeigt schon ein Blick auf die Architektur:
D as b etrachtens- und le senswerte Buch »Die b eer-
digte Nation« von Arndt B eck und Markus Euskir-
chen stellt insbe sondere die Kriegerdenkmäler des
alten B erliner Garnisonsfriedhofs am Columbia-
damm vor. E s wird schnell klar, dass sich die martia-
lischen D enkmäler de s Kaiserreichs vom Ehrenmal
erheblich unterscheiden . Sicherlich ist der Zweck
dieser D enkmäler vergleichb ar, ab er weil die heuti-
ge deutsche Ge sellschaft mit j ener unter Kaiser
Wilhelm II . nicht identisch ist, muss ein Krieger-
denkmal heute anders funktionieren . Zu die ser An-
dersheit, diesem Wandel in der Gesellschaft, entwi-
ckeln Militärstrategen und die ihnen zuarb eiten-
den Politikwissenschaftler zunehmend Gedanken .

Revolutionärer Heldentod

Von b e sonderer B edeutung − zumindest aus Sicht
der Bunde swehr − sind Vorstellungen vom Üb er-
gang einer »heroischen« in eine »po stheroische«
Ge sellschaft. Zu den Vordenkern b ei dieser Thema-
tik gehört Herfried Münkler, Profe ssor an der Hum-
b oldt-Universität B erlin . Münkler ist nicht nur ein
populär gewordener Politikwissenschaftler, son-
dern kann als Politikstratege der Bunde swehr b e-
zeichnet werden; immerhin sitzt er im B eirat der
bundeswehreigenen Bunde sakademie für Sicher-
heitspolitik (BAKS) und macht sich häufig Gedan-
ken, wie die Nato-Staaten die von ihnen lo sgetrete-

nen − und von Münkler b efürworteten − » asymmet-
rischen Kriege« effizienter führen können . D a ist e s
nur konsequent, dass die Militärs auch seinen Rat
b eim Ehrenmal hab en wollten . So spielte Münkler
eine hervorgehob ene Rolle auf einer Tagung, die
vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt der
Bundeswehr im Oktob er 2 0 07 mitveranstaltet
wurde (»D er Tod des Soldaten als demokratische
Herausforderung. Ein internationaler Vergleich«)
und sich konstruktiv-kritisch mit dem Ehrenmal
auseinandersetzte . Sein Ab endvortrag trug den Ti-
tel »Krieg und Legitimation« . Man muss Münklers
Thesen nicht für richtig halten, sie zu kennen, ist
aber hilfreich, um zu erfahren, welche B efürchtun-
gen und Hoffnungen die Auftraggeb er des Ehren-
mals umtreiben .

D er zentrale analytische B egriff b ezüglich der
j etzigen, westlichen Ge sellschaft ist b ei Münkler
»po stheroisch« . Was ist damit gemeint? Die Vorsil-
b e »po st« deutet darauf hin, dass e s einmal eine »he-
roische« Gesellschaft gegeb en hat. Für deren Ent-
stehung gibt es ein D atum : Die Franzö sische Revo-
lution von 1 789 sowie die anschließenden Revolu-
tions- und B efreiungskriege . B ei diesen Kriegen
trat der »Volkswille« als entscheidende s Merkmal
hinzu , ganz anders als b ei den Kriegen der Jahrhun-
derte davor. Ob undisziplinierte Haufen von Lands-
knechten o der stehende Heere wie im Ab solutis-
mus : Üb er eine »innere Überzeugung« verfügten
die Krieger bis 1 789 nicht, Zu sammenhalt und
Schlagkraft der Truppe hingen allein von externen
Faktoren ab (B estrafung, Chance auf Plünderung
und B eute , Soldzahlung, Kasernierung) .

Erst die Franzö sische Revolution verstand e s,
ihre Anhänger zu b egeistern und von der Heiligkeit
der S ache zu üb erzeugen . D arüber hinaus b and sie
tendenziell die ganze Ge sellschaft mit ein . Wie all-
umfassend , bringt eindrücklich das D ekret zur all-
gemeinen Volksb ewaffnung (levée en masse) de s
franzö sischen Konvents vom 2 3 . Augu st 1 79 3 zum
Ausdruck: »Artikel 1 . Von j etzt an bis zu dem Tage ,
an dem die Feinde vom Gebiet der Republik ver-
trieb en sind , unterliegen alle Franzo sen der ständi-
gen Heeresdienstpflicht. Die jungen Männer zie-
hen in den Kampf, die verheirateten schmieden
Waffen und befördern Verpflegung; die Frauen fer-
tigen Zelte und Uniformen und leisten in den Laza-
retten Dienst ; die Kinder zupfen alte s Leinenzeug
zu Scharpie (Wundverba ndma terial − d. Verf.) , die
Alten lassen sich auf öffentliche Plätze tragen, um
in den Kriegern Mut und Hass gegen die Könige an-

Eugen Januschke

Symbolisches Desaster
D as »Ehrenmal der Bundeswehr«
soll dem Soldatentod mehr Achtung verleihen
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zu stacheln und ihnen die Einheit der Republik ans
Herz zu legen . « Die ses D ekret ist die Geburtsurkun-
de der heroischen Gesellschaft.

D er B egriff der »B egeisterung« bzw. de s »Hero-
ismus« soll nicht darüb er hinwegtäuschen, dass
auch die « »eroischen« Kriege mit Zwang, Folter und
Drohungen geführt worden sind − denno ch trat
das aktive Engagement der Gesamtb evölkerung
mit Macht auf den Schauplatz .

D ass die Nation, die j a von der Franzö sischen
Revolution gleichsam erst ge schaffen worden war,
davon üb erzeugt war, Krieg für eine gute S ache zu
führen, wurde für den Erfolg auf dem Schlachtfeld
unverzichtb ar. D as zeigte sich selb st in den ver-
gleichsweise rückständigen Gebieten wie etwa in
D eutschland zwischen 1 8 1 3 und 1 8 1 5 in den soge-
nannten B efreiungskriegen gegen Napoleons Ar-
mee : D eren Teilnehmer waren, wie auch relativ
breite B evölkerungskreise , von deren Legitimität
überzeugt und damit auch vom Sinn de s Soldaten-
to de s − dieser wurde erstmals von breiteren Mas-
sen ausdrücklich als »Heldento d« wahrgenommen .
Dieser Heroismu s war regional und gesellschaft-
lich unterschiedlich ausgeprägt, im Wilhelmini-
schen Kaiserreich fand er eine extrem aggressive
Form im preußisch-deutschen Militarismus , die
nur no ch vom »Dritten Reich« üb ertroffen wurde .

Dilemma des »Postheroismus«

D as hat sich ge ändert − darin darf man Münkler
wohl Recht geb en . Münkler selb st verdeutlicht die-
sen Wandel in seinem Buch »Die neuen Kriege« an-
hand einer Kategorisierung de s preußischen Mili-
tärtheoretikers C arl von Clausewitz . Die ser hatte
den Krieg als ein Messen von physischen und mora-
lischen Kräften dargestellt. Unter physischen Res-
sourcen sind Soldaten, Waffen, eventuell auch das
Wirtschaftspotential zu verstehen, während die
moralischen Re ssourcen sich auf die Motivation
und Opferb ereitschaft von Soldaten und B evölke-
rung b eziehen . Für die heroische Ge sellschaft gilt
nun, dass sie eine relative Knappheit an den physi-
schen Ressourcen im Vergleich zu den morali-
schen Ressourcen aufweist : Wo , wie im Frankreich
des revolutionären Konventsdekrets , tendenziell
die ganze Gesellschaft zu den Waffen greift, wer-
den die Gewehre knapp . Die Moral hingegen steht
wie ein Fels , und deren Pflege kann getro st den
nicht mehr wehrdienstfähigen Alten üb erlassen
werden .

Anders in den po stheroischen Ge sellschaften
der heutigen westlichen Welt : Die Rü stungsindust-
rie hat schier unendliche Kap azitäten, vor allem,
wenn man sie mit der Ausrüstung j ener vergleicht,
gegen die die Nato Krieg führt. Ab er mit der Moral
hapert es : D as Sozialwissenschaftliche Institut der
Bunde swehr (SoWi) beklagt in seinem Jahresb e-
richt 2 0 0 8 eine »C asualty Shyness« und meint damit
eine ge sunkene »Toleranzschwelle für die Opfer

von militärischen Einsätzen« . Tatsächlich wird j a j e-
der einzelne Soldat der Bunde swehr, der in Afgha-
nistan »fällt« , zum Anlass für eine erregte D eb atte
über den Sinn de s Einsatzes . Die deutsche B evölke-
rung, so abgebrüht sie einem mitunter erscheinen
mag, intere ssiert sich » sogar« für afghanische Zivi-
listen, die der Bundeswehr zum Opfer fallen . Fest-
zuhalten bleibt : Relativ wenige Tote , seien sie auf
der eigenen o der auf der gegnerischen Seite , ma-
chen den Krieg in der po stheroischen Ge sellschaft
b ereits unpopulär.

Ganz im Gegensatz, so lehrt Münkler, zu eb en
j enen neuen Gegnern, wie »wir« ihn nicht nur am
Hindukusch vorfinden . Münkler spricht von
»asymmetrischen Kriegen« , weil die Gegenseite
noch an heroischen Vorstellungen fe sthalte : Wenn
auch die afghanischen Reb ellen ungleich weniger
Waffen haben als die Nato-Soldaten, so handelt e s
sich do ch um »heroische« Gruppierungen, deren
Kämpfer üb er eine hohe , ideologisch o der religiö s
inspirierte Motivation und Opferb ereitschaft ver-
fügten . D e swegen macht sich Münkler Sorgen : Die
Talib an wiesen j ene Qualität auf, die an anderer
Stelle gern als »menschenverachtend« disqualifi-
ziert wird . Sie opfern ihre eigenen Leute auf − nir-
gends deutlicher als im Selb stmordattentat. D er
Helden-, sprich : Märtyrerto d der Kämpfer schließt
ihre eigenen Reihen nur no ch fester zu sammen .
Und sie wissen genau , dass ihr scheinb ar üb er-
mächtiger Gegner »feige« , sprich : po stheroisch ist
und auf dem Gebiete der Moral, also der Politik, ge-
schlagen werden kann .

Mit dieser Analyse spricht Münkler nur aus , was
Militärstrategen schon lange umtreibt. D as SoWi
spricht vom »Dilemma« des Po stheroismus und hat
sogar einen eigenen Forschungsschwerpunkt ein-
gerichtet, um Au swege hieraus zu suchen .

Münkler hat explizite Empfehlungen für die
Soldaten und die Ge sellschaft : Er wendet sich zwar
gegen einen üb ersp annten Heroismu s, findet ab er
trotzdem : »Heroismu s ist unverzichtb ar. « Im Inter-
view mit dem »Fo cus« führte er schon im Jahr 2 0 02
au s : »D er Held ist dann gefordert, wenn po stheroi-
sche Gesellschaften in Stre sssitu ationen geraten .
(. . . ) Die Gesellschaft b elohnt die se Vorbilder, in-
dem sie ihnen zuspricht, was mit Geld nicht zu ha-
b en ist − eb en den Statu s eine s Hero en . Dieser wird
geehrt als einer, der für die Werte einer Gesell-
schaft bis zum Äußersten einsteht. Ihm wird für sei-
ne Tat eine Form der Unsterblichkeit zugebilligt,
die darin b e steht, dass die als Helden Ausgezeich-
neten öffentlich geehrt werden und ihrer feierlich
gedacht wird . D as ist eine Form auch der zivilgesell-
schaftlichen Währung, die mit der marktwirt-
schaftlichen Währung konkurriert. «

Man erkennt, wie sehr die kürzlich zelebrierte
Verleihung von »Tapferkeitsmedaillen« an Bundes-
wehrsoldaten, ab er auch der Aufmarsch zum Ge-
löbnis vor dem B erliner Reichstagsgeb äude und
nicht zu verge ssen das Ehrenmal selb st, die se Emp-
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1 6

fehlungen in konkrete Politik umzusetzen versu-
chen .

M an erkennt ab er auch, dass sich die se häufig
verkrampft wirkenden Ereignisse in keiner Weise
mit dem preußisch-deutschen Militarismu s de s 1 9 .
Jahrhunderts me ssen können . D amals war die ge-
sellschaftliche Achtung, j a die Vorrangstellung des
Soldatischen üb erhaupt keine Frage . Heute muss
sich Münkler auf »Stresssitu ationen« b e schränken .
Er orakelt von einer »zivilge sellschaftlichen Wäh-
rung« , sprich dem Gedenkkult um Helden und Ge-
fallene , und einer »marktwirtschaftlichen Wäh-
rung« , sprich der Alltagskultur. Schon die B egriff-
lichkeiten sind hö chst ominö s . Jedenfalls muss
Münkler damit einräumen, dass sich militärischer
Heldenkult und Alltagsgesellschaft in Konkurrenz
zueinander befinden .

Firmen- oder Nationaldenkmal?

Bleibt zu untersuchen, inwiefern das Ehrenmal der
Bundeswehr versucht, einer po stheroischen Ge-
sellschaft Heroismus einzuimpfen . Nikolaus B er-
nau hat in der B erliner Zeitung das Ehrenmal als
»Jungs Firmendenkmal« b ezeichnet. D amit sind das
Bundesministerium für Verteidigung (B endler-
blo ck) und der damalige Kriegsminister Franz Jo-
sefJung gemeint. D afür spricht einige s, so der opti-
sche Eindruck des 8 x 3 2 Meter umfassenden B au-
werks . No ch dazu steht die ser auf dem B etrieb s-
gelände der Firmenzentrale und ist nur über eine
kleine Seitenstraße öffentlich erreichb ar.

D as kann natürlich nicht in dem − von Münkler
formulierten − Sinne der Firma sein . Um die Kon-
kurrenz zum zivilen Alltag zu be stehen, hat Jung
denn auch einen »nationalen Rang« für sein B au-
werk po stuliert.

E s ist in eine Kulisse de s Appellplatze s einge-
bunden, in der j etzt schon hin und wieder Zeremo-
nien zu offiziellen Anlässen stattfinden . D eswegen
hat e s eine verschiebb are Wand , die j e nach B edarf
den öffentlichen Zugang versperren kann . D as Ge-
b äudeinnere nimmt Anleihen an früheren Formen
de s Heroischen . So betritt man zunächst eine S äu-
lenhalle , die in eine »Cella« , auch »Raum der Stille«
genannt, führt. Die Gestaltung der » Cella« lehnt
sich an die Form der Neuen Wache an, wie sie in der
Schlussphase der Weimarer Zeit zur Heldenvereh-
rung genutzt wurde . D as drückt sich im Ob erlicht
aus (d .h . , das D ach ist offen, so dass die Cella der
Witterung ausgesetzt ist) , aber auch in einer Art
»Opferplatte« (in früheren Entwürfen war no ch ein
Opferstein vorge sehen) . Diese hebt sich leicht an-
ge schrägt vom Fußb o den ab und dient der Kranz-
ablage , hier sollen auch die Angehörigen für ihre
private Trauer Blumen und Erinnerungsstücke ab-
legen können .

In einer Proj ektb eschreibung heißt es dazu auf
der Homep age der Bunde swehr: »D er Raum der
Stille wird zum Ort der Trauer. Die Kraft, mit der

sich scheinb ar die Platte herausgeschoben hat,
steht für das Ausmaß der Gewalt oder de s Un-
glücks , welches ein Menschenleb en hat enden las-
sen . « D ass der Gedenkkult um den To d von Bunde s-
wehrsoldaten derartige Anleihen b ei der Neuen
Wache nimmt, verrät seine Schwäche . E s handelt
sich hier um eine phantasielo se Kopie von Ge stal-
tungsformen aus vergangenen, »heroischen« Zei-
ten . Diese alten Formen werden heute nicht mehr
funktionieren. Denn sie setzen vorau s, dass das Mi-
litärische einen üb erragenden Stellenwert in der
Ge sellschaft hat, sein Ruhm als Selb stverständlich-
keit gilt. Zudem ist das ästhetische Empfinden heu-
te verändert. Symb oldeutungen aus früheren Zei-
ten werden heute nicht mehr unb edingt verstan-
den, ein bisschen Oberlicht macht no ch keine wei-
hevolle Stimmung; sob ald die Blitzlichter aus Digi-
talkameras in der »Cella« aufblitzen, ist es vorbei
mit deren mystischer Schummrigkeit.

Allerdings hat das Ehrenmal auch zwei neue
Elemente : D as Bronzekleid und die LCD-Proj ektion
für die Namensnennung . Originalton Bunde s-
wehr: »Die Nennung der Toten ist eine körperlo se
Schrift aus Licht. Die D arstellung wird mit einem
LCD-Display gelö st, das hinter transluzentem, also
lichtdurchlässigem B eton in die D eckenplatte in-
tegriert ist. Die Namen erscheinen so scheinb ar
schwerelo s im Raum . «

Und zwar, wie das Ministerium mittlerweile
mitgeteilt hat, j eder Name für acht Sekunden . Ein
bisschen kurz für Münklers »Unsterblichkeit« als
»zivilge sellschaftliche Währung« und kaum geeig-
net dafür, Angehörige eb enso zu b eeindrucken wie
das etwa am Vietnam Memorial in Washington der
Fall ist, wo die Namen auf »ewig« eingraviert sind .
Ab er das geht j a b ei der Bundeswehr nicht, weil das
Ehrenmal ein Kriegermal auf Zuwachs ist: Gedacht
wird der bisherigen » Gefallenen« und der künftig
no ch »fallenden« Soldaten .

Auch das »Bronzekleid« , das vom B egriff zu-
nächst mutterreligiö se Assoziationen erzeugt und
von weitem mehr wie ein Tarnnetz aussieht, ist ein
eher ge scheiterter Versuch neuer Symb olisierung.
»Üb er die Stahlb etonkonstruktion ist ein feines
durchbro chenes Bronzekleid gelegt. Jeder Soldat
trägt eine Erkennungsmarke . Die halbe Erken-
nungsmarke steht für den Getöteten, für den To d .

In Anlehnung daran sind halb e Marken au s dem
Bronzekleid gestanzt. D as ganze Obj ekt umhül-
lend , findet metaphorisch der alles umfassende
To d Ausdruck. D er Anordnung der au sge stanzten
Marken liegt eine Co dierung zugrunde , welche
sich aus dem Morse alphab et ableitet. Die Stanzung
stellt den Eid der Zeit- und B erufssoldaten, das Ge-
löbnis der Wehrdienstleistenden sowie den Amts-
eid der Wehrverwaltung in codierter Form dar. «

Von die ser unverständlichen Symbolik bleibt
nur der To d , in Form der halb en Hundemarke , als
Ornament auf der Außenhaut de s Ehrenmals übrig,
denn der Morseco de ist per se für die allermeisten
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denden Gegenstände selb st aus Gold gefertigt. So
z . B . Reliquienschreine zur Aufb ewahrung, Kronen
als Aufsatz für Thorarollen und vergoldete Buddha-
statuen .

Ob die Ideenlo sigkeit und der schlechte Ge-
schmack, die von der Bundeswehr an den Tag ge-
legt werden, gewollt sind , um gesellschaftliche
Auseinandersetzungen zu vermeiden? D enn wer
diskutiert schon über misslungene B auwerke auf
Firmengeländen? Eine solche Strategie wäre gelun-
gen, da sich kaum j emand für das Ehrenmal interes-
siert. Andererseits ist damit auch der Anspruch der
Bunde swehr durchkreuzt, dass diese s Ehrenmal
von angeblich »nationalem Rang« durch eine breite
Öffentlichkeit angenommen wird . E s stellt keine
»Form von Unsterblichkeit« für den Soldaten her
und trägt nicht zur »Heroisierung« der Ge sellschaft
b ei .

D amit soll keine falsche Entwarnung gegeb en
werden . D er Kriegskurs der Bundeswehr wird sich
verstärken, die Zahl der deutschen » Gefallenen«
wird zunehmen und damit auch die Rufe von Politi-
kern und Soldatenverb änden, das j etzige Ehrenmal
durch eine b edeutendere Anlage zu ersetzen .
Wahrscheinlich wird die se s neue Ehrenmal auch
dem Ortswechsel des Gelöbnisses zum 2 0 . Juli fol-
gen, vom B endlerblo ck zum Platz der Republik,
zwischen Reichstag und Kanzleramt. Und auch da
gehört es eigentlich nicht hin, sitzen doch dort nur
vordergründig die Auftraggeb er der Kriege . So ehr-
lich, die Stätte vor dem Sitz der D eutschen Wirt-
schaft zu errichten, will dann do ch keiner sein .

Eugen Jan uschke ist Ph ilosoph m it dem Sch wer-
punkt Sem io tik und engagiert sich im DFG- VK-
Landesverband Berlin-Brandenburg.

1 7

Menschen unverständlich . D arüb er hinau s gibt e s
keine weitergehende erkennb are Symb olik am Äu-
ßeren de s Ehrenmals . No ch schlimmer für dessen
Auftraggeber: Von einem »feinen Kleid« kann nicht
die Rede sein : dass es golden schimmere , wirkte
nur auf frühen Modellbildern so . Die Inaugen-
scheinnahme ergibt: Die Bronze ist bräunlich,
wirkt klobig und ro stig. Mangels eines anderen An-
geb ots an Symbolik verkommt damit der Soldaten-
to d zu einer lö chrigen Verzierung eines ro stigen
Schuppens . In diesem symb olischen und ästheti-
schen D esaster hilft auch keine goldene Wand als
ab schließender Eindruck des inszenierten Aufent-
halts im Ehrenmal mehr: »B eim Verlassen de s Rau-
mes geht der B esucher auf eine goldschimmernde
Wand zu − Gold steht für das Üb ernatürliche und
die darau s resultierende Hoffnung in allen Kultu-
ren . Die Inschrift lautet : Den To ten unserer Bun-
deswehr. Für Frieden, Rech t und Freiheit. Sie ist als
glatte s Relief aus der goldschimmernden Wand he-
rausgearb eitet. « (Proj ektbe schreibung Bundes-
wehr) Gold auf Fertigb etonteilen dürfte ungefähr
die weihevolle Ausstrahlung von goldschimmern-
den Mo de acce ssoires wie Turnschuhen, Pump s ,
Handtaschen und Rucksäcken hab en . D enn Gold-
farb e allein macht im Zeitalter der inflationären
Goldkettchen nichts mehr edel − und üb ernatür-
lich schon gar nicht. Hier erliegen Planer und Auf-
traggeb er außerdem einem grob en semiotischen
Irrtum : Nicht Gold an sich »steht für das Üb ernatür-
liche und die daraus re sultierende Hoffnung in al-
len Kulturen« . Vielmehr werden Gegenstände , die
mit einer solchen Hoffnung b ereits verbunden
sind , diese unterstreichend in goldenen B ehältnis-
sen bis hin zu ganzen B auwerken verwahrt o der
durch das Anbringen von goldenen Zusätzen auf-
gewertet. B isweilen werden die hoffnungsspen-
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Die Zen tralstelle KDV hat sich auf ihrer Mit-
gliederversammlung am 14. November 2009 in
Berlin mit den die Wehrpflicht und den Zivil-
dienst betreffenden Teilen der Koalitionsver-
einbarung von CD U/CSU und FDP befasst und
erklärt hierzu:

Wehrpflicht abschaffen
Mit der b eab sichtigten Dienstzeitverkürzung b ei
Wehr- und Zivildienst wird deutlich, dass die b e-
hauptete Notwendigkeit der Wehrpflicht endgül-
tig widerlegt ist.

»D er Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung
auf« (Artikel 87 a Ab s . 1 S . 1 Grundge setz) . Von die-
ser Norm hab en sich Re alität und Struktur der Bun-
de swehr schon lange weit entfernt. Die Bunde s-
wehr ist zu einer »Armee im Einsatz« außerhalb
D eutschlands geworden, in Europ a ist D eutsch-
land »von Freunden umzingelt« .

Viele Kommentatoren hab en den sechsmonati-
gen Wehrdienst als Militärpraktikum, als reine B e-
schäftigungstherapie b ezeichnet. Wehrpflichtige
dienen nur no ch, um das Rekrutierungssystem
»Wehrpflicht« um seiner selb st willen zu erhalten .
Die Wehrpflichtigen übernehmen keine Funkti-
onsstellen in der Bunde swehr mehr, sie werden
nicht mehr gebraucht. D as ist verfassungsrechtlich
nicht zulässig.

Für die Bunde swehr scheinen sechs Monate
Wehrdienst ein »Glücksfall« zu sein : Zum einen
bleibt die Wehrpflicht in ihrer Grundstruktur er-
halten, wob ei die Wehrpflichtigen ab er in reine
Ausbildungseinheiten ausgegliedert werden und
dadurch den B etrieb der »Armee im Einsatz« nicht
weiter b elasten . Zum anderen bleibt sie das zentra-
le Instrument zur Gewöhnung der Ge sellschaft an
das Militär. Dies scheint den Verantwortlichen eini-
ge Milliarden Euro wert zu sein .

Wir erneuern und bekräftigen unsere Forde-
rung, dass die Wehrpflich t sofort abgeschafft wer-
den sollte.

Zivildienst realistisch sehen
Die anlässlich der be ab sichtigten Dienstzeitverkür-
zung geführte heftige öffentliche Disku ssion zeigt,
dass der Zivildienst ein Opfer seines eigenen Ima-
ge s geworden ist. Zahlenmäßig sehr kleine Arb eits-
b ereiche de s Zivildienstes werden zur »Stütze des
Sozialsystems« erklärt. Völlig aus den Augen verlo-

ren wird dabei, was der Zivildienst von Verfassung
wegen ist : Ersatz für den Wehrdienst im Rahmen
der allgemeinen Wehrpflicht. Und laut Gesetz dür-
fen die Dienststellen Zivildienstleistende nur mit
zusätzlichen Aufgab en b etrauen und hab en strikte
Arb eitsmarktneutralität zu wahren .

Diese Ersatz-Funktion muss auch dem einzel-
nen, sozial engagierten Zivildienstleistenden b e-
wusst sein, der aus seiner Sicht die Verkürzung de s
Zivildienste s möglicherweise für kontrapro duktiv
hält. D as Jugendministerium verkennt diese Ersatz-
funktion, wenn es vorschlägt, einen freiwillig ver-
längerten Zivildienst einzuführen, um dadurch an-
gebliche Lücken im Sozialsystem au szufüllen . Alle
sozialen Einrichtungen hab en die Möglichkeit und
die Pflicht, alle regulären Aufgab en durch ordentli-
che Arb eitsverhältnisse zu erfüllen und ergänzen-
de Aufgab en durch Freiwilligendienste zu organi-
sieren .

Wehr- und Zivildienst fügen sich unabhängig
von ihrer D auer fast immer schlecht in die Leb ens-
planung der Dienstpflichtigen ein . Wir b egrüßen,
dass unnötige Lücken zukünftig durch die Möglich-
keit einer ab schnittsweisen Dienstleistung vermie-
den werden sollen . Weitere Möglichkeiten, die se
erzwungenen Lücken zu schließen, sind außerhalb
de s Zivildienste s durch reguläre B eschäftigung
und Anp assungen von Schul- und Semesterzeiten
zu entwickeln .

Wir fordern die strikte Beach tung der Ersa tz-
funktio n des Zivildienstes und lehnen alle Versu-
che, den Zivildienst freiwillig zu verlängern, en t-
sch ieden a b.

Allgemeinwohlorientierung strikt einhalten
Nach § 1 Zivildienstge setz sind im Zivildienst Auf-
gaben zu erfüllen, die »dem Allgemeinwohl dienen,
vorrangig im sozialen B ereich . « Mittlerweile leistet
j eder dritte Zivildienstleistende , der im sozialen
B ereich tätig ist, seinen Dienst in privaten o der pri-
vatisierten Einrichtungen . Diese nutzen die für sie
sehr billige − weil vom Bund ho ch subventionierte
− Arb eitskraft, um die Gewinne der B etrieb sinha-
b er o der die Au sschüttung an Aktionäre zu erhö-
hen .

Einen Einsa tz vo n Zivis in solchen Bereichen
lehnen wir strikt ab. Zivildienst m uss − sola nge es
ihn noch gibt − dem Allgemeinwohl und n ich t dem
Gewinn in teresse Einzelner dienen.Kr
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Zentralstelle KDV

Wehrpflicht abschaffen, Zivildienst
realistisch sehen, Allgemeinwohl-
orientierung strikt einhalten
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as für Regelungen enthält ein »Sekundie-
rungsge setz« ? Was für Assoziationen stel-

len sich b eim B egriff »Rekrutierung« ein? O der
beim englischen B egriff »collab oration« ?

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht. Aber meine
erste Assoziation b ei »Sekundierung« war ein Duell
(nein, keine s im Fernsehen ! ) , b ei »Rekrutierung«
denke ich nach wie vor an die Bunde swehr, und b ei
» Collaboration« an Kollab oration mit einer B esat-
zungsmacht. Ab er als ich einem deutschen Vertre-
ter einer internationalen IT-Firma sagte , dass b ei
mir die B ezeichnung »collab oration suite« negative
Assoziationen weckt und mich ein B egriff wie »co-
operation suite« wesentlich weniger irritieren wür-
de , verstand er üb erhaupt nicht, was mein Problem
war.

»Rekrutierung« von Fachkräften

Irgendwann in unserer Schulzeit hab en wir ge-
lernt, dass gleich oder ähnlich klingende bzw. ge-
schrieb ene Worte in verschiedenen Sprachen sehr
Unterschiedliches b edeuten können . Die »Central
Intelligence Agency« (b esser b ekannt als CIA) ist,
wie wir alle wissen, keine B ehörde zur Erforschung
der menschlichen Intelligenz, sondern ein Ge-
heimdienst. Obwohl daher die meisten von uns
wissen sollten, dass das englische Wort »intelligen-
ce« anders als das deutsche Wort »Intelligenz« meh-
rere B edeutungen hat, wird »artificial intelligence«
im D eutschen selb stverständlich als »künstliche In-
telligenz« üb ersetzt, was zu diversen Missverständ-
nissen führte , als die ersten Prototypen »intelligen-
ter« b eweglicher Gegenstände vorgeführt wurden,
deren »Intelligenz« sich im Wesentlichen darauf b e-
schränkte , sich in einem Raum b ewegen und dab ei
Hindernissen ausweichen zu können .

Wenn inzwischen in D eutschland nicht mehr
nur SoldatInnen, sondern auch Fachleute o der Stu-
dienteilnehmerInnen »rekrutiert« werden, liegt
das offensichtlich daran, dass das englische Wort
»recruitment« ohne Nachdenken mit »Rekrutie-
rung« üb ersetzt wird . Mal ehrlich : Mö chten Sie für
die Teilnahme an einer Studie o der gar für eine
neue b erufliche Aufgab e »rekrutiert« o der do ch lie-
ber »angeworb en« , vielleicht sogar »gewonnen«
werden?

Fachkräftemangel gibt es in vielen B ereichen .
D as Bundesinnenministerium macht sich aktuell
Gedanken um einen drohenden Fachkräftemangel
im IT-B ereich der Ministerien und Bunde sb ehör-
den, für den Zivilen Friedensdienst (ZFD) wird ein

gravierender Mangel an Friedensfachkräften b e-
fürchtet. Und das Zentrum für Internationale Frie-
denseinsätze (ZIF) sucht laufend nach Personen,
die für internationale Friedenseinsätze qualifiziert
und dann z . B . in UN-, EU- o der O SZE-Missionen ein-
gesetzt werden können . Preisfrage : In welchem Zu-
sammenhang ist von »Fachkräftegewinnung« die
Rede , in welchem von »Rekrutierung« ? Auch die
Bunde swehr klagt üb er Personalmangel (j eden-
falls im B ereich der Zeit- und B erufssoldaten) .
Spricht sie eher von »Rekrutierung« , von »Anwer-
bung« o der von »Personalgewinnung« ? Und wel-
chen Ausdruck verwendet die Friedensb ewegung,
wenn sie Werb eaktionen der Bundeswehr kriti-
siert?

Bewusster Bezug
zum militärischen Gebrauch

Auf der Bund für Soziale Verteidigung-Jahre sta-
gung 2 0 07 hab en wir intensiv und kontrovers darü-
b er diskutiert, ob wir den eindeutig im zivilen B e-
reich (der internationalen entwicklungspoliti-
schen Organisationen) entstandenen B egriff »hu-
man security« (menschliche Sicherheit) weiter ver-
wenden dürfen, weil er inzwischen vielfach zur
Rechtfertigung militärischer Interventionen miss-
braucht wurde . D ie meisten von uns waren der An-
sicht, dass wir den B egriff verteidigen sollten − na-
türlich gewaltfrei .

D er B egriff »soziale Verteidigung« , den unser
Gründungsvorsitzender Theo dor Ebert als Üb er-
setzung de s englischen B egriffes »civil defence«
etabliert hat, weil im D eutschen »Zivile Verteidi-
gung« b ereits durch die Bunde swehr b esetzt war,
hat einen ganz b ewussten B ezug zum militärischen
Gebrauch de s Worte s »Verteidigung« . D enn es ging
in der Situation des Kalten Krieges darum, die
Ängste vieler Menschen in der Bundesrepublik
ernst zu nehmen, die sich militärisch b edroht fühl-
ten und denen eine Alternative zum Rü stungswett-
lauf zwischen Nato und Warschauer Pakt aufge-
zeigt werden sollte . D azu kommt, dass es eine ganze
Reihe ziviler B edeutungen von »Verteidigung« gab
und gibt: in politischen D eb atten (dazu p asst dann
das TV-Duell) , im Sport (z . B . im Fußb all oder im
Schach) , vor Gericht und in der Wissenschaft (Ver-
teidigung einer D oktorarb eit) . Auch Titel werden
verteidigt, Wahlkreise oder ganz allgemein »Po si-
tionen« . Dies hat inzwischen, rund 2 0 Jahre nach
der Auflö sung des Warschauer Pakte s , allerdings zu
einem gewissen Paradox geführt : Je weniger in un-
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serer Gesellschaft das Militär mit dem B egriff »Ver-
teidigung« assoziiert wird und j e weniger Men-
schen Angst vor einem militärischen Angriff auf
die Bunde srepublik haben, de sto schwieriger wird
es für Vorstand und Geschäftsstelle des B SV, den
Namen »Bund für soziale Verteidigung« Außenste-
henden zu erklären . Manche Probleme nehme ich
auf den zweiten Blick gesehen j a ganz gerne in
Kauf!

Mit dem Bedeutungswandel umgehen

E s sieht nun so aus , als müssten wir mit einem neu-
en Paradox fertig werden :

D er eine Teil der Friedensb ewegung (durchaus
nachvollziehb ar) b esteht darauf, Rekrutierungs-
versuche der Bunde swehr in Schulen und Arb eits-
agenturen als solche zu b ezeichnen und sich nicht
auf Euphemismen wie »Personalgewinnung« ein-
zulassen, weil mit dem B egriff »Rekrutierung« zu-
mindest derzeit no ch das Wissen darum verknüpft
ist, dass »Soldat« kein B eruf, sondern ein b esonde-
re s Gewaltverhältnis ist.

Ab er gleichzeitig ist aus dem B ereich der inter-
nationalen Organisationen der B egriff »recruit-
ment« für die Gewinnung von zivilen ExpertInnen
und Friedensfachkräften als »Rekrutierung« ins
D eutsche gewandert.

Üb er kurz o der lang kann es dadurch zu Proble-
men kommen : Entweder geht der B ezug des Wor-
tes »Rekrutierung« zum Zwangscharakter de s Mili-
tärdienstes verloren . D as würde unseren Protest
gegen die Rekrutierungspraktiken der Bunde s-
wehr komplizierter machen . O der der B egriff »Rek-
rutierung« bleibt mit der Assoziation »Militär« ver-
bunden, was zu der Fehlassoziation führen könnte ,
dass Friedensfachkräfte für Konzepte der zivil-mili-
tärischen Zusammenarb eit zur Verfügung stehen
(müssen) . D a es in der deutschen D iskussion, z . B .
in B ezug auf die Afghanistan-Strategie der Bunde s-
regierung, durchaus Vereinnahmungsversuche in
dieser Richtung gab und gibt, ist e s in manchen Zu-

sammenhängen riskant, von der »Rekrutierung«
von Friedensfachkräften zu sprechen .

Im Umgang mit internationalen Organisatio-
nen ist e s verlo ckend und manchmal unumgäng-
lich, deren Sprachgebrauch zu üb ernehmen . D as
»UN Peace Operations Recruitment Centre« sucht
nicht nach SoldatInnen, sondern nach zivilen Fach-
kräften für Friedensmissionen . Also spricht auch
die »Nonviolent Pe aceforce« von »recruitment of
field team memb ers« .

Andererseits meiden Organisationen wie der
internationale Versöhnungsbund o der die Quäker
(American Friends Service Committee) auch auf
englisch strikt das Wort »recruitment« , wenn e s um
die Gewinnung von Friedensfachkräften o der Frei-
willigen geht. Sie b enutzen die ses Wort nur, wenn
es um Proteste gegen Rekrutierung für militärische
Zwecke geht.

Wir sollten überall, wo es geht, ihrem B eispiel
zu folgen und den B egriff »Rekrutierung« nur dort
verwenden, wo der Kontext klar macht, dass hier
ein Fachterminu s verwendet wird bzw. im Zwei-
felsfall direkt darauf hinweisen .

Übrigens : »Sekundierung« ist die deutsche
Übersetzung de s englischen B egriffe s »secunding« .
Wer » sekundiert« ist, arb eitet für eine andere Ein-
richtung als die , von der er b ezahlt wird . D as Sekun-
dierungsgesetz »regelt die Ab sicherung von sekun-
dierten zivilen Personen, die im Intere sse der Bun-
de srepublik D eutschland im Rahmen von interna-
tionalen Einsätzen zur zivilen Krisenprävention
b ei internationalen, supranationalen o der au slän-
dischen staatlichen Einrichtungen tätig werden,
soweit diese Personen nicht durch Dritte , insb e-
sondere durch die aufnehmende Einrichtung, bei
der sie tätig werden, sozial abgesichert sind . « Wun-
dert sich etwa j emand , dass dieses Ge setz in der
bundesdeutschen Pre sse und Öffentlichkeit kei-
nerlei Aufmerksamkeit gefunden hat?

Dr. Ute Finckh ist Vorsitzende des Bundsfür Sozia-
le Verteidigung (BSV).
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egen Gewalt zu sein, ist nichts B esonderes .
Auch Politiker sprechen sich im allgemei-

nen gegen Gewalt aus ; Kinder sollen gewaltfrei er-
zogen werden, die Prügelstrafe in der Schule ist ab-
geschafft, Killerspiele sind verpönt, prügelnde Ju-
gendliche sollen härter b estraft werden .

Im gleichen Sinne gibt es auch einen Konsens
in Ge sellschaft, Kirche und Politik, dass Krieg nicht
sein soll . Dieser wurde sogar schon rund 4 0 Jahre
vor der Prügelstrafe geächtet: 1 9 2 8 schlo ssen die
damals wichtigsten Großmächte einen »Vertrag
über die Ächtung des Krieges« , dem bis 1 9 3 8 insge-
samt 6 3 Staaten b eitraten . D arin heißt es : »Die ho-
hen vertragsschließenden Parteien erklären feier-
lich im Namen ihrer Völker, dass sie den Krieg als
Mittel für die Lö sung internationaler Streitfälle ver-
urteilen und auf ihn als Werkzeug nationaler Politik
in ihren gegenseitigen B eziehungen verzichten .

Die hohen vertragsschließenden Parteien ver-
einb aren, dass die Regelung und Entscheidung al-
ler Streitigkeiten o der Konflikte , die zwischen ih-
nen entstehen können, welcher Art o der welchen
Ursprungs sie auch sein mögen, niemals anders als
durch friedliche Mittel angestrebt werden soll . «

Von keinem der vertragsschließenden Staaten
ist j edo ch b ekannt, dass er nach Vertragsschluss
aufgehört hätte , weiter aufzurüsten, und ab 1 9 39
waren nahezu aller dieser 6 3 Staaten kriegführend
am Zweiten Weltkrieg b eteiligt.

Offensichtlich ist es wenig aussagekräftig, ge-
gen Gewalt und gegen Krieg im Allgemeinen zu
sein .

Dies ist sowohl völkerrechtlich (UN-Charta
Artikel 2 Ziffer 4) und theologisch (EKD-Friedens-
denkschrift 2 0 07) unb e stritten .

Entscheidend sind aber die Ausnahmen, die
vom Gewaltverzicht und vom Verb ot des Kriege s
gemacht werden . Die se Ausnahmen sind das Ein-
fallstor für alle Rüstung und Kriegsvorb ereitung
samt ihrer moralischen und theologischen Legiti-
mation .

D as zweigeteilte Menschen- und Weltbild

Geistige Grundlage für die Zweiteilung von grund-
sätzlicher Ächtung einerseits und B ej ahung von
Ausnahmen andererseits ist ein zweigeteiltes Men-
schen- und Weltbild : Wir selb st könnten zwar auf
Gewalt und Krieg verzichten und würden dies j a
auch gerne tun, ab er den anderen ist nicht zu trau-

en, denn »es kann der Frömmste nicht in Frieden le-
b en, wenn es dem bö sen Nachb arn nicht gefällt. «

Gut und B ö se werden nicht nur verschiedenen
Menschen, sondern ganzen Staaten, Kulturen und
Systemen zugeordnet (z . B . Kommunismus , I slam,
»Achse des B ö sen«) und damit zugleich die Vorstel-
lung genährt, das B ö se könne aus der Welt ge-
schafft werden, in dem man die B ö sen eliminiert,
au slö scht o der wegsperrt.

Wegen der Anderen müssen wir deshalb für
den Krieg, den wir eigentlich nicht wollen, gerüs-
tet sein, und zwar sowohl für den völkerrechtlich
au sdrücklich erlaubten Verteidigungskrieg (UN-
Charta Artikel 5 1 ) , als auch aus Verantwortung für
b edrohte Völker und Gesellschaften für militäri-
sche Interventionen weltweit (gem . UN-Charta Ka-
pital VII per B e schluss des Sicherheitsrates o der −
seit dem Ko sovo-Krieg 1 9 9 9 − wegen der rechtli-
chen Konstruktion einer »Re sponsibility to pro-
tect« R2P zur Durchsetzung de s Rechts , so auch die
EKD-D enkschrift Ziffern 60 , 1 0 0 , 1 04) .

Im Gegensatz zur Verteidigung ist die »R2 P« we-
der regional no ch zeitlich b egrenzt und rechtfer-
tigt deshalb eine dauerhafte Rüstung unabhängig
davon, ob die eigene Nation no ch von irgendwem
b edroht wäre .

Die Überwindung der Ausnahmen
vom Verbot von Krieg und Gewalt

Die Ächtung des Kriege s und der Gewalt b edürfen
deshalb , wenn sie ernst gemeint sein wollen, der
Kritik und Überwindung ihrer Ausnahmen :

Zuzugeb en ist: Gewalt wirkt. Sie kann vieles ,
was gewaltlo se Mittel nicht können . An Zer-
störungskraft ist sie gewaltlo sen Mitteln weit üb er-
legen .

Sie kann sogar Konflikte dauerhaft lö sen . Als
Rom nach dem 3 . Punischen Krieg Karthago zer-
stört hatte , gab es dort keinen Konflikt mehr. Die
Frage ist ab er, zu welchem Preis geschehen Kon-
fliktlö sungen dieser Art.

In vielen anderen Fällen führte und führt der
Versuch militärischer Konfliktb ereinigung nicht
einmal zu solchen »Erfolgen« , sondern direkt in die
S ackgasse (Vietnam, Afghanistan, Irak) und lässt
statt einer Lö sung nur Zerstörung zurück.

Ob »erfolgreich« o der erfolglo s , unterliegt der
Weg der Gewalt ab er außer seinem Preis einem
grundsätzlichen Handicap :
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D er Einsatz von gewaltsamen Mitteln entschei-
det letztlich nicht darüb er, wer Recht hat, sondern
nur, wer der Stärkere ist.

Die stärkere ist ab er nicht notwendig die gute
Seite . D er Glaub e daran, dass es so sei, zwingt j e-
do ch die Seite , die sich für die Gute hält (oft b eide) ,
zur ständigen Aufrüstung, um der b ö sen anderen
j eweils üb erlegen zu sein .

Die völkerrechtliche Verpflichtung zur ständi-
gen Aufrü stung, wie sie im Lissab oner Vertrag der
EU vereinb art ist, bringt nur in eine rechtliche
Form, was b ereits zur Eigendynamik j eder Militär-
politik gehört.

Auf dem Weg der Gewalt kann es deshalb − ent-
gegen der offiziellen, auch völkerrechtlich legiti-
mierten herrschenden Meinung − gar nicht um die
Stärke de s Rechts gehen, sondern immer nur um
das Recht des Stärkeren .

Gewalt ist dominant.

D as b etrifft nicht nur die Ko sten militärischer Rü s-
tung, sondern auch das D enken .

Selb st als offiziell nachrangige s Mittel (ultima
ratio) wirkt es auf die dem militärischen Einsatz vo-
rausgehenden zivilen Formen der Konfliktb earb ei-
tung (»und bist du nicht willig, so brauch ich Ge-
walt« − z . B . Abzug der O SZE-B eob achter aus dem
Ko sovo im März 1 9 9 9 und der Inhalt de s Vertrags-
angeb ots der Nato in Ramb ouillet) .

Ob re al o der nur als Drohung im Hintergrund
eingesetzt, verbreitet das Militär der üb erlegenen
Seite immer auch die unausge spro chene B otschaft :
»Mit der richtigen Waffenrüstung bist du stark und
b ekommst, was du willst« .

Üb er die vielfältigen Versuche der Nach-
-ahmung (z . B . Atomrü stung des Iran, Nordkorea
u . a. Staaten) mu ss man sich nicht wundern .

Letztlich prägen die eingesetzten Mittel auch
das damit verfolgte Ziel .

D as Ergebnis »gelungener« gewaltsamer B efrei-
ungskriege war zumeist oft eine unfreie , auf Ge-
walt gegen die eigene B evölkerung gestützte Regie-
rungsform . Gandhi hatte wohl Recht, wenn er sagt,
dass alle s, was mit Gewalt erreicht wurde , auch
wieder durch Gewalt verteidigt werden muss .

Krieg und Militär sind
organisierte Verantwortungslosigkeit

Entgegen dem Anspruch de s Konzepts einer »R2 P«
wird auf dem Weg militärischer Rüstung auch kei-
ne Verantwortung wahrgenommen .

Verantwortung tragen wir zunächst für die Fol-
gen de s eigenen Tuns .

Im Gegensatz dazu lehnen es die Staaten und
insb esondere die j eweiligen Sieger bis heute ab ,
Schadensersatz an die durch militärische Einsätze
ge schädigten Zivilisten zu leisten .
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Die gleiche Praxis der Verantwortungslo sigkeit
gilt auch in B ezug auf die Folgen vielfältiger wirt-
schaftlicher Interventionen von Seiten der wirt-
schaftlich und militärisch dominanten Nationen
(Terms of Trade , Ausb eutung von Rohstoffen, sub-
ventionierte Exporte , die die einheimischen Märk-
te zerstören) .

Ein Sonderfall sind die Rüstungsexporte , ohne
die eine Vielzahl von Kriegen und gewaltsamen
Auseinandersetzungen auch unterhalb der Schwel-
le zwischenstaatlicher Gewalt gar nicht stattfinden
könnten .

Auch wenn e s im Einzelfall um die notwendige
Hilfe für b edrohte Menschen geht, setzt die Wahr-
nehmung von Verantwortung nicht nur die Mög-
lichkeit der Hilfe voraus , sondern auch die Zulässig-
keit der Mittel, die zur Hilfe eingesetzt werden .

So b efreit der Hinweis auf die üb ernommene
Verantwortung nicht von der Frage , ob das Töten
und Verletzen von Menschen erlaubt sein kann, um
anderen b eizustehen, insb e sondere wenn dies au-
ßerhalb von unmittelb aren Nothilfe situ ationen
und auch zu Lasten von Unb eteiligten ge schieht
(»Kollateralschäden«) .

Die Rechtmäßigkeit der Mittel muss der Ge-
rechtigkeit de s ange strebten Zieles entsprechen .

Wenn von den reichen Industrienationen mili-
tärische Mittel zum Schutz b edrohter Menschen
weltweit b ereit gehalten werden, so steht die Lau-
terkeit die ses Motivs in Frage , wenn zur gleichen
Zeit Flüchtlinge aus den Kriegs- und Elendszonen
dieser Welt in die sen militärisch ho chgerüsteten
Staaten nicht aufgenommen, sondern unter Inkauf-
nahme ihres Todes abgewie sen werden .

Im Übrigen mindern allein die Ko sten für das
Militär die Möglichkeiten für eine in vielen Fällen
ausreichende zivile Hilfe .

Allein schon dadurch trägt das Militär zu den
Problemen b ei, zu deren Lö sung es sich anbietet.

D amit stellt sich die Frage nach der Verantwor-
tung letztlich anders :

Verantwortlich für eine Hilfe in Notfällen, die
ohne mein Zutun eigetreten sind , bin ich nur im
Rahmen meiner Möglichkeiten . Geb e ich die mir
zur Verfügung stehenden Mittel für ein teure s, in-
terventionsfähige s Militär aus , so sprechen wohl
auch moralische Gründe d afür, die se s Militär zur
Rettung b edrohter Menschen einzusetzen .

Geb e ich die mir zur Verfügung stehenden Mit-
tel j edo ch nicht für militärische Zwecke au s, son-
dern zur Üb erwindung von Hunger und Elend in
der Welt, so b etrifft mich die Frage einer etwa als er-
forderlich erachteten militärischen Intervention
nicht mehr.

Hierdurch werde ich möglicherweise gegen-
üb er manchen Verbrechen ohnmächtig sein, stelle
mich dafür ab er den Erfordernissen der alltägli-
chen Ungerechtigkeit, die mit den Mitteln de s Mili-
tärs nicht gelö st, sondern eher ausgelö st werden .



Die Ethik des Gewaltverzichts

Eine verantwortliche Haltung gegenüb er den drin-
genden Problemen de s 2 1 . Jahrhunderts sehe ich
deshalb allein in der Ethik und Politik de s Gewalt-
verzichts .

Seit Max Web er gilt der generelle Gewaltver-
zicht als Au sdruck einer » Ge sinnungsethik« und
deshalb nicht als tauglich für ein politisches Han-
deln, das dem Leitbild einer »Verantwortungs-
ethik« zu folgen hab e (»Politik als B eruf« , 1 9 1 9) .

Sein B ezugsrahmen für dieses Urteil war j e-
do ch der Nationalstaat und das vom Politiker zu
verfolgende Wohl der eigenen Nation (so no ch im-
mer der Eid der Regierungsmitglieder gem . Artikel
5 6 , 64 Ab s . 2 GG) .

Hab en wir aber die Menschheit und die Erhal-
tung der Erde als B ezugsrahmen, erkennen wir im
Gegenteil das grenzüb erschreitende D enken und
Handeln, wie es die von Web er gemeinten gewalt-
freien Ge sinnungsethiker (für Weber damals ins-
b e sondere Leo Tolstoi) vertraten, als zutiefst ver-
antwortlich.

Eine Politik mit au sschließlich gewaltfreien Me-
tho den hat j edo ch einen anderen Zeit- und Hand-
lungsrahmen als eine Politik mit gewaltsamen Mit-
teln in der Vor- o der Hinterhand .

Gewaltfreie s Handeln kann nicht das gleiche
wie die Gewalt, so lassen sich etwa unrechte Po si-
tionen (z . B . in der Verteilung von Ressourcen) auf
die D auer nicht ohne Gewalt verteidigen .

D as Gegenteil von Gewalt heißt deshalb nicht
Gewaltlo sigkeit, sondern Gerechtigkeit.

Mit dem Verzicht auf Gewalt wird nicht nur ein
Mo saiksteinchen aus unserer Gesellschaft ausge-
tauscht, sondern das ganze Bild verändert.

Die Stärke gewaltfreier Politik liegt damit in der
B e arb eitung von Konfliktursachen und dem Auf-
b au eine s Friedens in Gerechtigkeit, ihre vermeint-
liche Schwäche in dem Verzicht, die eigenen Vor-
stellungen auch einseitig und schnell (mit der Dro-
hung o der dem Einsatz von Gewalt) durchsetzen zu
können .

Gewaltlo sigkeit in B ezug auf Mensch und
Schöpfung b edeutet de shalb nicht nur den Ver-
zicht auf das Mittel der Gewalt, sondern damit zu-
gleich auf einen privilegierten Lebensstil (Privati-
on = B eraubung) , den sich andere Menschen und
künftige Generationen nicht werden leisten kön-
nen .

Eine Ethik de s Gewaltverzichts entspricht auch
einem anderen Rechtsverständnis .

Für das herrschende Verständnis gehört zum
Recht auch die Macht, e s durchzu setzen . D as Recht
hatte ab er von alters her die Funktion, sich der
M acht in den Weg zu stellen . Auch wenn e s − selb st
ohnmächtig − mit Stiefeln getreten wurde , b ehielt
es seine Üb erzeugungskraft und hat auf D auer im-
mer wieder die M acht in seine Schranken gewie-
sen .

D as Recht wirkt nicht üb er Zwang, sondern
über die Einsicht. Je mehr Zwang mit der Durchset-
zung des Rechts verbunden ist, desto weniger wird
erkennb ar, dass e s Recht ist, was da durchge setzt
werden soll . Recht bedarf nicht der Macht, ab er
wohl der Zivilcourage , um ihm eine Stimme zu ver-
leihen (siehe die altte stamentlichen Propheten,
Antigone , Sokrate s, viele M ärtyrer, die Menschen-
rechtsaktivisten der Gegenwart) .

Recht ist ab er nicht nur eine Gewissenser-
kenntnis einzelner Menschen, sondern b edarf re-
gelmäßig der gemeinsamen Suche aller an einem
Konflikt B eteiligten .

D eren Partizip ation an der Rechtsfindung setzt
die gemeinsame Augenhöhe voraus . Jede Form von
Gewalt und Zwang ist mit diesem dialogischen Vor-
gehen nicht zu vereinb aren .

Mit Gewalt werden regelmäßig (vermeintli-
che) Rechtsansprüche einer Seite durchge setzt ;
das Recht bleibt dab ei oft auf der Strecke .

Gewaltfreie s Handeln ist meist nicht spektaku-
lär und de shalb selten mediengerecht. Über weite
Strecken wirkt die damit verbundene Üb erzeu-
gungsarb eit im Stillen . Umso üb erraschender sind
oft ihre Ergebnisse (etwa der Fall der Mauer 1 9 89) .

Man wird wohl auch sagen können, dass die we-
sentlichen Fortschritte auf dem Gebiet der Men-
schenrechte und der sozialen Gerechtigkeit nicht
durch Gewalt, sondern auf dem Weg beharrlichen
gewaltfreien Widerstandes errungen wurden .

D er Vorteil diese s Wege s ist, dass sich j eder und
j ede daran b eteiligen kann ohne gesundheitliche
Auslese (wie b eim Soldaten) , ohne Altersb egren-
zung und ohne vorge schrieb enen Bildungsab-
schluss .

Die B eteiligungsformen sind unterschiedlich,
nicht üb erall sind Helden gefragt. Die Anfänge wer-
den meist klein sein, ein B eginnen kann ab er sofort
erfolgen .

Ullrich Hahn ist Rech tsanwalt und Vorsitzender
des deutschen Zweigs des in terna tio nalen Versöh-
n ungsbundes. Dieser Text ist das Man uskript eines
Vortrags am 12. September in Überlingen.
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m Oktob er 2 0 09 hatte ich Gelegenheit, im
Rahmen einer Lib anonreise der evangeli-

schen Erwachsenenbildung B ad Kreuznach Ge-
spräche mit zahlreichen Vertreterinnen und Ver-
tretern verschiedenster ge sellschaftlicher Grup-
pen zu führen .

Zur Geschichte des Libanon

Im Jahre 1 9 2 0 entstand der Lib anon als Folge fran-
zö sischer Kolonial-Politik, erst 1 9 4 3 wurde das
Land in die Unabhängigkeit entlassen .

Im Lib anon gibt e s 1 8 anerkannte Religionsge-
meinschaften, darunter Schiiten, Christen, Sunni-
ten und Drusen . Sowohl die Bürgerkriegsj ahre von
1 975 bis 1 9 9 0 als auch die blutigen Auseinanderset-
zungen zwischen Palästinensern und der Hisbollah
auf der einen sowie der Israelischen Armee auf der
anderen Seite hab en das Land immer wieder an den
Rand de s Abgrundes gebracht.

Bis zum Fall der B erliner Mauer wurde im Lib a-
non auch der O st-We st-Konflikt mit großer Intensi-
tät geführt.

Syrien, Iran, S audi-Arabien, die USA, Frank-
reich, Großbritannien, Russland und einige andere
Akteure nehmen seit Jahren Einfluss auf die Politik
de s Lib anon, um ihre Interessen im Nahen und
Mittleren O sten durchzu setzen . Für das kleine
Land mit gerade 4 Millionen Einwohnern, darunter
rund 4 0 0 . 0 0 0 p alästinensischen Flüchtlingen, stel-
len diese Einmischungen von außen eine große He-
rausforderung dar.

Die Ermordung de s ehemaligen Ministerpräsi-
denten Rafik Hariri imJahre 2 0 0 5 sp altete das Land
in ein pro- und ein antisyrische s Lager. No ch immer
sind die Spuren des Kriege s von 2 0 0 6 spürb ar,
gleichzeitig geht der Aufb au voran . Im Jahre 2 0 07
kam e s im Flüchtlingslager Nahr El B ared in der Nä-
he von Tripoli zu schweren Kämpfen, bei denen
rund zweihundert lib anesische Soldaten und sehr
viele Flüchtlinge mit den im Lager verschanzten I s-
lamisten ums Leben kamen . Im Jahre 2 0 0 8 stand
das Land wieder am Rande eines Bürgerkrieges , als
Hizbollah-Kämpfer in B eirut die Regierung b ela-
gerten und mehr als einhundert Menschen b ei Stra-
ßenkämpfen getötet wurden, nachdem die Regie-
rung die Telekommunikation-Unabhängigkeit der
Hizbollah aufheben wollte .

Begegnungen mit Einzelpersonen
und Institutionen

Scheich Hassan Chreifeh

Frederike und Uwe Weltzin, das frühere Pfarrer-
ehep aar in der deutschen evangelischen Gemein-
de in B eirut, lernte Scheich Hassan Chreifeh durch
eine deutsche Frau kennen . Die se wurde von ihrem
lib ane sischen Ehemann, einem Mu slim, misshan-
delt. Scheich Hassan Chreifeh setzte sich für die un-
terdrückte Frau ein und b etonte , dass er sich nicht
für o der gegen die Frau , sondern für die Gerechtig-
keit engagiert habe , wie der Koran sie verlange .

Seit mehr als zehn Jahren arb eitet er mit der
deutschen Gemeinde auch in Fällen von Ehren-
morden zusammen . Wo immer solche drohen und
b ekannt werden, versucht der muslimische Geistli-
che , als Konfliktvermittler die Bluttaten zu verhin-
dern und auf die M änner einzuwirken ñ mit bisher
zahlreichen Erfolgen .

Käth i Ro tzler

1 9 8 3 kam Käthi Rotzler als Krankenschwe ster wäh-
rend des Kriege s in den Lib anon . D er Weltkirchen-
rat suchte medizinische s Personal und sie b ewarb
sich . Nach zwei Jahren wurde das Proj ekt ge schlo s-
sen, weil e s keine Freiwilligen mehr gab . Anschlie-
ßend üb ernahm sie die medizinische Ko ordination
de s Meadle E ast Council of Churche s . Heute arb ei-
tet sie als Sozialarb eiterin für die deutschsprachige
evangelische Gemeinde in B eirut mit vorwiegend
älteren Menschen sowie mit RückkehrerInnen aus
D eutschland , die Eingliederungsprobleme hab en .
Die dritte Gruppe sind Notfälle , meistens Frauen
aus binationalen Ehen . B ei Scheidungen und Ehe-
rechtsfragen realisieren viele Frauen sehr sp ät,
dass M änner im Lib anon mehr Rechte haben als
Frauen .

Seit vielen Jahren engagiert sie sich auch in En
El Hilweh, dem größten Flüchtlingslager am Rande
von S aid , wo ihr der Mut der Menschen dort selb st
Durchhaltevermögen gibt.

Wegen der Aussichtslo sigkeit lehnen viele Ju-
gendliche es ab , eine Ausbildung zu machen . Alle
Eingänge sind von der lib ane sischen Armee b e-
wacht, weil e s als »Terroristenne st« gilt. Die Men-
schen im Lager empfinden sich als Aussätzige .

2 0 0 6 war ihre Freundin schwanger und erlebte
während der israelischen Angriffe einen B omb en-
einschlag in unmittelb arer Nähe . Sie floh und er-
lebte am Fluchtort einen zweiten B omb enaburf.
Ihr Sohn Mahmoud schien zunächst ge sund zur
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Welt gekommen zu sein, hat ab er erhebliche
Sprach- und Konzentrationsschwierigkeiten we-
gen der Traumatisierungen, weshalb er nicht in ei-
nem »normalen« Kindergarten bleib en konnte ,
sondern einen Platz in einem Spezialkindergarten
benötigte .

Eine kleine Alternativschule in En El Hilweh fi-
nanziert sich zum größten Teil selb st. Die Schule
beherb ergt 3 6 schwerst ge störte Kinder. B eson-
ders schwierige Kinder werden in Spezialzentren
weiter vermittelt.

Ihrer Wahrnehmung nach radikalisierten sich
junge Männer verstärkt seit dem 1 1 . Septemb er
2 0 0 1 , was auch zu mehr Gewalt im Verhältnis von
Frauen und Männern führt.

Heinrich Böll Stiftung (HBS) in Beirut, Direktorin
Layla Al-Zuba idi (www. boell-meo. org)

D as Büro der B öll-Stiftung im Lib anon wurde im
Jahre 2 0 04 eröffnet, zuvor arb eitete die Stiftung b e-
reits in Palästina.

Die Frage am Anfang lautete : Wo gibt es Zivilge-
sellschaft ñ und wo gibt e s Akteure , die für einen
Wandel hin zu mehr D emokratie einstehen . Die
Wahl fiel auf Lib anon, weil e s im Land viele Kultur-
schaffende und zahlreiche kreative Kräfte gibt.

Die HB S fördert D emokratie , nennt die s ab er
nicht so , weil seit G .W. Bush der B egriff »D emokra-
tieförderung« in der islamischen Welt mit »B omb ar-
dierung« assoziiert wird .

D e swegen b ezeichnet die HB S ihren Grund-
satz : »Staatlichkeit und Partizip ation« .

Ein weiterer Schwerpunkt ist Klimawandel und
Ökologie . Ethnokulturelle Konflikte , früher zwi-
schen Christen und Mu slimen, j etzt auch zwischen
Schiiten und Sunniten, werden in Seminaren b ear-
beitet.

Die HB S unterstützt ein Netzwerk für die Eröff-
nung von Bibliotheken . In B eirut wurden in den
letzten Jahren bereits fünf Bibliotheken neu einge-
richtet, weitere hundert sind im ganzen Land am
entstehen . Die B ibliotheken sollen offen sein für al-
le Gruppen und Religionen .

Die HB S unterstützt auch die Umweltschutzor-
ganisation » Greenline« , die nach dem Krieg 2 0 0 6
die Ölverschmutzung des Mittelmeeres publik ge-
macht hatten, nachdem die israelische Luftwaffe
ein Tanklager be scho ssen hatte .

Pro Jahr werden 8 0 0 . 0 0 0 Euro für Syrien, Lib a-
non und Irak für Proj ekte zur Verfügung gestellt für
die Arb eit der HB S . In B eirut arb eiten sechs Leute
für die HB S , mit dem HB S-Büro in Ramallah gibt e s
gute Zusammenarb eit.

Die HB S hat die Studie »Walking the line . Strate-
gic Appro aches to Peacebuilding in Leb anon« 2 0 0 8
zu sammen mit dem Forum ZFD , DED und FriEnt
herausgegeben .

Deir Mukhalles, Sch ulzen trum dergriech-ka th. Re-
ligio nsgemeinschaft, Sch uldirektor A bdo Raad

Im Jahre 1 9 3 8 wurde die Schule ausgeb aut und war
bis dahin nur Seminaristen vorbehalten, die Pries-
ter werden wollten . Ab 1 9 3 8 öffnete sich die Schule
auch für andere Schülerinnen und Schüler.

Während de s Bürgerkrieges 1 975 bis 1 9 9 0 wur-
de viele s zerstört. 1 9 8 5 mu sste die Schule verlassen
werden, weil der Krieg tobte , fünf Jahre war die
Schule verwaist. Gegen Ende des Krieges wurde
die Schule ein Konversionszentrum für Milizionä-
re , die Zivilb erufe als Schmiede , Automechaniker
o der Schreiner erlernen konnten . In die ser Zeit
war das Geb äude eine Art B erufsschule .

D erzeit b eherb ergt die Schule ca. 2 5 0 Schüle-
rInnen, das Internat hat Kap azitäten für ca. 60
Schüler, die Probleme in den Familien haben und
nicht mehr zu Hause wohnen können .

Zusätzlich gibt e s derzeit noch acht Seminaris-
ten, die Prie ster werden mö chten

Im Sommer bietet die Schule Work-C amp s an
zwischen Lib anesen und Palästinensern .

Die p alästinensischen Flüchtlinge kommen au s
dem Lager En El Hilweh. Ziel ist es , ein b esseres Ver-
ständnis füreinander zu b ekommen .

Rafik Schami lernte an dieser Schule , eb enso
auch Minister und andere führende Intellektuelle .

Rund 66 Prozent der SchülerInnen sind christ-
lich, 3 4 Prozent sind muslimisch .

Em ily Nasrallah, Beiru t

Emily Nasrallah gehört zu den führenden Schrift-
steller-Persönlichkeiten des Lib anon und kam gera-
de von einem B esuch der Frankfurter Buchmesse
zurück. B eirut ist die Hauptstadt der arabischen
Bücher. Mehr als zwei Drittel der arabischen Litera-
tur wurde früher in B eirut verlegt.

Die meisten AutorInnen veröffentlichen in B ei-
rut, weil e s eine große Toleranz und eine Atmo-
sphäre von Freiheit gibt, was Veröffentlichungen
b etrifft.

In die ser ihrer ersten Novelle »Septembervö-
gel« be schreibt sie das Thema »Emigration« .

Sp äter schrieb sie das Buch »Fluch gegen die
Zeit« , das eb enfalls um das Thema »Auswanderung«
geht. Während des Bürgerkriege s 1 975 bis 1 9 9 0
fühlte sie sich wie »eingefroren« .

In der Emigration sind es oft die Frauen, die das
Leben organisieren, Männer finden oft nur schwer
im Ausland ihre Rolle und fühlen sich nicht ge-
braucht. Die Männer zieht es dann eher zurück in
den Lib anon als die Frauen, die sich be sser im Aus-
land zurechtfinden .

In Frankfurt war sie ge scho ckt, wie sie am Flug-
hafen b ehandelt wurde . Sie hatte Schuhe mit Zip-
Verschluss aus Metall, der die Sicherheitsanlage Fr
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auslö ste . D araufhin wurde sie mit anderen Frauen
üb er eine Stunde fe stgehalten, ohne Zugang zu ei-
ner Toilette . Für sie war es eine ganz schlechte Er-
fahrung im sonst so »perfekten« D eutschland .

Fra uenorgan isa tio n KAFA (www. kafa. org. lb),
Beirut

Die Organisation KAFA (arabisch : genug; im Sinne
von : es reicht) setzt sich für Frauen- und Kinder-
rechte ein . D erzeit versucht KAFA, ein neues Ge-
setz durchzubringen, das Frauen und Kindern
mehr Rechte einräumt.

Drei männliche Mitarbeiter von KAFA arbeiten
mit Männern, die Gewalt gegen Frauen anwenden .
E s gibt ein B eratungszentrum für missbrauchte
Frauen und auch ein B eratungszentrum für Män-
ner, die Frauen missbraucht haben und Therapie
suchen .

Im Zentrum werden Frauen, die Gewalt erfah-
ren hab en, von Sozialarb eitern angehört, die an-
schließend p sychologische , juristische und soziale
Unterstützung anbieten .

KAFA hat eine 2 4-Stunden-Hotline und bietet
Sozialarbeiterschulungen und Selb sthilfegruppen
im Zentrum an, ebenso Trauma-, Tanz- und B e schäf-
tigungstherapie .

Nach repräsentativen Umfragen hab en 1 6 Pro-
zent der Kinder im Lib anon entweder sexuelle Ge-
walt erfahren oder angedroht bekommen − ein Ta-
buthema im Lib anon .

Eine KAFA-Bro schüre klärt auf und weist auf
Rechte hin, wie Kinder »Nein« sagen können . Drei
Erwachsene kann das Kind in einen »Kinderp ass«
eintragen, b ei dem e s sich aussprechen kann . KAFA
hat einen Film für Teenager gemacht, um sie auf das
Thema » sexuelle Gewalt« hinzuweisen und zu war-
nen .

Sexueller Missbrauch ist nicht schichtspezi-
fisch. Er kommt in allen Religionen und allen sozia-
len Schichten vor. Die Frauen und Kinder im Lib a-
non erfahren über TV-Werbung, Po ster und Presse-
Artikel über die Arb eit von KAFA.

Im Lib anon gibt es drei Häuser, die als Zu-
fluchtsorte dienen, ein viertes Hau s ist ausschließ-
lich für Ausländerinnen . Die C aritas kümmert sich
hauptsächlich um die ausländischen Frauen . Auch
Klö ster sind unter den Zufluchtsorten .

E s gibt viele religiö se Würdenträger, die die Ar-
b eit b ehindern, ab er auch etliche , die sie unterstüt-
zen . Frauen hab en Angst, ob dachlo s zu werden,
wenn sie » au sp acken« und die Familie verlassen .
Tö chter können sie vielleicht noch mit auf die
Flucht nehmen, Söhne gehören den Männern .
»Schmutzige Wäsche rauszuhängen« ist schlimm
für die ganze Familie .

Wenn eine Frau zur Polizei geht um Gewalt und
Missbrauch anzuzeigen, rufen die Polizisten gele-
gentlich den Mann an, er soll seine Frau abholen,
und schüchtern oft die Frauen ein .

M anchmal rufen Nachb arn b ei der Polizei an,
und die Polizei sagt, so lange der Mann seine Frau
nicht tot schlägt, könnten sie nichts machen .

Frauen müssten sich ausziehen auf der Polizei-
station, um ihre Narb en und Wunden zu zeigen ñ
dies geht aus kulturellen Gründen im Lib anon
nicht.

D er neue Gesetzentwurf b e sagt, dass die Poli-
zei den Gewalt-Fällen nachgehen mu ss .

Wenn der Mann die Frau schlägt, soll er künftig
im Falle der Trennung die Wohnung verlassen, um
der Frau und den Kindern das Weiterleb en zu er-
möglichen . Die M änner sollen zum Unterhalt ver-
pflichtet werden . Sollte der Mann nicht zahlen kön-
nen, soll der Staat einspringen . Fünf Minister ha-
b en das Gesetz b ereits üb erarb eitet. E s be steht gro-
ße Hoffnung, dass das Ge setz im Kern verab schie-
det wird .

Wenn eine Frau auch nur eine Nacht außerhalb
der Familie verbracht hat, weil sie vor der Gewalt
davon gelaufen ist, gilt sie oft schon als »Pro stituier-
te« .

KAFA versucht, die Situation der Familien zu-
hause zu verb e ssern .

Oft halten die Frauen no ch die Ehe aufrecht, bis
dann die Scheidung kommt.

Scheidungen sind kompliziert und teuer, kaum
eine Frau kann sich eine Scheidung leisten . Die
Frauen, die gehen, gelten als die »B ö sen« , als diej e-
nigen, die die Familie »zerstört« haben .

Von ca. 3 0 Frauen, die zu KAFA kommen, geht
eine in ein Frauenhau s . D er Lib anon ist ein D orf, j e-
der kennt j eden . Die längste Zeit, die eine Frau im
Frauenhaus bleib en kann, sind zwei Jahre .

B ei Ortho doxen ist die Scheidung teuer, bis zu
5 0 . 0 0 0 D ollar müssen b eim Bischof auf den Tisch
gelegt werden . Viele Christen konvertieren von der
ortho doxen Kirche zum Islam, weil im I slam die
Scheidung billiger ist.

Ingesamt gibt e s 1 8 Hauptamtliche und ca. 2 0 0
Freiwillige b ei KAFA. Oxfam, S ave the children
(Schweden) , EU und Unicef fördern die Arbeit.

Mohamad Raad, Beirut

Mohammad Raad ist Fraktionssprecher der Hisb ol-
lah, die im Parlament den Namen »Treue zum Wi-
derstand« trägt. Er empfängt uns im Abgeordneten-
haus in B eirut, wo er sein Büro hat.

Mohammed Raad zitiert einen ehemaligen lib a-
nesischen Politiker mit den Worten : »Im Lib anon
gibt es viel Freiheit und wenig D emokratie« .

Die Mu slime insgesamt lehnten die Zivilehe ab .
Die Frage eines Friedens mit Israel werde nicht
durch Mehrheiten entschieden .

Im 1 2 8-köpfigen Parlament − j e zur Hälfte mit
Christen und Muslimen b esetzt − hat die Hisb ollah
derzeit 1 1 Abgeordnete und zwei weitere unabhän-
gige Kandidaten, die auf der Hisbollah-Liste kandi-
diert haben, insgesamt also 1 3 Abgeordnete .
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Auf die Frage , wie der aktuelle Stand b ezüglich
der UN-Resolutionsforderung 1 70 1 sei, wo gefor-
dert wird , dass die Hisb ollah ihre Waffen auf das
Gebiet nördlich des Litani-Flusses zurückziehen
muss , antwortet er: »Wenn die Unifil Waffen süd-
lich des Litani-Flusse s findet, darf sie diese gerne
b ehalten« .

»Ich wünsche Ihnen, dass sie einen Monat im Li-
b anon bleib en und ganz genau schauen, wie der
Alltag der Menschen im Süden und der Hisb ollah
au sschaut. B edauerlicherweise bringen die Medi-
en ein falsches Bild üb er die Hisb ollah ins Ausland
und befördern damit eine bestimme Politik und
Richtung« , so Herr Raad . In B ezug auf die Hilfe vom
Ausland sagte er: »Früher gab e s viele D elegationen,
die gefragt hab en, wo die Hisb ollah ihr Geld , ihre
Ausbildung und ihre Waffen herbekommt. »Wir ha-
b en ge sagt : Schiiten sind üb er die ganze Welt ver-
streut. Leider hab en die arabischen Staaten vor ei-
nem Monat b egonnen, viele Schiiten aus ihren Län-
dern raus zu werfen« . Und er fügte hinzu . »Iran ist
b etroffen von B edrohung, eb enso wie der Lib a-
non« .

Auf die Frage , wie die B eziehung zwischen
Christen und Muslimen im Süden aussieht, nach-
dem Herr Raad selb st mit Hisb ollah-Kämpfern im
Jahre 2 0 0 0 eine christliche Gemeinde auf B itten
des dortigen Prie sters vor Angriffen ge schützt hat-
te , antwortet er : Diese B egegnung war eine ihn
sehr glücklich machende . Er hab e damals sehr
schnell gehandelt − und dieses Handeln zugunsten
der Christen hab e alle s durchbro chen, was vorher
Falsche s über die Hisb ollah ge sagt worden sei .
»Wenn wir Au seinandersetzungen mit anderen ha-
b en, so mü ssen wir uns denno ch gegenseitig ak-
zeptieren . Wir sind offen für einen Dialog zwi-
schen uns und anderen . Waffen tragen wir, wenn
j emand uns angreift und unseren B o den vergewal-
tigt« , so Herr Raad .

Dialog m it einer Vertreterin und einem Vertreter
vo n Un ifil

Im »Haus de s Friedens« (D ar Assalam, Wardaniyeh)
hatten wir eine B egegnung mit zwei Unifil-Vertre-
tern, die namentlich ungenannt bleib en wollen . Sie
gab en eine grundsätzliche Situationsb e schreibung
der Unifil-Arbeit.

Die derzeitige lib ane sisch-israelische Grenze
ist eine militärische Rückzugsgrenze , keine offizi-
elle Staatsgrenze . Im Norden ist der Litani die B e-
grenzung für das Unifil-Gebiet.

Unifil wurde 1 978 im Sicherheitsrat b eschlo s-
sen, als die Palästinenser noch im Süden des Lib a-
nons sehr präsent waren . Unifil hatte anfangs 6 . 0 0 0
bis 9 . 0 0 0 Soldaten und konnte sp äter no ch nicht im
Süden stationiert werden, weil israelische Truppen
die se s Geb iet no ch bis zum Mai 2 0 0 0 b e setzt hiel-
ten .

UN-Militärangehörige und Zivilangehörige le-

Für die im Lib anon leb enden p alästinensischen
Flüchtlinge engagiert sich die Hisb ollah, sieht das
Problem j edo ch als Aufgabe der gesamten Interna-
tionalen Gemeinschaft : »Die Verantwortung für
die Flüchtlinge liegt bei der UNRWA, nicht b eim li-
b anesischen Staat« .

Im Krieg de s Jahres 2 0 0 6 seinen rund 2 3 0 Ge-
b äude in B eirut von der israelischen Luftwaffe zer-
stört worden, die fast alle wieder aufgeb aut wur-
den . Die Probleme seien seither größer geworden .

Auf die Frage , wie er die Zusammenarb eit mit
der Unifil bewertet, antwortet er: »Wir akzeptieren
die Arb eit von Unifil« . E s geb e eine po sitive Zusam-
menarb eit zwischen der Unifil und den Menschen
im Süden des Lib anon . »Leider sind die deutschen
Soldaten nicht auch auf dem Festland , sonst gäb e e s
be stimmt auch mit ihnen eine gute Ko operation« ,
so Herr Raad .

Wenn das Volk entscheidet, dass der Wider-
stand gegen eine B e satzung auch mit Gewalt ge-
führt wird , sieht er die sen gewaltsamen Wider-
stand als demokratisch an . Solange es eine B esat-
zung von lib anesischen B oden gibt, ist für ihn diese
Situ ation gegeb en . B ei den Scheb aa-Farmen sei
die s der Fall . Er kritisiert auch die täglichen israeli-
schen Üb erflüge .

D en Unterschied zwischen Hisb ollah − den
Menschen im Süden − und anderen B evölkerungs-
gruppen im Lib anon sieht er darin, dass Hisb ollah
bereit war, viele Opfer zu bringen, um den eigenen
B o den zu erhalten .

»Wir wollen nicht diktieren, was das p alästinen-
sische Volk akzeptiert o der nicht akzeptiert.

Wir hätten das Unrecht der Staatsgründung nie-
mals akzeptiert« , sagte er. Die ganze Siedlungspoli-
tik lehnt er ab . »Ein B esatzer kann nicht die Identi-
tät eine s Volkes ändern . D er B e satzer soll und muss
das be setzte Land verlassen . D as ist die Meinung
der Hizbollah, aber es ist das p alästinensische Volk,
das letztlich entscheidet« , so der Fraktionschef.

Auf die Frage , wo die Hisb ollah ihre Kämpfer
au sbilden lässt, antwortet er: Im Lib anon gab es bis
vor kurzem Militärpflicht, wo viele Hisb ollah-Mit-
glieder den Umgang mit der Waffe gelernt hab en .
Die Hizb ollah hab e ein großes Kapital an gut ausge-
bildeten Kämpfern . Wenn es eine Konfrontation
gibt, bilden die Ausgebildeten die nicht Au sgebil-
deten aus : »D er Wille ist da« .

Auf die Frage , woher das Geld und die Waffen
kommen, antwortet er : »D as ist Angelegenheit der
Widerstandsorganisation« .

Nachgefragt, ob die Hisb ollah b ereit sei, ihre
Waffen und Kämpfer in die lib ane sische Armee zu
integrieren, antwortet er: »Die s wird am Verhand-
lungstisch entschieden . E s geht um eine gemeinsa-
me Vorstellung, wie der Lib anon sich verteidigen
soll . Wenn die Hisb ollah sieht, dass die lib anesische
Armee wirklich in der Lage ist, sich selb st zu vertei-
digen und das Land zu schützen, ist so etwas vor-
stellb ar« .
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b en seit 2 0 0 0 in Tyrus o der B eirut. Vor dem Som-
merkrieg 2 0 0 6 hatte die Mission nur no ch 2 . 0 0 0
Soldaten . Mit der neuen Resolution 1 70 1 im Jahre
2 0 0 6 schnellte die Mission auf 1 3 . 0 0 0 Soldaten
ho ch . Die erste maritime UN-Truppe wurde 2 0 0 6
mit deutscher B eteiligung gebildet. Diese UN-Re so-
lution 1 70 1 hat ein robu ste s M andat. Die LAF (Lib a-
nesische Armee Forces) sind für die Sicherheit
selb st verantwortlich mit Unterstützung der Unifil .
Die s b edeutet, dass Unifil unterstützend für die li-
b anesische Armee tätig wird , nicht umgekehrt.
Sehr viele Waffenreste und Minen wurden von der
Unifil seither geräumt.

Zivilmilitärische Zusammenarb eit erfolgt in
Form von humanitären Proj ekten . Die Medizini-
sche Versorgung wurde verstärkt. Schul- und
Schreibhefte wurden verteilt, um das Leben zu ver-
b essern . Die B elastung für die Zivilb evölkerung
wie auch für die Soldaten ist durch den Lärm der
Fahrzeuge und die ständige Militärpräsenz sehr
ho ch .

D erzeit beteiligen sich 3 0 Staaten an Unifil . In-
done sien ist ein sehr großer Truppensteller. B is
2 0 0 6 waren Inder und Ghanaer die Haupttruppen-
steller. Die Inder hatten immer einen Veterinär da-
b ei, der alle Tiere der Region untersucht hat. D a-
durch wurde Symp athie geschaffen . Zwei Natio-
nen hab en aktuell wieder Veterinäre mitgebracht,
die äußerst wichtig sind .

D as politische M andat liegt bei Unscol (United
Nation Special Commission on Lib anon) .

Mit den Wahlen hat die Unifil nichts zu tun,
auch nichts mit der Regierungsbildung . Viele Mit-
arb eiter sind nur sechs Monate da.

Direkt an der Grenze lud der damalige UN-
Kommandeur 2 0 0 6 unmittelb ar nach dem Waffen-
stillstand israelische und lib anesische Militärs ein,
um sie in einem Raum zusammen zu bringen .

Mit Karten wurde ge schaut, wo noch I sraelis
sind und wo die lib anesischen Soldaten stationiert
werden sollten . Unifil üb erwachte , dass Zone um
Zone von den Israelis geräumt wurde und die lib a-
nesische Armee die frei werdenden Räume b esetz-
te . E s gab keine großen Probleme , der Rückzug
ging relativ reibungslo s vonstatten, was viele so
nicht erwartet hatten .

Alle vier Wo chen findet ein Treffen mit j e ei-
nem General und drei bis vier weiteren Militärs der
j eweiligen Seite direkt an der Grenze in einem Uni-
fil-Geb äude statt. E s ist das einzige Forum, wo Israe-
lis und Lib ane sen direkt miteinander sprechen .

Fast täglich fliegen israelische Jets üb er den Li-
b anon, aus dem Lib anon wurde im Oktob er eine
Rakete in Richtung Israel abgefeuert. Solche Verlet-
zungen der UN-Resolution werden an das UN-
Hauptquartier in New York gemeldet.

D er derzeitige Grenzzaun ist eine israelische
Verteidigungsanlage , teils auf der offiziellen Linie ,
teils 1 5 0 Meter daneb en . Manchmal gehen B auern
üb er die »blaue Linie« der Unifil, recht nahe an den

Zaun der Israelis, weil sie so viel Land wie möglich
b estellen wollen .

Israelis , Lib ane sen und Unifil markieren ge-
meinsam mit GPS-Geräten die »blaue Linie« als
Staatsgrenze .

Gaj ahr ñ ein Grenzdorf, teilweise lib ane sisch,
teilweise israelisch ñ ist ein Spezialfall . Die Grenze
zwischen I srael, Syrien und Lib anon war dort nicht
fe stgelegt. Die Linie geht offiziell durch das D orf,
das ab er nicht geteilt wurde . Einige wenige B ewoh-
nerInnen des D orfe s hab en die israelische Staats-
bürgerschaft angenommen .

Die israelische Armee hat sich 2 0 0 6 aus dem
D orf zurückgezogen und die Hisb ollah anschlie-
ßend einige Attacken gegen Israel durchgeführt. I s-
raelische Truppen sollten sich aus dem nördlichen
B ereich des D orfe s zurückziehen und Unifil die Si-
cherheitsüb erwachung üb ernehmen . Die lib anesi-
sche Armee soll dort nicht stationiert werden, weil
einige israelische Staatsbürger im D orf leb en . D er
Nordteil ist eindeutig auf lib anesischen Gebiet.

D as Grab de s Scheichs in unmittelb ar Grenznä-
he wurde viele Jahre von lib ane sischen Muslimen
verehrt. Israelische Offizielle behaupteten dage-
gen, dass ein Rabbi im Steinsarg liegt − daher wurde
das Grab in der Mitte geteilt. Die Grenze zwischen
Israel und Lib anon verläuft seither genau in und
üb er der Mitte der Steinplatte .

Ein p sychisch kranker lib anesischer Mann ging
im Herb st 2 0 09 am Zaun entlang, die israelischen
Soldaten holten ihn auf ihre Seite , innerhalb von 2 4
Stunden wurde der M ann mit Hilfe der Unifil zu-
rück in den Lib anon gebracht.

Wenig sp äter stieg ein israelischer Mann über
den Zaun und wurde innerhalb von 2 4 Stunden
wieder von Lib anon nach Israel zurück gebracht,
eb enfalls mit Unifil-Unterstützung .

Am 1 4 . Augu st 2 0 0 6 wurde die aktuelle Unifil-
Resolution in Kraft ge setzt. Pro Tag fährt Unifil ca.
3 0 0 bis 3 5 0 Patrouillen . Vor 2 0 0 6 gab es keine Prä-
senz staatlicher Organe ñ Polizei und Militär − im
Süden Lib anons . Unifil-Patrouillen hab en no ch vie-
le Bunker und B efestigungen gefunden . Raketen
waren eb enfalls dort gelagert. Im O sten der Sicher-
heitszone hat Unifil in diesem Jahr b ereits 3 4 Rake-
ten gefunden, die no ch abgefeuert hätten werden
können . E s handelte sich um alte , ab er no ch funkti-
onsfähige Waffen .

In Häuser und Privateigentum darf Unifil nicht
hineingehen . Wenn keine lib ane sische Patrouille
in der Nähe ist, kann auch die Unifil eingreifen,
wenn Gefahr im Verzug ist.

Neb en den 1 3 . 0 0 0 UNIFIL-Soldaten sind 1 5 . 0 0 0
lib ane sische Soldaten im Südlib anon stationiert,
was ange sichts der ge schätzten rund 4 0 . 0 0 0 bis
5 0 . 0 0 0 lib ane sischen Soldaten insgesamt eine gan-
ze Menge ist. Wenn j emand schießt, darf zurückge-
scho ssen werden .

Alle Parteien müssen die B ewegungsfreiheit
von Unifil garantieren . E s gab vor 2 0 0 6 Gebiete , in
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denen Unifil geblo ckt und UN-Soldaten an der Wei-
terfahrt gehindert wurden .

2 70 Unifil-Soldaten sind seit 1 978 ums Leben
gekommen . In den ersten Jahren nach 1 978 gab e s
die meisten UN-Toten .

B eim Kana-Angriff 1 9 9 6 der israelischen Luft-
waffe wurden mehr als 1 0 0 lib anesische Zivilisten
getötet, die sich auf dem UN-Gelände in zwei Ge-
b äuden in Sicherheit bringen wollten .

2 0 0 6 wurden in Khiam vier UN-Mitarb eiter auf
dem dortigen UN-Stützpunkt durch eine israeli-
sche B omb ardierung getötet. Ein italienischer UN-
Soldat wurde b ei einem anderen Angriff von israe-
lischer Seite schwer verletzt und ist seitdem quer-
schnittsgelähmt.

Auf lib anesischem Gebiet wurde vermutlich
bei der B o deninvasion 2 0 0 6 ein technisches Kom-
munikations-Gerät von der israelischen Armee ein-
gegrab en, das von der israelischen Regierung im
Oktob er 2 0 0 9 mit B omb en zerstört wurde , damit
es nicht von der Hisb ollah entdeckt wird . Die arabi-
schen Zeitungen im Lib anon berichteten au sführ-
lich mit Bildern üb er den Vorfall .

Deutsche Bo tschaft in Beiru t

D er Vertreter der B otschafterin, der eb enfalls nicht
namentlich genannt werden mö chte , gab uns zu-
nächst einen historischen Abriss der jüngsten Ge-
schichte de s Lib anon, b evor wir auf aktuelle The-
men zu sprechen kamen .

Auf die Äußerung von Frau Merkel, dass der
deutsche maritime Unifil-Einsatz die Sicherheit Is-
raels verb essere , gab e s 2 0 0 6 deutlich wahrnehm-
b are Kritik im Lib anon . Heute sei Unifil unumstrit-
ten, die deutsche Marine hat B o ote der lib ane si-
schen Seite üb erlassen und bildet Kontrolleure aus .

We stliche Unterstützung für die Palästinenser
wird im Lib anon sehr kritisch gesehen, weil dahin-
ter befürchtet wird , die Palästinenser dauerhaft an-
zu siedeln . Die lib anesischen Armen dagegen wür-
den vernachlässigt. Die B otschaft achtet darauf,
verschiedene Gruppen zu fördern, damit nicht der
Vorwurf der Einseitigkeit entsteht.

Hauptaufgab en der B otschafts-Arb eit sind Aus-
reisebe arbeitungen und Zwangsverheiratungsfäl-
le .

Malteser-Zen trum, Beirut (www. libano npro-
jekt. de)

C arol Co oke , Leiterin de s Proj ekte s »C aravan« , b e-
grüßte uns . Seit August 2 0 0 8 läuft das Proj ekt mit
sieb en deutschen Freiwilligen, die B ehinderte b e-
treuen und gleichzeitig an der Jesuiten-Universität
studieren .

Die M alteser waren schon vor 1 0 Jahren im Li-
b anon . Die Anfangsidee b estand darin, in den B er-
gen mit B ehinderten zu arb eiten . Viele B ehinderte
hatten seit Jahren keine Ausflüge mehr gemacht.

1 5 Menschen mit B ehinderungen kamen au s
der Psychiatrie und 1 5 au s einem Altenheim; mit ih-
nen wurden zunächst Sommercamp s durchge-
führt. Die B ehinderten sind zwischen 8 und 4 0 Jah-
ren . Sie freuen sich sehr, wenn die jungen Men-
schen aus D eutschland kommen und sie gemein-
sam mit lib ane sischen Freiwilligen b etreuen .

Neben den B esuchen b ei B ehinderten gibt e s
ein Curriculum an der Jesuiten-Universität, die Prü-
fungen werden in D eutschland anerkannt (Credit-
point-System) . Schwerpunkte sind Arabische Spra-
che und vergleichende Religionswissenschaften .

D as Mindestalter der Freiwilligen ist 1 8 Jahre ,
das Hö chstalter etwa 2 5 Jahre .

Birgit Kaspar, Wardan iyeh

B irgit Kap ar war früher ARD-Korre spondentin für
den Nahen O sten, seit einigen Jahren arb eitet sie
als freie Journalistin für verschiedene Medien . Am
Ende unserer Reise gab sie eine Zusammenfassung
ihrer Sicht der aktuellen politischen Situation im Li-
b anon .

Die derzeitige Regierung b e steht au s dem Mi-
nisterpräsidenten S aad Hariri, dem Führer der Sun-
niten, der gemeinsam mit den Christen Ge age a und
Gemayyel eine B ewegung bildet.

D eren Vision b eschreibt sie so : D as Land soll
ein Imperium der B anken und Immobilienmakler
werden, die Lib anesen sollen das Leb en genießen
und der Lib anon ein Urlaub sp aradie s werden .

Die Oppo sition b esteht aus : Hisb ollah und
Amal auf schiitischer Seite und der Freien Patrioti-
schen Front des Christen Michel Aun .

D eren Vision sieht sie darin : Widerstand gegen
Israel organisieren und US-Vorherrschaft im Land
verhindern . Soziale Gerechtigkeit soll hergestellt
und Korruption b ekämpft werden : »Hisb ollah ope-
riert am transp arentesten und kassiert am wenigs-
ten ab« , ergänzt sie .

Die Aufteilung aller Po sten funktioniert von
der Staatsspitze bis in die niedrigsten Regierungs-
ämter entlang der Aufteilung Christ, Sunnit, Schiit.

D a e s keine Volkszählung gibt, kann Frau Kas-
p ar die B evölkerungsverteilung nur schätzen : ca.
3 3 % Schiiten, ca. 3 3 % Sunniten (inkl . Drusen) , 3 3 %
Christen . Christen und Sunniten profitieren von
der Verhinderung einer Volkszählung, weil sie
sonst Privilegien verlieren würden .

Die meisten Schiiten stehen hinter der Hisb ol-
lah. Nabih B erri, Parlamentspräsident der Amal-B e-
wegung, hat keine große Gefolgschaft mehr, die
Hisb ollah »zieht ihn mit durch , er war der Mann Sy-
riens« .

Hisbollah wird im We sten häufig als Wider-
standsorganisation b ezeichnet. Sie ist ab er integra-
ler B e standteil der B evölkerung . Die Hisb ollah ist
die stärkste b ewaffnete Organisation im Lib anon,
andere Organisationen hab en ihre Waffen abgege-
b en nach Ende de s Bürgerkriege s . Die Hisb ollah ist
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militärisch sogar stärker als die lib ane sische Ar-
mee . Hisb ollah b egründet ihre notwendige Stärke
mit der B edrohung I sraels .

Hisb ollah hat sich seit 2 0 0 6 nördlich des Litani,
vor allem in der B ekaa-Ebene »eingegrab en« .

Viele Menschen im Süden hab en nach wie vor
ihre Waffen im Keller. Im Falle eine s Falle s werden
die Menschen dort zu Kämpfern .

Ein Waffendepot der Hisb ollah , das von Israel
b eschlagnahmt worden war im letzten Krieg 2 0 0 6 ,
wurde im Herb st 2 0 09 gesprengt. Die M asse der
schweren Waffen b efindet sich derzeit außerhalb
de s Südlib anon .
Hisb ollah hat derzeit kein Intere sse , sich von der li-
b anesischen Armee »aufsaugen« zu lassen . Allen-
falls ist denkb ar, dass die Hisb ollah eine »Sonderbri-
gade« innerhalb der lib anesischen Armee wird . Sie
wird sich vermutlich nicht von einem sunnitischen
General befehligen lassen .

Die Führung der Hisbollah hat engste B ezie-
hungen zu Chameini, dem ob ersten geistlichen
Führer im Iran und zieht eng mit ihm an einem
Strang. Wegen der wirtschaftlichen Abhängigkeit
der Hisb ollah wird diese vermutlich nicht stillhal-
ten, wenn der Iran angegriffen werden würde . Die
Raketen, die nun in der B ekaa-Ebene stationiert
sind , reichen bis nach I srael .

Im Grenzgebiet zwischen Syrien und Lib anon
gib t e s ein p alästinensische s Militär-Trainingslager,
das zum Teil auf syrischem und zum Teil auf lib ane-
sischem Gebiet liegt. Durch die se »Schleuse« wur-
den in der Vergangenheit Waffen in den Lib anon
gebracht. Die zur Kontrolle einge setzten lib anesi-
schen Sicherheitskräfte schauten weg bei solchen
Transporten, weil sie heimliche o der offene Sym-
p athie für die Hisb ollah hab en, die das Land gegen
Israel verteidigt.

So lange b eide Seiten kein Interesse an einer mi-
litärischen Au seinandersetzung hab en, wird die Si-
tuation ruhig bleib en .

Die Bunde smarine führt die Maritim Task Force
an ñ und verhindert, dass die israelischen Schiffe
die lib anesische Küste weiter kontrollieren . D amit
hat I srael die Kü sten-Kontrolle und deren Ko sten
seit 2 0 0 6 an die Unifil » ausgelagert« .

Im Juni 2 0 09 wurden lande sweite Wahlen
durchgeführt. S aad Hariri wurde b e auftragt, die Re-
gierung zu bilden . E s geht um M acht und Geld b ei
den Ministerpo sten . An die j eweiligen Anhänger
werden B eträge üb erwie sen . Wegen persönlicher
Eitelkeiten war bis Ende Oktob er keine Regierung
zustande gekommen .

D er größte Feind im Land ist die israelische Re-
gierung. Die Lib anesen werden vermutlich die letz-
ten sein, die einen Frieden mit Israel schließen,
nachdem Syrien einen Frieden ge schlo ssen hat
und das Problem mit den p alästinensischen Flücht-
lingen gelö st ist, so Frau Kasp ar.

Die Wirtschaft b o omt, b eim Hausb au werden
Kredite nur vergeb en, wenn 5 0 % Eigenkapital vor-

handen ist. Kuwaitis und S audis b auen, legen Geld
an und genießen den etwas kühleren Sommer im
Lib anon gegenüber den Golfstaaten . D er Lib anon
ist ein Eldorado für Immobilien-Spekulationen .

D as B ankensystem funktioniert, denno ch ist
die lib ane sische Wirtschaft insgesamt in einem de-
solaten Zu stand . D as Land ist mit ca. 4 8 Milliarden
US-D ollar total verschuldet, noch au s der Rafik Ha-
riri-Zeit, der das Land als Tourismus-Zentrum auf-
b auen wollte .

Rafik Hariri setzte auf einen b aldigen Frieden,
der einen Tourismu s im großen Stil ermöglichen
sollte . Sehr viel Geld geht in die Zinszahlungen .
D en größten Teil der Schulden ist die Regierung
b ei lib anesischen B anken eingegangen, die auf
nicht ab sehb are Zeit erheblich an der Staatsver-
schuldung verdienen werden .

In B eirut gibt es 1 6 Stunden am Tag Strom, im
Süden 8 Stunden, auf den D örfern manchmal no ch
weniger. Sowohl die Elektrizitätsversorgung wie
auch die Wasserversorgung stehen vor dem Zusam-
menbruch.

D er Lib anon steht auf der Liste der »ge scheiter-
ten Staaten« ganz ob en . D ie größten Probleme sind
der Konfessionalismus und die Führer, die sich
mehr um ihr eigene s Wohlergehen kümmern als
um die B evölkerung .

Die Regierung Siniora hat in einer Regierungs-
erklärung erklärt, dass die Hisb ollah gemeinsam
mit der lib ane sischen Regierung das Land verteidi-
gen soll .

S aad Hariri, Nachfolger Sinioras, hat einen sau-
dischen Pass und fliegt vor wichtigen Entscheidun-
gen nach S audi-Arabien und fragt, was er machen
soll . Die S audis hab en nach 2 0 0 6 rund zwei Milliar-
den US-D ollar in lib anesischen B anken hinterlegt,
um die lib anesische Führung zu stützen .

Die Lib anesen rechnen damit, dass sie in ab seh-
b arere Zeit einen neuen Krieg erleb en werden . D er
Grund ist, dass Israel auf D auer nicht mit der star-
ken Hisb ollah leb en mö chte .

Zur Situation
der p alästinensischen Flüchtlinge

Während der »ethnischen S äub erung Palästinas«
(so der Buchtitel de s israelischen Historikers Illan
Pappe) 1 9 47/4 8 flohen rund 1 0 0 . 0 0 0 p alästinensi-
sche Flüchtlinge aus dem nördlichen Teil Palästi-
nas in den Lib anon, wo die Zahl der offiziell regist-
rierten Flüchtlinge bis heute auf mehr als 4 0 0 . 0 0 0
angewachsen ist. Von ihnen, so erzählte uns der b e-
kannte p alästinensische Rechtsanwalt Souheil El-
Natour, leb en inzwischen etwa 1 0 0 . 0 0 0 in den
Golfstaaten, weil sie im Lib anon offiziell nicht ar-
b eiten dürfen − und versorgen z . B . von Kuwait
o der den Vereinigten Arabischen Emiraten aus ihre
Familienangehörigen im Lib anon .

Palästinenser sind auf dem Arb eitsmarkt im Li-
b anon außerhalb der Flüchtlingslager großen Re st-
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deraufb au bereit, archäologische Funde b ei Auf-
räumarb eiten werden allerdings derzeit instru-
mentalisiert, um die Wiederansiedlung der durch
die Kämpfe erneut traumatisierten Flüchtlinge vor-
erst mittels juristischer Auseinandersetzungen zu
verhindern .

Im Lager Mar Elias, Beiru t

Am südlichen Eingang des Lagers Mar Elias hängen
zwei Foto-Plakate von Jassir Arafat und S ami Kun-
tar, der als Jugendlicher 1 979 nach einer Komman-
do aktion in Israel mit etlichen Toten auf israeli-
scher Seite gefangen genommen wurde und bis zu
seinem Austau sch fast drei Jahrzehnte in israeli-
scher Haft verbrachte . Um ihn im Rahmen eine s
Gefangenenaustausche s freizupressen, hatte His-
b ollah-Chef Hassan Nasrallah zwei israelische Sol-
daten entführen lassen − was im Sommer 2 0 0 6 die
israelische Regierung zum Anlass nahm, einen län-
ger vorb ereiteten 3 3-Tage-Krieg mit mehr als 1 . 2 0 0
Toten auf lib ane sischer und 1 60 Toten auf israeli-
scher Seite zu entfachen .

In Mar Elias b egegnete mir ein junger Mann, der
1 9 8 2 im b enachb arten Lager Shatila geb oren wur-
de , seit einigen Jahren in B erlin lebt, und immer
wieder seine Familie im Lager M ar Elias be sucht.
Auf meine Frage , was er sich von D eutschland
wünscht, antwortete er: »D ass in den Medien die
Palästinenser im Lib anon nicht immer als Terroris-
ten, sondern stärker als Opfer darge stellt werden« .

Eine Gruppe von Flüchtlingsfrauen fällt mir
auf, die wartend ihre Blicke auf den Eingang de s La-
gers richten . Seit zwei Stunden stehen sie hier und
hoffen, dass ein Gemüsehändler mit frischer Ware
vorb eikommt und sie ein p aar Vitamine für ihre Fa-
milien einkaufen können .

Im Lager Sha tila

Auf der Fahrt vom Lager Mar Elias ins Lager Shatila
kommen wir an Foto s de s ob ersten geistlichen Füh-
rers im Iran, Ali Chamenei, und de s Hisb ollah-Chefs
Hassan Nasrallah vorb ei . Vor dem Eingang zum La-
ger Shatila herrscht dichter Verkehr, der nur müh-
sam von einem Verkehrspolizisten auf verlorenem
Po sten ange sichts des lib anesischen Kamikaze-
Fahrstils geregelt wird .

Seit vielen Jahren gehen auch sozial gestrande-
te Familien sowie Roma ins Lager Shatila, wo sie
nicht vertrieb en werden können und keine lib ane-
sischen Polizisten zu finden sind . Für die häufig ge-
fährdete Sicherheit − schlimmster Brennpunkt ist
das Lager En El-Hilweh bei S aida mit 8 0 . 0 0 0 Men-
schen − haben die Palästinenser in den Lagern
selb st zu sorgen .

Ein großes Porträtfoto de s Gründers der schiiti-
schen Amal-B ewegung (arabisch: Hoffnung) ,
Scheich Mou ssa S adr, b egrüßt Gäste des Lagers Sha-
tila. Direkt vorne rechts am Eingang zeigen große ,

riktionen und etlichen Verb oten unterworfen . D as
generelle Arb eitsverb ot im Lib anon in mehr als 70
B erufen wurde im Jahre 2 0 0 5 von dem zuständi-
gen Hisb ollah-Arb eitsminister für im Lib anon ge-
borene Palästinenser aufgehob en . In akademi-
schen B erufen (Arzt, Apotheker, Rechtsanwalt )
dürfen Palästinenser weiterhin nicht arb eiten, weil
sie nicht in die Stande sverb ände aufgenommen
werden . D ie Lo ckerung de s Arb eitsverb ots von
2 0 0 5 verlangt allerdings eine teure Arb eitserlaub-
nis in Höhe von einem Monatsgehalt, die j ährlich
neu zu verlängern ist. Außerdem müssen Palästi-
nenser mit Arbeitserlaubnis zwar Sozialabgaben
zahlen, kommen ab er nicht in deren Genuss . Die li-
b anesische Regierung handelt nach dem Grund-
prinzip : Au sländer werden im Lib anon so b ehan-
delt, wie Lib anesen in dem entsprechenden Gast-
Land b ehandelt werden . D a Palästinenser ab er kei-
nen Staat b e sitzen, werden ihnen die eingezahlten
Sozialabgab en nicht au sgezahlt.

Weil sie in vielen B erufen nicht legal arb eiten
dürfen, werden Flüchtlinge als billige Arb eits-
kraftreserve z . B . in Krankenhäuser sogar als Ärzte
illegal b eschäftigt, erhalten allerdings nur einen
Bruchteil de s Gehaltes , den ein lib anesischer Arzt
o der eine Ärztin verdient.

Etwa 1 0 0 . 0 0 0 Palästinenser − so Schätzungen −
versuchen derzeit in Europ a, den USA o der ande-
ren Ländern ihr Schicksal zu verb essern und das Le-
ben ihrer Angehörigen durch Überweisungen zu
erleichtern .

Seit dem Frühj ahr 2 0 0 1 hat sich die Eigentums-
frage für p alästinensische Flüchtlinge no ch einmal
massiv verschärft. E s wurde ein Ge setz verab schie-
det, dass den Immobilienerwerb außerhalb der La-
ger für Palästinenser verbietet. B ereits vor 2 0 0 1 er-
worb ene Immobilien dürfen beim To d des Eigen-
tümers nicht an de ssen Kinder weitervererbt wer-
den .

Nach wie vor erhalten Palästinenser − mit Aus-
nahme weniger Christen − im Lib anon keine Staats-
bürgerschaft. Lediglich 3 0 . 0 0 0 schiitische Palästi-
nenser, die au s sieb en D örfern in Nordgaliläa ka-
men, wurde in den 1 9 9 0erJahren auf B etreib en de s
lib anesischen Parlamentspräsidenten Nabih B er-
ry, der selb st Schiit ist, die lib anesische Staatsange-
hörigkeit verliehen .

Im konfe ssionalistischen System des Landes ,
das von der Staatsspitze bis in die niedrigsten Ver-
waltungsämter alle Po sten nach dem Schema
Christ (Staatspräsident) , Sunnit (Ministerpräsi-
dent) und Schiit (Parlamentspräsident) verteilt,
würde eine Einbürgerung der p alästinensischen
Flüchtlinge die Zahl der sunnitischen Muslime um
zehn Prozent erhöhen − was insb esondere von den
Christen des Landes nicht gewünscht ist.

Nach der Zerstörung de s Flüchtlingslagers
Nahr El B ared bei Kämpfen zwischen der lib ane si-
schen Armee und verschanzten Islamisten im Jahre
2 0 07 stehen zwar internationale Gelder zum Wie-
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mehrere Meter lange Transp arente Originalauf-
nahmen des Massakers von 1 9 8 2 , als christliche Mi-
lizen mit Rückendeckung der israelischen Armee
mehr als 1 . 0 0 0 Zivilisten brutal ermordeten . Vertei-
digungsministers Ariel Sharon, dem erhebliche
Mitverantwortung für das M assaker zukam, mu sste
damals auf D ruck der israelischen Friedensbewe-
gung von seinem Po sten zurücktreten .

Ein Mann, etwa Mitte fünfzig, lebt direkt am Ein-
gang der Gedenkstätte in einer mehr als ärmlichen
selb st geb auten Hütte von 3 mal 4 Metern . 1 9 8 2
wurden von seiner großen Familie mehr als 3 0 Per-
sonen umgebracht, darunter seine Eltern, seine Ge-
schwister, mehrere Onkel und Tanten sowie deren
Kinder. Um den Toten Angehörigen nahe zu sein,
entschlo ss er sich, direkt auf dem Gelände der Ge-
denkstätte zu leb en .

Das Elend ist unbeschreiblich

An den mehrgescho ssigen B etonb auten hängen
unzählige Wäsche stücke an vielreihigen Leinen,
die darauf schließen lassen, wie üb erfüllt die ein-
zelnen Räume sein müssen .

Durch die engen Gassen fällt kaum Licht in die
Elendsb ehausungen, im Erstfall würde kein einzi-
ge s Feuerwehrfahrzeug hindurch p assen . Über
meinem Kopf hängen hunderte von Kabeln . In die-
sem Gewirr einen Fehler zu finden, stelle ich mir
als Albtraum j ede s Elektrikers vor. Manche Leitun-
gen hängen mit blanken Enden herum, eine Sozial-
arb eiterin erklärt, dass Kinder immer wieder
schlimme Verletzungen durch Stromschläge b e-
kommen .

D er Blick in einzelne Zimmer zeigt das blanke
Grauen : Kinder sitzen ap athisch in dunklen Räu-
men, in denen sich nichts weiter b efindet als ver-
schmierte Wände .

Wie schon b ei meinem letzten B esuch 2 0 04
fällt mir auf, dass an mehreren Stellen die Wasserlei-
tungen lecken und niemand sie rep ariert. Als Folge
bilden sich Wasserlachen und Schlammb ecken, die
von spielenden Kindern mit ihren Fahrrädern teils
umfahren, teils durchfahren werden .

3 2

Jugendliche hämmern wie sinnlo s auf kaputten
Tiefkühlschränken herum, Plastikteile fliegen da-
b ei durch die Gegend . Ich denke mir : Auch die s ist
offensichtlich eine Art, mit Wut und Fru stration
umzugehen − und dabei Energie rauszulassen .

Hoffn ungsträger

O asen der Hoffnung bilden in den Lagern die Ein-
richtungen der Organisation »B eit Atfal Assumoud«
(arabisch : Haus der standhaften Kinder) , wo uns in
Shatila der langj ährige Leiter Kassem Aina von der
Arb eit erzählt. Mit zwei Jahren wurde er selb st aus
seiner Heimat Palästina vertrieben, seit 61 Jahren
lebt er nun im Flüchtlingslager, organisiert mit sei-
nem Team Sozialzentren in den verschiedenen La-
gern, sorgt für Nachhilfe-, Förder- und B erufsbil-
dungskurse und hilft durch den Verkauf von Sticke-
reien vor allem Frauen, etwas Geld zu verdienen . In
den Sozialzentren stehen den Flüchtlingen ko sten-
lo s Zahnarztpraxen zur Verfügung, ein Fonds hilft
b ei medizinischen Notfällen .

Unterstützt wird die se Arb eit aus D eutschland
vom Verein »Flüchtlingskinder im Lib anon e .V. «
(www. lib-h ilfe. de) , der mit einer hervorragend ge-
stalteten Nakb a-Au sstellung (arabisch : Katastro-
phe) auch auf die Wurzeln der p alästinensischen
Flüchtlingskatastrophe hinweist.

Zu den Hoffnungsträgern de s Landes zählt
auch das »Haus de s Friedens« (D ar Assalam, www. li-
bano n-reise. co m) , dessen Mitarbeiter S aid Ar-
naout seit vielen Jahren in Ko operation mit deut-
schen Organisationen B egegnungsreisen in den Li-
b anon organisiert.

Clemens Ro nnefeldt ist Friedensreferen t des
Versöh n ungsbundes. Er hält bundesweit Vorträge
zu den Themen L ibano n, Israel, Palästina, Iran
und Afgha n istan. Ko n takt: Clemens Ro nnefeldt,
Alexander-vo n-Humboldt- Weg 8a, 85354 Freising;
Telefo n 081 61-547015, Fax 081 61-54701 6, E-Ma il
C. Ro nnefeldt@ t-o nline. de
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1 . D em Ge samtduktu s der »Erklärung zum gerech-
ten Frieden« kann ich weitgehend zustimmen . D as
Motto aus Lukas 2 , 14 »Ehre sei Gott und Friede auf
Erden« finde ich treffend . D er Friede auf der Erde
ist Gottes Ehrensache . Wir können Gott nur ehren,
wenn wir seinen Frieden auf der Erde verwirkli-
chen und ausbreiten . Die klare Ab sage an militäri-
sche Gewalt »Zu dem Weg Je su gehört die Ableh-
nung von Waffen; sie p assen einfach nicht zur Got-
te sherrschaft. « ( § 9 1 ) und die Ab sage an den »Krieg
gegen den Terrorismus« ( § 9 5 ) sind im Geist de s
Evangeliums notwendig . Wo ab er von »einer aus-
nahmsweisen Verwendung tö dlicher Mittel« ge-
spro chen wird ( § 9 0) , muss ge sagt werden, dass die
Anwendung tö dlicher Gewalt nie ohne Sünde ge-
schehen kann (gegen das Augsburger B ekenntnis
von 1 5 3 0 , Artikel 1 6) .

2 . Eine kirchliche/ökumenische Erklärung steht
und fällt mit der Schriftgemäßheit, der sachgemä-
ßen B erufung auf biblische Traditionen, und der
sachgemäßen Analyse und Wahrnehmung der heu-
tigen weltweiten Situation wie der Wirklichkeit
des Menschen . Ist die friedlo se Situation der Welt
heute sachgemäß angesprochen, kommt die Wirk-
lichkeit de s Menschen treffend zur Sprache und
werden biblische Traditionen angemessen zur Gel-
tung gebracht?

3 . Die Gefährdung de s Planeten Erde wird sehr
deutlich angespro chen ( § § 1 02- 1 1 0) , dass die Gren-
zen der B elastb arkeit der Erde üb erschritten wer-
den, wird gesagt ( § 1 1 1 ) . Ab er die Frage nach den
Ursachen wird nur unzulänglich erörtert. Als
Hauptverursacher der ökologischen Katastrophe
sehe ich das kapitalistische Wirtschaftssystem .
Kennzeichnend für dieses System sind : Ob erste s
Ziel ist nicht die B efriedigung der B edürfnisse aller
Menschen, sondern die Akkumulation des Kapi-
tals . D er Zwang zum Wachstum, die D evise »Wach-
sen oder Weichen« ist das kapitalistische Grundge-
setz . Trotz Wirtschaftswachstum (wenn e s sich
denn wieder einstellt) verlieren immer mehr Men-
schen ihre Arbeit auf Grund des weiteren Zwangs
zu ständig steigender Pro duktivität. Überpro-
duktion, Ab satzkrise , Massenarbeitslo sigkeit sind
zwangsläufig. Mit dem Zwang, immer neue Pro-
dukte auf den Markt zu bringen und Dienstleistun-

gen anzubieten, ist eine maßlo se Verschwendung
von Rohstoffen und Kapital unausweichlich . Was
heute gut und mo dern ist, muss morgen veraltet
und schlecht sein − und das in immer kürzeren Ab-
ständen . Die Wachstumsideologie scheitert mathe-
matisch an den Grenzen der Erde .

4 . Die Erklärung b ewegt sich zwar mit einigen Wen-
dungen am Rande einer Systemkritik, wenn sie von
der »Unzucht des üb erflüssigen Reichtums« und
dem »Verbrechen sinnlo ser Armut« spricht ( § 1 04) ,
wenn sie zu Recht bemerkt, dass die Erde b ehan-
delt wurde , »als seien ihre Schätze B eutestücke ei-
nes nicht-endenden Krieges« ( § 4 0) , wenn sie zu
Recht von »scho ckierender Armut« und einer Welt
»am Rande einer ökologischen Katastrophe« ( § 4 3 )
spricht, ab er der Schritt zur Systemkritik wird
nicht vollzogen . Die Proze sse ökologischer Zerstö-
rungen werden wohl gesehen, aber man meint, ih-
nen mit der Forderung nach »nachhaltigem wirt-
schaftlichen Wachstum« ( § 1 1 0) b egegnen zu kön-
nen . D en B egriff »nachhaltiges wirtschaftliche s
Wachstum« halte ich für einen logischen Wider-
spruch.

5 . D as D efizit in der Wahrnehmung der Situ ation
b edingt dann auch ein D efizit in der Wahrneh-
mung der biblischen Traditionen . Heute muss die
Sünde der Habgier thematisiert werden, was in der
Erklärung nicht ge schieht. Zwar wird »unersättli-
cher Konsum« b enannt, auch ist von Glob alisie-
rung und »Militarisierung der Weltwirtschaft«
( § 3 2 ) die Rede , j a, e s wird gesagt, dass »sich die B o s-
haftigkeit des menschlichen Herzens in und unter
wirtschaftlicher Glob alisierung« äußert, ( § 3 2 ) ,
ab er das System des Kapitalismus wird in seiner
menschenverachtenden und die Erde zerstören-
den Friedlo sigkeit und Gewalt nicht analysiert. D er
Götze Kapital wird nicht b enannt und entlarvt.

6 . D er B o shaftigkeit des menschlichen Herzens
wird die Erklärung auch insofern nicht gerecht, als
Einsichten der biologischen Herkunft und der kul-
turellen Evolution de s Menschen nicht b erücksich-
tigt werden . Mit der Feststellung der »Abwendung
des Menschen von Gott« ( § 2 8) als der Ursache »vie-
le (r) Formen von Gewalt« (eb d .) ist es nicht getan .
Gewalt zwischen den Kreaturen war lange vor dem
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Menschen auf der Welt. Großwildj agd , Blutrache ,
blutige Opferkulte , Kriege be stimmten die Wirk-
lichkeit des Menschen in frühge schichtlicher Zeit.
D as Au smaß von Gewalt in vielen Stamme sge sell-
schaften war groß . Sp äte stens seit der Se sshaftwer-
dung führen Menschen Kriege um Macht und B e-
sitz, Land , Nahrung und Rohstoffe . Die kulturelle
Evolution des Menschen vollzieht sich von Stam-
mesge sellschaften, die sich häufig feindlich b egeg-
net sind und sich mit Gewalt voneinander abgrenz-
ten, hin zu einer glob alen Ge sellschaft, die b egreift,
dass sie nur üb erleben kann, wenn sie ko operiert,
im Einklang mit der einen Schöpfung lebt, die Gü-
ter der Erde gerecht teilt und einen j eden Men-
schen in seiner unantastb aren Würde und mit glei-
chen und unveräußerlichen Rechten b egabt ach-
tet. D as »Und siehe , e s war sehr gut« des biblischen
Schöpfungshymnus (Gene sis 1 , 3 1 ) darf nicht fun-
damentalistisch bib elgläubig gele sen werden . Wir
wissen üb er die frühmenschliche Gewaltgeschich-
te mehr, als die biblischen Autoren wissen konn-
ten, und müssen ihre Einsichten und Intentionen
in unseren heutigen Referenzrahmen und Kontext
üb ertragen . Die Evolution des Menschen im enge-
ren Sinn dauert bislang etwa zwei Millionen Jahre
und sie ist no ch nicht abgeschlo ssen . Wir Men-
schen sind no ch nicht, was wir sein werden . (siehe
Punkt 1 5 )

7. S achgemäß ist e s , den biblischen B egriff Schalom
in seinen vielfältigen Dimensionen zentral anzu-
sprechen . D er biblische B egriff der Gerechtigkeit
bleibt ab er unterb elichtet. Die Tora Israels und ihre
Neuauslegung in der B ergpredigt Jesu kommen zu
wenig o der gar nicht zur Sprache .

8 . Was mich erheblich stört, ist das Missverhältnis
zwischen der Reich-Gotte s-Vergessenheit der Er-
klärung und ihren steilen trinitätstheologischen
Höhenflügen ( § § 2 2-2 6 ; wer soll diese denn verste-
hen?) . Warum fehlt die B otschaft Jesu vom Reich
Gottes , warum werden Jesu Gleichnisse nicht an-
ge spro chen, die Seligpreisungen, die B ergpredigt
als die Leb ensordnung des Reiche s Gotte s ?

9 . D as mit Je sus schon im Anbruch begriffene
Reich Gottes ist der Raum, in dem der Schalom Got-
tes sich auf der Erde re alisiert. Wenn das Reich Got-
tes nicht ange spro chen wird , kann auch die Kirche
in ihrer Relation zum Reich Gottes nicht angespro-
chen werden . In der Kirche als dem oiko s (Haus)
Gottes »sollte sich das harmonische Verhältnis un-
ter den Personen der Dreieinigkeit in den B ezie-
hungen der Gemeindeglieder widerspiegeln . «
( § 49 ; wer soll das verstehen?) Die Kirche wird als
»Volk Gottes« , als das » Volk des Weges auf der Reise
durch die Ge schichte hin zur Erfüllung aller Dinge
in Christu s« b ezeichnet ( § 4 6) . D em kann ich b e-
grenzt zu stimmen, aber mir kommt e s entschei-
dend darauf an, dass die Kirche als das Volk Gottes

auf dem Weg zum Reich Gotte s ge sehen wird . Die
Kirche ist das Volk Gottes auf dem Weg vom An-
bruch des Reiche s Gotte s mitJesu erstem Kommen
zur Vollendung des Reiches Gottes mit Jesu zwei-
tem Kommen . So wird die Kirche als Zwischenexis-
tenz zwischen Anbruch und Vollendung de s Rei-
che s Gotte s b e stimmt, die no ch an der Welt Anteil
hat und schon das Reich Gotte s als Reich der Ge-
rechtigkeit, der Gewaltfreiheit und des Friedens
zeichenhaft und gebro chen auf der Erde ansagt
und lebt. D em Motto »Ehre sei Gott und Friede auf
Erden« können wir m . E . nur gerecht werden, wenn
wir b etonen, dass Jesu s mit dem Reich Gotte s die
Erde gemeint hat (dritte Seligpreisung Matthäus
5 , 5 ; Unservater »D ein Wille geschehe wie im Him-
mel so auf Erden . «) .

1 0 . S achgemäß ist die Au ssage »D as Volk Gottes ist
aufgefordert, Gotte s Akteure zu sein« ( § 2 1 ) . Aber
diese Aussage b eziehe ich wiederum auf das Reich
Gottes . »Die Ernte ist groß , ab er wenige sind der Ar-
b eiter. D arum bittet den Herrn der Ernte , dass er
Arb eiter in seine Ernte sende . « (Matthäus 9 , 37 f.)
Gemeint ist die Ernte des Reiche s Gottes , zu deren
Einbringen Gott Mitarbeiter und Mitarb eiterinnen
braucht. Gleichnisse Jesu veranschaulichen, was
mit der Mitarb eit in der Ernte de s Reiches Gotte s
gemeint ist. D as Reich Gottes wird in seinem Kom-
men aufgehalten, solange die Ganztagesarb eiter
nicht einwilligen, dass die zuletzt Gekommenen
eb enfalls einen D enar, das, was sie zum Leben brau-
chen, erhalten (M atthäus 2 0 , 1 - 1 5 ) . D as Reich Got-
tes wird in seinem Kommen aufgehalten, solange
der Knecht, dem eine astronomische Schuld erlas-
sen wurde , nicht willens und fähig ist, seinem Mit-
knecht eine lächerlich kleine Schuld zu erlassen
(Matthäus 1 8 , 2 3-3 5 ) . D as Reich Gotte s wird in sei-
nem Kommen aufgehalten, solange der ältere Sohn
sich weigert, das Fest, das der Vater seinem heimge-
kehrten Bruder au srichtet, mitzufeiern (Lukas
1 5 , 1 1 -3 2 ) .

1 1 . Erfreulich an der Erklärung ist, was j a bereits im
Motto zum Ausdruck kommt, die durchgängige B e-
tonung de s unlö slichen Zusammenhangs des Frie-
dens Gotte s mit dem Frieden auf der Erde ( § 45 ) .
Die sen Zusammenhang meint der biblische B egriff
Schalom, diesen Zusammenhang meint die Reich-
Gottes-B otschaft Jesu .

1 2 . Eine Unklarheit der Erklärung sehe ich darin,
dass die B egriffe »Friede« und »Versöhnung« an-
scheinend austauschb ar gebraucht werden . In Ka-
pitel 1 wird der biblische B egriff Schalom entfaltet
( § § 1 4- 1 7) , in Kapitel 3 werden We sen und Auftrag
der Kirche mit Paulus als »Amt der Versöhnung« b e-
schrieb en (2 . Korinther 5 , 1 8 ; § § 47-5 1 ) , dann aber
wird wieder vom Frieden geredet ( § § 5 0ff) . D er B e-
griff »Schalom« ist ab er umfassender als der B egriff
»Versöhnung« . Versöhnung meint die Üb erwin-

Fr
ie

d
e

ns
th

e
ol

o
gi

e



24
I V/ 2 0 0 9

3 5

dung der Feindschaft zwischen den Menschen und
Gott und in der Folge davon die Üb erwindung der
Feindschaft zwischen den Menschen . Schalom
meint umfassende und gerechte Leb ensverhältnis-
se auf der Erde , in denen ein j eder Mensch hat, was
er und was sie zum Leben braucht, die Würde de s
aufrechten Gangs und der Anerkennung, Freiheit
und Selb stbe stimmung, Brot und Bildung, Unver-
sehrtheit und medizinische Versorgung, Freiheit
von Angst und Unterdrückung, Hunger und Ge-
walt. Ein erfülltes Leb en im Zeichen de s Genug j en-
seits von Armut und Üb erflu ss .

1 3 . Wenn der Kirche das Amt der Versöhnung auf-
getragen ist, die Kirche in ihren Gliedern das har-
monische Verhältnis unter den Personen der Drei-
einigkeit widerspiegelt ( § 49) , wie soll man sich
Versöhnung zwischen den Personen der Dreieinig-
keit vorstellen?

14 . Mit dem Rekurs auf die Versöhnung b ezieht
man sich aufJesu s, der der Friede ist und den er ver-
leiht (Johannes 1 4 , 2 7 f. , § 1 8 ; Ephe ser 2 , 1 4 , § 2 6) . Je-
sus ist der Bringer des Reiches Gotte s , er kündigt e s
an, er stiftet es schon, mit ihm ist e s im Kommen b e-
griffen, ab er Je sus ist nicht das Reich Gotte s . D as
Reich Gottes ist nicht eine Person, auch der Friede
ist nicht eine Person, sondern ein B eziehungsge-
schehen von Personen, das von Je sus initiiert wird ,
das er ab er nicht ist. D ass Jesu s der Friede ist, kann
nicht einfach mit der Tradition b ehauptet, e s muss
in unsere Sprache übersetzt werden . Und ich
möchte es so üb ersetzen, dass mit Je sus der wahre ,

wahrhaft menschliche und darum friedensfähige
und zum Frieden ermutigende Mensch auf die Welt
gekommen ist, der fortan diej enigen, die ihm glau-
b en und nachfolgen, mit seinem Geist zum Frieden
und zur Üb erwindung von Gewalt anstiftet und b e-
fähigt.

1 5 . Die Gemeinde Je su Christi als weltweite , die
ganze Erde umsp annende oikoumene ist der Ort,
wo die Menschwerdung des Gott entsprechenden
Menschen sich ereignet, die Menschwerdung de s
Menschen, der üb er alle Grenzen der Nationen und
der Sprachen, der Kulturen und der Religionen zu
Solidarität und Ko operation b efreit ist. D er
Mensch als Neuschöpfung Gottes durch Gotte s
Geist (2 . Korinther 5 , 1 7) ist zur Gerechtigkeit und
zum Frieden fähig, zum Teilen der Güter der Erde
und der menschlichen Arb eit in der Ab sage an j ede
Form von Gewalt.

1 6 . Ich bin mir de ssen b ewusst, dass es ungemein
schwierig ist, eine gemeinsame ökumenische Er-
klärung zum gerechten Frieden zu verab schieden,
die die ökumenischen Kirchen mit ihren verschie-
denen Traditionen mittragen können . Gleichwohl
bitte ich dringend , dass die Erklärung no ch einmal
auch unter dem Gesichtspunkt einer verständli-
chen Sprache üb erarb eitet wird . Eine unverständli-
che Sprache ist nämlich darin friedlo s , dass sie aus-
grenzt.

Jochen Vollmer (jochen vollmer@gmx. de) ist Pfar-
rer i. R. und Mitglied des Versöh n ungsbundes.

Fr
ie

d
e

ns
th

e
ol

o
gi

e



3 6

ötende Gewalt innerhalb der Staaten (To-
desstrafe) und zwischen den Staaten

(Krieg) zu ächten ist eine dringende Aufgab e der
glob alen Menschengesellschaft. Für viele Staaten
sind die To desstrafe und der Krieg no ch selb stver-
ständliche Maßnahmen in der B e strafung von
Rechtsbrechern wie in zwischenstaatlichen Kon-
flikten .

Den Krieg ächten
in der Perspektive der Vernunft

Wer tötende Gewalt üb erwinden und den Krieg ab-
schaffen will, muss für einen B ewusstseinswandel
eintreten, der die unantastb are Würde eines j eden
Menschen achtet und der einem j eden Menschen
die B efriedigung seiner Grundb edürfnisse und ein
menschenwürdige s Au skommen sichert. Jeder
Mensch die ser Erde will leb en, wie ich leb en will in
Würde und Anerkennung, in Freiheit und Selb stb e-
stimmung, angewiesen auf die B efriedigung seiner
Grundb edürfnisse und ein menschenwürdiges
Auskommen . Wer den Krieg ächten will, mu ss das
Menschsein eine s j eden Menschen achten .

Wer den Krieg ächten will, mu ss die Ursachen
von Kriegen b eseitigen . Die Ursache von Kriegen
ist ein falsches B ewusstsein . Kriege hab en ihren
Grund in einer archaischen Stamme smentalität, ei-
nem Freund-Feind-D enken, einem p artikularen B e-
wusstsein, das die Welt außerhalb der eigenen Le-
b enswirklichkeit als feindlich wahrnimmt. Kriege
hab en häufig religiö se Ursachen . Sie sind b egrün-
det in dem Anspruch, nur die eigene Erkenntnis,
das eigene Gottesbild gelten zu lassen, die eigene
Wahrheit ab solut und exklusiv zu verstehen und al-
le anderen Zugänge zur Wirklichkeit, Welt- und
Sinndeutungen, Weltanschauungen, Religionen
und Gotte sbilder als falsch und verderblich anzu se-
hen .

Im Proze ss der Glob alisierung nimmt das B e-
wusstsein zu , dass wir Menschen als die eine
Menschheit auf der einen Erde leb en, in vielfälti-
gen B eziehungen aufeinander angewie sen und
voneinander abhängig sind , dass die Erde als unser
Zuhause ko stb ar und ho chgradig gefährdet ist, dass
die Pluralität von Völkern und Sprachen, Kulturen
und Religionen zu unserer conditio humana ge-
hört und nicht als b edrohlich erfahren werden
muss .

D as B ewusstsein nimmt zu , dass wir eine
Menschheitsfamilie sind und nur in Ko operation
und Solidarität auf der einen Erde gemeinsam le-
b en und überleb en können, dass wir nur gemein-
sam die Erde als unser Zuhause vor den Gefährdun-
gen des Klimawandels und des Artensterb ens , der
Ausb eutung und Zerstörung bewahren können .

Diese Perspektive mag no ch viele naiv und un-
re alistisch anmuten, sind wir do ch täglich Zeugen
de s Kampfes um Rohstoffe , Öl und Wasser, der
Kriege und der Gewalt an vielen Brennpunkten der
Erde . Ab er wir erleb en auch, dass Kriege immer
weniger gewonnen werden können, dass die Ak-
zeptanz von Kriegen schwindet, dass Kriege kein
Weg sind , die Erde unter den M ächtigen neu aufzu-
teilen, dass das Zeitalter de s Kolonialismu s endgül-
tig zu Ende geht.

E s nimmt das B ewu sstsein zu , dass Rü stung und
Kriege unb ezahlb ar sind , dass der Friede , in wel-
cher Region der Erde auch immer, nicht militärisch
gewonnen werden kann, sondern nur, indem die
Unsummen, die Kriege täglich ko sten, in Proj ekte
de s Leb ens und der Gerechtigkeit inve stiert wer-
den .

In dem Maße , wie p artikulare s B ewusstsein
üb erwunden wird , wie glob ale s B ewusstsein zu-
nimmt, wird den Kriegen die Legitimationsb asis
entzogen .

Eine we sentliche Kriegsursache heute sind ka-
pitalistische Wirtschaftsformen, die strukturell im-
mer größere Ungleichheiten und Ungerechtigkei-
ten schaffen, nicht die B efriedigung der Grundb e-
dürfnisse aller Menschen, sondern die Akkumulati-
on des Kapitals und damit Wachstum als alleinigen
Zweck zum Ziel hab en und die Leb ensgrundlagen
der Erde irreversib el zerstören . Wer den Krieg äch-
ten will, muss den Kapitalismu s als Wirtschafts-
form üb erwinden . Wer den Krieg ächten will, mu ss
Gerechtigkeit schaffen . Militärische Rüstung und
Kriege dienen dazu , Unrechtsverhältnisse auf-
rechtzuerhalten und zu verteidigen .

Den Krieg ächten in der Perspektive
des christlichen Glaubens

Die Religionen, gerade die drei monotheistischen
Religionen spielten lange Zeit eine unrühmliche
Rolle , was die Ächtung de s Krieges betrifft, und
spielen diese Rolle no ch heute .

Jochen Vollmer

Den Krieg ächten
Überlegungen aus der Perspektive der Vernunft
und des christlichen Glaubens
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Wer den Krieg ächten will, muss die Gewalttra-
ditionen in den Üb erlieferungen der eigenen Reli-
gion ächten . Einige Anmerkungen zur christlichen
Religion, der ich selb er angehöre , sind geb oten .

Die Bib el ist voll von Gewalttraditionen . Solan-
ge die Bib el unkritisch als „ Heilige Schrift“ gele sen
wird und solange die B ekenntnistraditionen der lu-
therischen Kirchen erklären, dass Üb eltäter mit
dem Schwert b e strafen und rechtmäßig Krieg füh-
ren „ ohne Sünde “ einem Christen erlaubt sei, j a
dass diej enigen verdammt seien, die die Ausübung
der Todesstrafe und militärischer Gewalt mit dem
christlichen Glaub en für unvereinb ar halten (Augs-
burger B ekenntnis von 1 5 3 0 , Artikel 1 6) , kann man
von den Kirchen (vorrangig den lutherischen Kir-
chen ! ) keine klare und eindeutige Ächtung de s
Kriege s erwarten . Auch die „ Erklärung zum ge-
rechten Frieden“ spricht no ch von „ einer aus-
nahmsweisen Verwendung tö dlicher Mittel“ ( §
9 0) , ohne zu sagen, dass die s nur in der Übernahme
von Schuld ge schehen kann .

Zwar werden im Neuen Te stament keine Krie-
ge Gotte s mehr b ezeugt, ab er in seiner Frühzeit wie
in seiner staatlichen Zeit hat Israel im Namen sei-
nes Gottes Kriege geführt, sich als eine Stammesge-
sellschaft und sp äter als nationaler Staat verstan-
den, der in einem p artikularen B ewu sstsein gefan-
gen war und seine Feinde als Feinde seine s Gotte s
verstanden und b ekämpft hat. Dieses falsche B e-
wusstsein b estimmt heute no ch die religiö se Min-
derheit im Staat Israel, die die Vertreibung und
auch Massaker an den Palästinensern b efürwortet,
um das biblische Groß-Israel zu verwirklichen . Die-
se s falsche B ewu sstsein b estimmt die große Zahl
der Evangelikalen in den USA, die den Krieg gegen
den Irak befürworteten . Dieses falsche B ewusst-
sein b estimmt christliche Fundamentalisten, die ei-
ne erschreckende Gewaltb ereitschaft b ezeugen .

Auch die Gewalttraditionen im Neuen Te sta-
ment, die einen strafenden Gott b ezeugen, der nur
auf Grund de s Sühneopferto ds seines unschuldi-
gen Sohne s dem Sünder vergeb en und Heil schaf-
fen kann und im letzten Gericht alle Ungläubigen
vernichten wird , hab en immer wieder Gewalt im
Namen Gotte s und Glaub enskriege legitimiert. Die
Geschichte de s Christentums ist von einer breiten
Spur von Blut und Gewalt geprägt, die in einer fal-
schen Theologie b egründet ist, die Gott und Ge-
walt gegen die B otschaft Jesu und seine Bürgschaft
für den unb edingt und unb egrenzt, auch seine
Feinde lieb enden Gott no ch immer zusammen
denkt.

Die monotheistischen Religionen hab en in sich
ein großes Gewaltpotenzial, sofern ihre Anhänger
die eigene Wahrheit und Gotte sauffassung ab solut
und exklu siv verstehen und neb en ihrer Vorstel-

lung von Gott keine anderen Vorstellungen gelten
lassen können . Friedfertig und friedensstiftend
sind die monotheistischen Religionen erst, wenn
ihre Anhänger sich der B egrenztheit ihrer Gottes-
erkenntnis b ewusst werden und den universalen
Gott b ekennen, der das Heil eine s j eden Menschen
will .

Christen ist in der B erufung aufJe sus von Naza-
reth die Teilnahme an einem Krieg nicht möglich .
Hier sind die großen Kirchen weithin eine klare
Verkündigung und Lehre schuldig geblieb en . Die
Friedenskirchen in der Tradition der Täufer und
des linken Flügels der Reformation hab en das ge-
waltfreie Zeugnis Jesu eindeutiger b ewahrt.

D as Vermächtnis Jesu ist das Unservater. Wer in
der B erufung auf Jesu s das Unservater b etet,
nimmt Gott als den Vater aller Menschen in An-
spruch, kann gegen andere Menschen, die nicht
weniger als der B eter und die B eterin Gott zum Va-
ter haben und also seine und ihre Ge schwister sind ,
nicht Krieg führen . E s war und es ist noch immer
ein verhängnisvoller Irrtum der christlichen Tradi-
tion, nur die Menschen als meine Ge schwister an-
zu sehen, die eb enfalls und in der gleichen Weise
wie ich Gott als ihren Vater anerkennen . Gott ist Va-
ter (und Mutter) aller Menschen, auch derer, die
ihn als ihren Vater (und ihre Mutter) nicht anerken-
nen und leugnen .

Jesu s mutet seinen Anhängern in der Nachah-
mung Gottes die Feinde slieb e zu (Matthäu s
5 , 4 3-4 8) . Weil Gott seine Feinde liebt, sollen und
können auch wir unsere Feinde lieben . Weil Jesu s
gegenüb er seinen Feinden an Gotte s Vergebungs-
güte appelliert (»Vater, vergib ihnen, denn sie wis-
sen nicht, was sie tun« , Lukas 2 3 , 3 4) , können auch
wir gegenüb er unseren Feinden an Gotte s Verge-
bungsgüte appellieren .

In dem B ewusstsein Je su und des christlichen
Glaub ens begreifen wir die Natur als Schöpfung
Gotte s, die Erde als Gottes Eigentum, das nicht uns
Menschen gehört, das uns als Leihgab e anvertraut
ist, damit wir sie verantwortlich nutzen und an die
Generation nach uns unversehrt zurückgeb en . In
dem B ewusstsein Jesu und de s christlichen Glau-
b ens sind wir üb erzeugt, dass j eder Mensch Gott
heilig ist, was immer er und sie denkt, glaubt und
tut. In dem B ewusstsein Je su und des christlichen
Glaub ens teilen wir geschwisterlich die Güter der
Erde und die Erträge menschlicher Arb eit, b ewah-
ren wir die Erde als unser gemeinsames Lebens-
hau s und b egnügen wir uns mit einem Leb en im
Zeichen de s Genug j enseits von Armut und Üb er-
fluss .

Jochen Vollmer (jochen vollmer@gmx. de) ist Pfar-
rer i. R. und Mitglied des Versöh n ungsbundes.
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as Bundesverfassungsgericht hat im No-
vemb er 2 0 0 9 zwei D emonstrationsb eob-

achtern das Recht auf Schmerzensgeld zugespro-
chen (Aktenzeichen 1 BvR 2 8 5 3/0 8) . Im Jahr 2 0 0 1
waren Helga Dieter und Ulrich Billerb eck als D e-
monstrationsb eob achter des Komitee für Grund-
rechte und D emokratie im Wendland unterwegs .
Außerhalb der D emonstrationsverb otszone wur-
den sie aus ihrem Auto heraus festgenommen und
mehrere Stunden unter unzumutb aren B edingun-
gen in Gewahrsam gehalten . Im März 2 0 07 stellte
das Amtsgericht Uelzen die Rechtswidrigkeit der
Freiheitsentziehung fest. Die b ereits im Juli 2 0 04
erhob ene Amtshaftungsklage führte j edo ch weder
b eim Landgericht Lüneburg no ch b eim Ob erlan-
de sgericht Celle zum Erfolg . Die Gerichte argu-
mentierten, die »maßgebliche Ausgleichs- und Ge-
nugtuungsfunktion« sei »b ereits durch die Feststel-
lung der Rechtswidrigkeit der polizeilichen Maß-
nahme« erfüllt.

Die Ge schichte der Wahrnehmung des D e-
monstrationsrechts ist voll von solchen Geschich-
ten . D er »Hamburger Kessel« vom 8 . Juni 1 9 8 6 war
rechtswidrig . Die Zivilgerichte sprachen den Teil-
nehmern immerhin ein Schmerzensgeld von 2 0 0
Mark zu . Die Anzahl der polizeilichen Ke ssel seit
dieser Rechtsprechung ist ungezählt. Im Wendland
wurden ganze D örfer − rechtswidrig − eingeke s-
selt. Solange die s allenfalls juristisch fe stge stellt
wird , daraus ab er keine Konsequenzen für die Poli-
zei entstehen, bleib en die se Urteile folgenlo s . Ge-
ringe Schmerzensgeldzahlungen, die sowieso nur
selten durchge setzt werden können, kann sie sozu-
sagen aus der Portokasse b ezahlen .

Illegale Haft erfordert
spürbare Konsequenzen

D as Verfassungsgericht b elehrt die Gerichte nun
j edo ch, dass nicht nur der »Schutzauftrag de s allge-
meinen Persönlichkeitsrechte s einen Anspruch
auf Ausgleich des immateriellen Schadens gebie-
tet« . Wenn, wie hier, zusätzlich das Grundrecht auf
Freiheit der Person b etroffen ist, gilt die s erst recht.
Gerade der illegale Freiheitsentzug gebietet einen
angeme ssenen Ausgleich, um dem Verkümmern
de s Rechtsschutzes entgegenzuwirken . D e s weite-
ren b emängelt das hö chste Gericht, dass auch die
B edingungen de s Gewahrsams allzu ob erflächlich
als unvermeidb ar b ei Großeinsätzen gerechtfertigt
wurden . E s hätte geprüft werden mü ssen, ob die

dadurch entstandenen Rechtseinbußen b ei sorg-
fältiger Planung nicht hätten vermieden werden
können .

Ab er nicht nur die Grundrechte aus Art. 2 in
Verbindung mit Art. 1 GG haben die unteren Ge-
richte nicht au sreichend gewürdigt. Zu b eanstan-
den sei, dass das Ob erlandesgericht die ab schre-
ckende Wirkung einer solchen M aßnahme auf die
Ausübung von Grundrechten nicht erkannt hätte .
Nicht nur derj enige , der eine derartige B ehand-
lung erfahre , sondern auch alle potenziellen D e-
monstrationsteilnehmer könnten vom künftigen
Gebrauch ihre s Grundrechts auf Versammlungs-
freiheit (Art. 8 GG) abgeschreckt werden . Die D e-
monstrationsb eob achtung sei zudem durch die se s
Grundrecht in Verbindung mit Art. 2 Ab s . 1 GG ge-
schützt. D as Gericht formuliert : »Zu b e anstanden
ist weiter, dass das Ob erlandesgericht in der min-
de stens zehnstündigen Festsetzung der B eschwer-
deführer keine nachhaltige B eeinträchtigung ge se-
hen hat, ohne die ab schreckende Wirkung zu erwä-
gen, die einer derartigen B ehandlung für den künf-
tigen Gebrauch grundrechtlich garantierter Frei-
heiten − namentlich die durch Art. 8 Ab s . 1 GG ge-
schützte Teilnahme an D emonstrationen o der de-
ren von Art. 2 Ab s . 1 GG umfasste B eob achtung −
zukommen konnte und die der Rechtsb eeinträchti-
gung ein b e sonderes Gewicht verleihen kann . «

Rechtsschutz darf nicht verkümmern

Die beiden D emonstrationsb eob achter hatten auf
verhältnismäßig geringe Entschädigungen geklagt.
Sie wollten für die j e unterschiedlichen Grund-
rechtsverletzungen im Gewahrsam 5 0 0 und 2 . 0 0 0
Euro Schmerzensgeld . Üb er die Höhe dieses B e-
trags wird das Landgericht Lüneburg nun zu ent-
scheiden hab en . B ei einem unverfänglichen, aber
heimlich aufgenommenen Foto de s Fürstenehe-
p aares von Monaco hat der Bundesgerichtshof im-
merhin eine Entschädigung von 1 5 0 . 0 0 0 M ark
(dem Kleinkind) und 1 2 5 . 0 0 0 M ark (der Mutter)
zuge spro chen . Erst wenn solche B eträge nicht
mehr au s der Portokasse zu zahlen sind , wird die
Polizei vielleicht ihre illegalen Vorgehensweisen
etwas seltener einsetzen . D afür bedarf e s allerdings
no ch häufig des langen Klage-Atems .

Elke Steven arbeitet im Sekretaria t des Ko m itees
für Grundrech te und Dem okra tie.

Elke Steven

Schmerzensgeldanspruch
bei rechtswidriger Festnahme

Verfassungsgericht begründet Mittel gegen renitente Polizeibehörden
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Krieg und Medizin. Ein Gemeinschaftsprojekt des
Deutschen Hygiene-Museums und der Wellco me
Collectio n. [Begleitba nd zur A usstellung »Krieg
und Medizin« im Deutschen-Hygiene-Museum,
Dresden, vo m 4. April bis 9. A ugust 2009] Wall-
stein Verlag. Gö ttingen 2009, 2 70 Seiten, bro-
sch iert, 24, 90 Euro, ISBN 9 78-3-8353-0486-4

Nach dem Ende des O st-West-Gegensatzes ist die
Welt nicht sicherer geworden . Im Gegenteil, die
Gewalt, die heute au s der glob alen Sp altung in ei-
nen pro sperierenden »Norden« und den in Armut
und D emütigung gehaltenen »Süden« rührt, nimmt
auf b esorgniserregende Weise zu . So zählte das Hei-
delb erger Institut für Internationale Konfliktfor-
schung (HIIK; www. h iik. de) im Jahre 2 0 0 8 insge-
samt 3 45 politische Konflikte , darunter 9 Kriege
und 3 0 »ernste Krisen« , die mit massiver Waffenge-
walt einhergingen . D ort, wo es zu Kampfhandlun-
gen kam, waren meist ethnische Sp annungen, Ver-
teilungskämpfe , das Interesse an Rohstoffen o der
terroristische Gewalt die au slö senden Faktoren .

Die neuen Kriege , die in Ländern wie dem Kon-
go , in Somalia, Afghanistan oder Kolumbien herr-
schen, unterscheiden sich hinlänglich von den mi-
litärischen Auseinandersetzungen, die früher zwi-
schen und innerhalb souveräner Staaten ausgetra-
gen wurden . Heute geht e s weder um territorialen
Zugewinn, no ch stehen Ideen revolutionärer Um-
wälzung im Vordergrund . Zugleich sind militäri-
sche Fronten im herkömmlichen Sinne kaum no ch
au szumachen; eb enso wenig wie klare Unterschei-
dungen zwischen Komb attanten und Nichtkom-
b attanten .

Naturgemäß fordern kriegerische Auseinan-
dersetzungen »Opfer« . So schildert der Erzähler in
Erich Maria Remarque s weltb ekannten Roman »Im
Westen nichts Neue s« ( 1 9 2 9) eine schier endlo se
Reihe schrecklicher Verwundungen von Kriegs-
teilnehmern, die als Patienten in den B etten de s La-
zaretts ihr Leid ertragen müssen . Er schließt mit
den Worten : »Erst das Lazarett zeigt, was Krieg ist. «
Im Gegensatz zu damals sind e s aber seit Langem
nicht mehr alleine Soldaten, die in Kriegen ver-
wundet werden o der ihr Leb en lassen . Lag der An-
teil der Kriegstoten in der zivilen B evölkerung im
Ersten Weltkrieg no ch b ei 1 0 Prozent, stieg er im
Zweiten Weltkrieg b ereits auf 5 0 Prozent, im Viet-
namkrieg dann auf 70 Prozent und liegt heute − wie
beispielsweise im Falle der Kriege in Afghanistan
und dem Irak − b ei etwa 8 0 bis 9 0 Prozent. So p ara-
dox e s klingen mag: In den heutigen Kriegen haben
aktive Kriegsteilnehmer eine größere Üb erlebens-
chance als Zivilisten .

Mit B eginn der mo dernen Kriegsführung, die
in der Mitte des 1 9 . Jahrhunderts verortet wird und
ihren Höhepunkt in den b eiden Weltkriegen de s
2 0 . Jahrhunderts fand , hat auch die Medizin kon-
stant an B edeutung gewonnen . Mit dem komple-
xen, oft sehr ambivalenten Verhältnis zwischen der
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D e struktivität des Krieges und dem humanitären
Anspruch der Medizin b eschäftigte sich jüngst die
Ausstellung »Krieg und Medizin« , die im D eut-
schen-Hygiene-Museum in Dre sden vom 4 . April
bis 9 . August 2 0 09 zu sehen war. In einem histori-
schen Zeitraum, der vom Krimkrieg ( 1 8 5 3- 1 8 5 6)
bis hin zu den gegenwärtigen militärischen Ausei-
nandersetzungen in Afghanistan und im Irak
reicht, wurde dab ei anhand von 4 8 0 Exponaten −
Artefakte , Foto s, Kurzfilme , D okumente , Kunst-
werke − anschaulich die Grau samkeit des Kriege s
und das Ringen der Medizin um eine b e ssere B e-
handlung und Versorgung gezeigt. B emerkenswert
ist der Hinweis des Veranstalters , wonach die Aus-
stellung »für Kinder und Jugendliche unter 14 Jah-
ren nicht geeignet« ist.

Zur Ausstellung, die b ereits unter dem Titel
»War and Medicine« vom 2 2 . Novemb er 2 0 0 8 bis 1 5 .
Februar 2 0 09 in London gezeigt wurde , erschien
im Göttinger Wallstein Verlag (www. wallstein-ver-
lag. de) zeitgleich ein reichlich mit Schwarzweiß-
und Farb abbildungen illustrierter B egleitb and , zu
dem Ken Arnold und Jame s Peto von der Wellcome
Collection in London sowie Klau s Vogel vom D eut-
schen Hygiene-Museum in Dresden ein Vorwort
geschrieb en haben . D ort heißt e s zur Intention der
Veröffentlichung : »Die technischen Möglichkei-
ten, im Krisen- und Kriegsfall andere Menschen zu
verstümmeln und zu töten, werden immer ausge-



feilter. In unserem Wunsch zu heilen, ringen wir
stets darum, mit dieser Entwicklung Schritt zu hal-
ten und ihr gleichzeitig die Stirn zu bieten . Wir hof-
fen, dass dieses Buch mit seinen Augenzeugenb e-
richten und historischen Analysen eine breitere
Auseinandersetzung mit den medizinischen und
ethischen Schwierigkeiten dieses auf verhängnis-
volle Weise verquickten Tatb estandes anstoßen
kann . «

Die Voraussetzungen hierzu werden j edenfalls
geb oten . So b eschreiben zahlreiche wissenschaftli-
che E ssays sowie Zeitzeugenberichte von Soldaten,
Ärzten und Krankenschwestern, aber auch von Zi-
vilisten und Künstlern, welchen Herausforderun-
gen die Organisatoren humanitärer Hilfe in Kriegs-
gebieten gegenüb erstanden und welche aktuellen
Aufgaben sie heute b ewältigen müssen . Zugleich
bietet der interdisziplinäre B and eine Auseinander-
setzung mit zahlreichen Fragen, so etwa, welche
Wege und ethische Abwege die Medizin b eschrit-
ten hat, um auf die Wirkung immer differenzierte-
rer und zerstörerischer Waffensysteme reagieren
zu können o der welchen Einfluss die se Entwick-
lungen auf Medizin und Sozialpolitik auch in Frie-
denszeiten hatten .

Ange sichts der Tatsache , dass in der Ge schichte
der Menschheit Kriege für massive physische Schä-
den eb enso wie M angelernährung und Krankheit
verantwortlich sind , mag e s als Ironie erscheinen,

dass sie scheinb ar immer wieder auch zum Fort-
schritt der medizinischen Praxis b eitrugen . So
zeichnen einige B eiträge nach, wie vielfältig Ärzte
auf die Herausforderungen de s Krieges reagierten
und versuchten, auch unter widrigsten B edingun-
gen Verwundete zu versorgen; andere wiederum
verweisen auf Entdeckungen, von denen Soldaten
und Zivilisten im Krieg wie im Frieden profitier-
ten .

Die mo dernen Industrie staaten mit den am b e s-
ten entwickelten Tötungsmaschinerien sind
gleichzeitig diej enigen, die es vermögen, die medi-
zinische und pflegerische Versorgung ihrer ver-
wundeten Soldaten sicherzustellen . Wenngleich
b ei der B etrachtung der B erührungspunkte zwi-
schen Krieg und Medizin häufig die verb esserten
B ehandlungsmöglichkeiten einzelner schwer ver-
wundeter Soldaten im Mittelpunkt stehen, sollte
aber nicht verge ssen werden, dass den größten Ein-
fluss auf die Leb ensqualität und Lebenssp anne ei-
nes Soldaten die Fortschritte in der Prävention au s-
übten .

»Krieg und Medizin« − insge samt b etrachtet die
gelungene D okumentation einer nachdenklich
stimmenden Geschichte der Wechselwirkung zwi-
schen Krieg und Medizin im Zeitalter der Mo derne
− weist auch darauf hin, dass nicht alle Kriegsverlet-
zungen mit dem bloßen Auge wahrnehmb ar sind .
Vielmehr hat j eder große Krieg eine ihm eigene
Konstellation an Symptomen hinterlassen, die im
Ersten Weltkrieg als »Kriegszittern« und sp äter als
Po sttraumatische B elastungsstörung (PTB S) b e-
zeichnet wurde . Die physiologischen, bio chemi-
schen und p sychologischen Ursachen und Ausprä-
gungen dieser Störungen, an denen die Opfer un-
ter Umständen no ch j ahrzehntelang leiden, sind
bis heute nicht umfassend geklärt ; das Thema wird
kontrovers verhandelt.

Auch nach dem B esuch der Au sstellung b ezie-
hungsweise der Lektüre des sehr gelungenen B e-
gleitb andes bleibt der Krieg weiterhin eine Herau s-
forderung für die Gesundheitsversorgung. So flie-
ßen nach wie vor viel Zeit, Geld , Energie und S ach-
verstand in Forschungsb ereiche , in denen sich mi-
litärische und medizinische Interessen treffen . D as
hat entscheidende Auswirkungen für das Leb en
vieler Menschen − seien sie nun Soldaten o der Zivi-
listen . Hier scheint im Hinblick auf die Zukunft ne-
b en Wissen auch politische Phantasie gefragt.
D enkb ar wäre dann b eispielsweise eine Welt, in
der das Militär dem Gesundheitswe sen dient. Die
privilegierten Staaten könnten dab ei die notwendi-
gen Ressourcen aufbringen, um gegen die Geißeln
der Armut und de s massenweisen Sterbens an ver-
meidb aren Krankheiten vorzugehen . Und das mili-
tärische E stablishment? E s könnte die politische
Stabilität und die logistischen Kap azitäten bereit-
stellen, um viele der Hindernisse auf dem Weg hin
zu b esserer Gesundheit weltweit zu üb erwinden .

Hubert Kolling
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